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Aufsätze und Berichte

Zwischen Krise und Reform: Der Wandel der ukrainischen Streitkräfte
und ihrer Mobilmachungspolitik

Von Yuliia Tsurkalenko, Regensburg*

Der Artikel analysiert die nichtlineare Entwicklung der
ukrainischen Streitkräfte seit der Unabhängigkeit 1991 bis
zur Gegenwart und arbeitet insbesondere die Phasen des
strukturellen Niedergangs sowie die späteren Reform- und
Anpassungsprozesse heraus. Er zeigt, dass politische Ent-
scheidungen, chronische Unterfinanzierung, institutionelle
Trägheit und unvollständige Transformationen über lange
Zeiträume zu einer Erosion der Verteidigungsfähigkeit beitru-
gen, die 2014 in einer akuten Krisensituation sichtbar wurde.
Zugleich werden die anschließenden Reformschritte nach
2014 sowie die beschleunigte Transformation seit 2022 als
Reaktionen auf die sicherheitspolitische Zäsur und die Anfor-
derungen des Kriegs eingeordnet. Der Beitrag zeichnet fünf
Phasen nach: vom post-sowjetischen Abbau (1991–1996)
über unterfinanzierte Konsolidierung (1997–2005) und sin-
kende Einsatzbereitschaft (2006–2013) bis zur Erholung nach
2014 und NATO-orientierten Reformen (2014–2021) sowie
zur Expansion und operativen Anpassung seit 2022, insbeson-
dere im Drohnenbereich. Die Mobilmachung wird als staatli-
ches Regime verstanden, das obligatorische Rekrutierung
(territoriale Rekrutierungszentren, Oberih/Reserv+) und frei-
willigen Vertragsdienst kombiniert. Zu den fortbestehenden
Herausforderungen zählen Bürokratisierung, Korruptions-
risiken, Verfahrensdefizite, Vertrauensverlust und „Busifizie-
rung“. Nachhaltige Reformen erfordern Transparenz, hu-
manorientierte Verfahren, glaubwürdige Kommunikation so-
wie verlässliche Regeln für Rotation und Demobilisierung.

The article examines the non-linear evolution of Ukraine’s
Armed Forces from independence in 1991 to the present, with
particular emphasis on phases of structural decline and the
subsequent processes of reform and adaptation. It demons-
trates that political choices, chronic underfunding, institu-
tional inertia, and incomplete transformations over extended
periods contributed to a gradual erosion of defense capacity
– an erosion that became unmistakably visible in the acute
crisis of 2014. At the same time, the post-2014 reform agenda
and the accelerated transformation since 2022 are interpre-
ted as responses to a major security rupture and to the opera-
tional demands of wartime. The study reconstructs five pha-

ses: post-Soviet downsizing (1991–1996), underfunded conso-
lidation (1997–2005), declining readiness as reductions out-
paced modernization (2006–2013), capability recovery and
NATO-oriented reforms after 2014 (2014–2021), and, since
2022, large-scale expansion and operational adaptation, no-
tably in the domain of drone-enabled warfare. Mobilization is
conceptualized as a state regime that combines compulsory
recruitment (territorial recruitment centers; the Oberih regis-
ter and Reserv+ application) with voluntary contract service.
Persistent challenges include bureaucratization, corruption
risks, procedural deficiencies, declining public trust, and the
contested practice commonly referred to as “busification”.
The article concludes that sustainable reform requires
greater transparency, human-centered procedures, credible
public communication, and predictable rules governing rota-
tion and discharge.

I. Einleitung

Fragen der Entwicklung der Streitkräfte der Ukraine sowie
der Gestaltung einer effektiven Mobilmachungspolitik haben
vor dem Hintergrund des umfassenden Kriegs, der am 24.2.
2022 begann, besondere Aktualität erlangt. Die bewaffnete
Aggression der RF stellt nicht nur eine existenzielle Bedro-
hung für die Ukraine dar, sondern wirkt zugleich als Kataly-
sator für eine tiefgreifende Transformation des nationalen
Sicherheitssektors. In den letzten drei Jahrzehnten durchlief
die ukrainische Armee eine komplexe und heterogene Ent-
wicklung: von den ersten Versuchen zur Etablierung nationa-
ler Streitkräfte in den 1990er-Jahren über die sicherheits-
getriebene Modernisierung im Jahr 2014 bis hin zu qualitati-
ven Anpassungen und strukturellem Wandel als Reaktion auf
den großangelegten Krieg.

* Dr. Yuliia Tsurkalenko ist Gastwissenschaftlerin am Lehrstuhl für
Öffentliches Recht, insbesondere deutsches und europäisches Verwal-
tungsrecht, an der Universität Regensburg und am Institut für Ostrecht.
Seit 2011 war sie in verschiedenen Funktionen bei der Nationalen Polizei
der Ukraine tätig, seit 2021 zudem als Dozentin an der Donezker Staatli-
chen Universität für Innere Angelegenheiten. Von 2022 bis 2023 war sie
Stipendiatin der VolkswagenStiftung an der Universität Regensburg. Seit
1.9.2024 ist sie Stipendiatin der Philipp Schwartz-Initiative der Alexan-
der von Humboldt-Stiftung.



Besonders deutlich wird dieser Wandel am Zustand der
ukrainischen Streitkräfte im Jahr 2014, als der damalige Ge-
neralstabschef Wiktor Muschenko die Armee als „buchstäb-
lich in Trümmern“ beschrieb. Doch bereits in den Jahren
2022–2023 konnte die Ukraine ein Beispiel für entschlosse-
nen Widerstand, flexible Mobilisierung und umfassende Ein-
beziehung der Zivilbevölkerung in den nationalen Widerstand
liefern. Auch wenn die internationale Unterstützung zweifel-
los zur Stärkung der Verteidigungsfähigkeit beigetragen hat,
erklärt sie den Erfolg nicht allein: vergleichbare Unterstüt-
zung in Ländern wie dem Irak, Afghanistan oder Südvietnam
führte nicht zu einer stabilen Verteidigung1.

Im ukrainischen Fall waren insbesondere folgende Fak-
toren von entscheidender Bedeutung: die institutionelle Neu-
ausrichtung des militärischen Systems, die gesellschaftliche
Konsolidierung sowie die Digitalisierung der Mobilma-
chungsinfrastruktur (Einführung des Registers „Oberih“ und
der App „Reserv+“). Millionen Bürgerinnen und Bürger be-
teiligten sich aktiv am Widerstand – sei es durch Freiwilligen-
arbeit, paramedizinische Hilfe, Informationskrieg, technische
oder IT-Initiativen.

Es bestehen jedoch weiterhin erhebliche Herausforderun-
gen, darunter Korruption, übermäßige Bürokratisierung von
Prozessen und die Trägheit eines postsowjetischen Verwal-
tungssystems. Diese Faktoren erschweren die konsequente
Umsetzung der Mobilmachungspolitik, insbesondere unter
den Bedingungen eines andauernden Kriegszustands.

Vor diesem Hintergrund verfolgt der vorliegende Beitrag
das Ziel, die historischen Etappen der Entwicklung der ukrai-
nischen Streitkräfte sowie die Ausgestaltung der Mobilma-
chungsgesetzgebung zu analysieren, wobei zentrale Trends
und Problemfelder herausgearbeitet werden. Die Unter-
suchung umfasst fünf Hauptphasen der Armeeentwicklung –
von der Unabhängigkeit bis zur Gegenwart – sowie eine
anschließende Analyse des Systems der rechtlichen Regelung
der Mobilmachung, der Formen der Heranziehung zum Mi-
litärdienst und der Demobilisierung unter Kriegsbedingun-
gen.

II. Retrospektive Analyse der Entwicklung der
ukrainischen Armee

Eine rückblickende Analyse der Entwicklung der Streit-
kräfte der Ukraine verdeutlicht eine nichtlineare Evolution
von einer Millionenarmee im Jahr 1991 hin zu einer Armee
vergleichbarer Größe im Jahr 2025. Politische Entscheidun-
gen und gesetzgeberische Maßnahmen im Bereich der Ver-
teidigungspolitik während der 34-jährigen staatlichen Un-
abhängigkeit haben die gegenwärtige Lage in der Ukraine
unmittelbar geprägt. Die Untersuchung dieses Entwicklungs-
wegs ermöglicht ein tieferes Verständnis der aktuellen sicher-
heitspolitischen Prozesse im Lichte von fünf entscheidenden
Etappen: der Phase der Grundsteinlegung (1991–1996), der
strukturellen Konsolidierung (1997–2005), der Phase der
Transformation und technischen Modernisierung, die parado-
xerweise mit einem erheblichen Niedergang einherging
(2006–2013), der Annexion der Krym und dem bewaffneten
Konflikt im Osten (2014–2022) sowie dem großangelegten
Widerstand gegen die russische Invasion seit dem Jahr 20222.

1. Phase der Grundsteinlegung (1991–1996)
Am Tag der Unabhängigkeit (24.8.1991) übernahm die

Ukraine rund 30 % des militärischen Potenzials der Sowjet-
union3 einschließlich des sowjetischen Wehrrechts sowie des
Einberufungs- und Mobilmachungssystems. Noch am selben
Tag verabschiedete die Verchovna Rada der Ukraine (Par-
lament) den Beschl. über die militärischen Formationen in der
Ukraine4, mit dem alle auf dem Staatsgebiet stationierten
bewaffneten Einheiten der parlamentarischen Kontrolle unter-

stellt wurden. In kürzester Zeit folgte ein Paket verteidigungs-
politischer Gesetze: am 6.12.1991 das Gesetz über die Ver-
teidigung der Ukraine5, das die allgemeinen Grundsätze des
Staatsschutzes festlegt, und das Gesetz über die Streitkräfte
der Ukraine6, welches Funktionen, Zusammensetzung, Orga-
nisation, Dislozierung und Führung der Armee regelt, sowie
am 25.3.1992 das Gesetz über die Wehrpflicht und den Mi-
litärdienst7 (im Folgenden: „MilitärdienstG“), das die Ein-
berufung und Ableistung des Militärdiensts bestimmt.

Am 11.10.1991 verabschiedete die Verchovna Rada die
Konzeption über die Verteidigung und den Aufbau der Streit-
kräfte der Ukraine8, in der die Absicht formuliert wurde, ein
neutraler, atomwaffenfreier Staat zu sein, der keinem Militär-
bündnis angehört und sich zur Nichteinsetzung nuklearer
Waffen verpflichtet.

Zum Zeitpunkt des Zerfalls der Sowjetunion befand sich
auf ukrainischem Territorium die viertgrößte Armee der Welt
mit umfangreichen Waffen- und Technikbeständen9. Die
Truppenstärke lag bei ca. 980.000 Soldaten. Modern aus-
gerüstete und gut ausgebildete Einheiten wurden gezielt aus
Mitteleuropa in die Ukraine verlegt, z. B. die 7. Garde-Pan-
zerdivision, die zuvor bei Berlin (DDR) stationiert war und
nach Krywyj Rih verlegt wurde10.

Im Jahr 1991 verfügte die Ukraine über das zweitgrößte
Atomwaffenarsenal Europas: etwa 2.500 taktische Nuklear-
waffen und 176 interkontinentale ballistische Raketen11. Die

1) Tepperman, How Ukraine remade its military, The Catalyst, Fall
2023, Issue 28, George W. Bush Presidential Center, zugänglich unter:
https://www.bushcenter.org/catalyst/the-fix/how-ukraine-remade-its-mili-
tary (zuletzt abgerufen am 11.11.2025).

2) Укрінформ: 33 роки Збройним силам України: від мільйонної
армії – знову до мільйонної армії. (Ukrinform: 33 Jahre Streitkräfte der
Ukraine: Von einer Millionenarmee – zurück zu einer Millionenarmee),
zugänglich unter: https://www.ukrinform.ua/rubric-ato/3934951-33-roki-
zsu-vid-miljonnoi-armii-do-znovu-miljonnoi-armii.html (zuletzt abge-
rufen am 24.4.2025).

3) Sytnyk, Організаційно-правові засади забезпечення воєнної
безпеки України: курс лекцій (Organisatorische und rechtliche Grund-
lagen der Gewährleistung der militärischen Sicherheit der Ukraine: Vor-
lesungskurs.), Kyjiw: SAK Ltd., 2023 (zuletzt abgerufen am 22.8.2025).

4) Про військові формування на Україні: Постанова Верховної
Ради України від 24.8.1991 № 1431-XII (Über die militärischen Forma-
tionen in der Ukraine: Beschl. der Verchovna Rada der Ukraine
Nr. 1431-XII v. 24.8.1991), VVRU 1991, Nr. 38, Pos. 506, zugänglich
unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/1431-12#Text (zuletzt abge-
rufen am 15.2.2026).

5) Про оборону України: Закон України від 6.12.1991 № 1932-XII
(Über die Verteidigung der Ukraine: Gesetz der Ukraine Nr. 1932-XII v.
6.12.1991), VVRU 1992, Nr. 9, Pos. 106), zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/laws/show/1932-12 (zuletzt abgerufen am 15.2.2026).

6) Про Збройні Сили України: Закон України від 6.12.1991 №
1934-XII (Über die Streitkräfte der Ukraine: Gesetz der Ukraine
Nr. 1934-XII v. 6.12.1991), VVRU 1992, Nr. 9, Pos. 108, zugänglich
unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/1934-12#Text (zuletzt abge-
rufen am 15.2.2026).

7) Про військовий обов'язок і військову службу: Закон України від
25.3.1992 № 2232-XII (Über die Wehrpflicht und den Militärdienst:
Gesetz der Ukraine Nr. 2232-XII v. 25.3.1992), VVRU 1992, Nr. 27,
Pos. 385, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/2232-
12#Text (zuletzt abgerufen am 15.2.2026).

8) Про Концепцію оборони та будівництва Збройних Сил України:
Постанова Верховної Ради України від 22.12.1998 № 327-XIV (Über
die Konzeption der Verteidigung und des Aufbaus der Streitkräfte der
Ukraine: Beschl. der Verchovna Rada der Ukraine Nr. 1659-XII v.
11.10.1991), VVRU 1991, Nr. 51, Pos. 729, zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/go/1659-12 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

9) Tepperman, How Ukraine remade its military, The Catalyst, Fall
2023, Issue 28, George W. Bush Presidential Center, zugänglich unter:
https://www.bushcenter.org/catalyst/the-fix/how-ukraine-remade-its-mili-
tary (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

10) Feskow, Golikow, Kalaschnikow, Slugin, Вооруженные силы
СССР после Второй мировой войны: от Красной армии к Советской
армии. Часть 1: Сухопутные войска (Die Streitkräfte der UdSSR nach
dem Zweiten Weltkrieg: Von der Roten Armee zur Sowjetarmee. Teil 1:
Landstreitkräfte), Tomsk: Verlag der Staatlichen Universität Tomsk,
2013.

11) Українські Новини: Річниця підписання Будапештського
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Ukraine hatte jedoch keine technische Kontrolle über diese
Waffen. Das Eigentumsrecht war völkerrechtlich bei der RF
verankert. Am 21.12.1991 unterzeichnete die Ukraine die
Alma-Ata-Erklärung12, in der sie die Beibehaltung einer ein-
heitlichen Kontrolle über Atomwaffen anerkannte und sich zu
einem atomwaffenfreien Status bekannte. Die in der Ukraine
stationierten strategischen Raketeneinheiten unterstanden
weiterhin der vertikalen Befehlskette des sowjetischen bzw.
russischen Generalstabs. Der Ukraine fehlte sowohl der Zu-
gang zu Startcodes und technischen Steuerungssystemen als
auch die völkerrechtliche Legitimation zur autonomen Nut-
zung dieser Waffen. Auf internationaler Ebene wurde die RF
als alleiniger Rechtsnachfolger der UdSSR im Bereich der
Nuklearwaffen anerkannt.

Die Truppen- und Waffenstärke galt angesichts der realen
Sicherheitslage als überdimensioniert. Externer politischer
Druck, finanzielle Engpässe sowie die Unfähigkeit zur eigen-
ständigen nuklearen Bewaffnung führten zu einem strategi-
schen Richtungswechsel: Die Ukraine verzichtete auf Atom-
waffen, verkaufte überschüssiges militärisches Gerät und re-
duzierte die Armee deutlich.

De facto behielt die Ukraine einzelne Fragmente der sowje-
tischen Militärstruktur. Diese war strukturell, organisatorisch
und zahlenmäßig auf die Anforderungen des Kalten Kriegs
ausgelegt und somit unvereinbar mit den sicherheitspoliti-
schen Realitäten eines souveränen Staates. Auch das Mobil-
machungssystem basierte auf einem sowjetischen Massenmo-
dell mit breiten Reserven.

Die Ukraine stand somit vor der beispiellosen Aufgabe,
innerhalb kürzester Zeit die rechtlichen Grundlagen für den
Aufbau eigener Streitkräfte zu schaffen, ihre Struktur zu re-
organisieren, Führungs- und Unterstützungssysteme zu ent-
wickeln und die übrigen funktionalen Elemente einer funk-
tionsfähigen Armee aufzubauen. Eine besondere Herausfor-
derung stellte die Tatsache dar, dass die übernommenen sow-
jetischen Strukturen nicht auf die Bedürfnisse eines
souveränen Staates ausgerichtet waren. Erforderlich war da-
her eine tiefgreifende Neustrukturierung auf der Grundlage
des Prinzips der „rationalen Verteidigungsfähigkeit“. In die-
sem Prozess verzichtete die Ukraine nicht nur auf Atomwaf-
fen, sondern reduzierte ihre Truppenstärke um das Dreifache
und schrumpfte ihr Waffenarsenal erheblich13. Gemäß dem
Abkommen v. 9.6.1995 über die Aufteilung der Schwarz-
meerflotte erhielt die Ukraine nur 18 % der Flottenschiffe,
obwohl sich die Basen auf ihrem eigenen Territorium befan-
den14.

Die Entwicklung des Wehrpflichtsystems umfasste die
Verkürzung der Dienstzeit sowie die Einführung eines alter-
nativen (nichtmilitärischen) Diensts aus religiösen Gründen15.
Aufgrund einer fehlenden langfristigen Entwicklungsstrategie
und struktureller Diskrepanzen konzentrierte sich die militäri-
sche Führung auf das Überleben der Armee anstatt auf deren
strategische Funktionsfähigkeit. Das Bewusstsein für diese
Problematik mündete in die Erkenntnis, dass ein grundlegen-
der Reformbedarf im Militärwesen bestand.

2. Zeitraum struktureller Entwicklung (1997–2005)
Eine neue Entwicklungsphase der Streitkräfte der Ukraine

begann mit der Genehmigung des Staatlichen Programms
zum Aufbau und zur Entwicklung der Streitkräfte der Ukraine
bis zum Jahr 200516 durch den Präsidenten der Ukraine.
Dieses Programm legte die strategischen Entwicklungslinien
der Armee fest: die Optimierung der Struktur gemäß den
gesetzten Aufgaben, die Ausbalancierung des Kräfteverhält-
nisses zwischen den Teilstreitkräften, die Bildung neuer Or-
ganisations- und Stellenstrukturen sowie die Modernisierung
der Bewaffnung. Die Umsetzung der Reform stieß jedoch auf
zahlreiche Hindernisse infolge chronischer Unterfinanzierung

und militärpolitischer Probleme. Diese Periode war von wi-
dersprüchlichen Entwicklungen geprägt: dem Aufbau eines
unabhängigen Staates einerseits und gleichzeitig der wach-
senden Abhängigkeit von Russland andererseits. Dennoch
intensivierte sich in dieser Zeit die Zusammenarbeit mit euro-
päischen Strukturen und der NATO.

Gleichzeitig fand eine aktive Reorganisation und Reduzie-
rung der Streitkräfte statt. Als optimal galt ein Personalstand
in Höhe von 0,8 bis 0,9 % der Gesamtbevölkerung (etwa
400.000 bis 450.000 Soldaten). Im Dezember 1998 wurde ein
Zielwert von 320.000 Militärangehörigen festgelegt17.

Auch die gesetzliche Grundlage des Mobilmachungssys-
tems wurde wesentlich überarbeitet. Das Gesetz der Ukraine
über die Mobilmachungsvorbereitung und Mobilmachung18

(im Folgenden: „MobilmachungsG“) wurde im Jahr 1999
reformiert. Es präzisierte die Zuständigkeiten der staatlichen
Behörden, erweiterte die Kategorien für Rückstellungen (sog.
„Reservierungen“) und verbesserte die Finanzierung der Mo-
bilmachungsmaßnahmen. Im Jahr 2001 betrafen die Änderun-
gen die Organisation der militärischen Registrierung (Wehr-
erfassung) sowie die Durchführung von Militärübungen.

Die Militärdoktrin der Ukraine von 2004 bestätigte den
blockfreien Status des Staates und definierte den Kurs auf
eine Professionalisierung der Armee19. Dieser beinhaltete die

меморандуму: як Україна втрачала ядерну зброю і чи можна було
цьому запобігти (Ukraĳnski Novyny: Jahrestag der Unterzeichnung des
Budapester Memorandums: Wie die Ukraine ihre Atomwaffen verlor und
ob man dies hätte verhindern können), 5.12.2024, zugänglich unter:
https://ukranews.com/ua/news/1051149-richnytsya-pidpysannya-buda-
peshtskogo-memorandumu-yak-ukrayina-vtrachala-yadernu-zbroyu-i-
chy (zuletzt abgerufen am 2.1.2026).

12) Alma-Ata-Erklärung v. 21.12.1991, zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/laws/show/997_189#Text (zuletzt abgerufen am 2.11.
2025).

13) Про приєднання України до Договору про нерозповсюдження
ядерної зброї від 1 липня 1968 року: Закон України від 16.11.1994 №
248/94-ВР (Über den Beitritt der Ukraine zum Vertrag über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen v. 1.7.1968: Gesetz der Ukraine Nr. 248/94-
VR v. 16.11.1994), VVRU 1994, Nr. 47, Pos. 421, zugänglich unter:
https://zakon.rada.gov.ua/go/248/94-%D0 %B2 %D1 %80 (zuletzt abge-
rufen am 3.1.2026).

14) Угода між Україною та Російською Федерацією щодо
Чорноморського флоту: Угода від 9.6.1995 (Abkommen zwischen der
Ukraine und der RF über die Schwarzmeerflotte v. 9.6.1995), zugänglich
unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/643_082 (zuletzt abgerufen am 10.10.
2025).

15) Про альтернативну (невійськову) службу: Закон України від
12.12.1991 № 1975-XII (Über den alternativen (nichtmilitärischen)
Dienst: Gesetz der Ukraine Nr. 1975-XII v. 12.12.1991), VVRV 1992,
Nr. 15, Pos. 188, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/1975-12
(zuletzt abgerufen am 19.9.2025).

16) Про рішення Ради національної безпеки і оборони України від
31 жовтня 2000 року «Про хід виконання у 1997–2000 роках
Державної програми будівництва та розвитку Збройних Сил України
на період до 2005 року»: Указ Президента України від 15.11.2000 №
1237/2000 (Über den Beschl. des Nationalen Sicherheits- und Verteidi-
gungsrats der Ukraine v. 31.10.2000 „Über den Stand der Umsetzung des
Staatlichen Programms zum Aufbau und zur Entwicklung der Streitkräfte
der Ukraine bis 2005 in den Jahren 1997–2000: Erlass des Präsidenten
der Ukraine Nr. 1237/2000 v. 15.11.2000), OVU 2000, Nr. 46,
Pos. 1988, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/1237/2000 (zu-
letzt abgerufen am 19.1.2026)

17) Про чисельність Збройних Сил України: Постанова Верховної
Ради України від 22.12.1998 № 327-XIV (Über die Personalstärke der
Streitkräfte der Ukraine: Beschl. der Verchovna Rada der Ukraine
Nr. 327-XIV v. 22.12.1998), VVRV 1999, Nr. 2–3, Pos. 26, zugänglich
unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/327-14 (zuletzt abgerufen am 19.1.
2026).

18) Про мобілізаційну підготовку та мобілізацію: Закон України
від 21.10.1993 № 3543-XII (Über die Mobilmachungsvorbereitung und
Mobilmachung: Gesetz der Ukraine Nr. 3543-XII v. 21.10.1993), VVRV
1993, Nr. 44, Pos. 416, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/
3543-12 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

19) Про Воєнну доктрину України: Указ Президента України від
15.6.2004 № 648/2004 (Über die Militärdoktrin der Ukraine: Erlass des
Präsidenten der Ukraine Nr. 648/2004 v. 15.6.2004), OVU 2004, Nr. 30,
Pos. 2005, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/648/2004 (zu-
letzt abgerufen am 19.1.2026).
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Reduzierung der Dauer des Grundmilitärdiensts, die Erhö-
hung des Anteils von Zeitsoldaten auf Vertragsbasis, die
Optimierung der Mobilmachungsressourcen sowie die Ver-
besserung der Ausbildung militärisch geschulter Reservisten.

3. Phase der Reduzierung, Transformation und tech-
nischen Modernisierung (2006–2013)

Zwischen 2006 und 2013 erfolgte eine weitere Umstruktu-
rierung der Streitkräfte der Ukraine, die mit einer deutlichen
Reduzierung des Personalbestands auf etwa 192.000 Angehö-
rige einherging20. Die Modernisierung der militärischen Aus-
rüstung und die Erneuerung des Waffenbestands verliefen
äußerst schleppend – bedingt durch die wirtschaftliche Krise
und die geringe Priorität des Verteidigungssektors in der
staatlichen Politik, die sich insbesondere in der offiziellen
Einschätzung einer fehlenden externen Bedrohung der natio-
nalen Sicherheit widerspiegelte.

In der Personalpolitik der ukrainischen Streitkräfte domi-
nierte in dieser Phase der allmähliche Rückgang der Zahl der
Wehrpflichtigen bei gleichzeitiger Erhöhung des Anteils an
Zeitsoldaten auf Vertragsbasis. Die strategischen Planungen
sahen die vollständige Abschaffung der Wehrpflicht und den
Übergang zu einer Berufsarmee vor. Anfang 2013 diente eine
geschätzte Zahl von etwa 45.000 Vertragssoldaten in der
ukrainischen Armee, von denen jedoch nur rund ein Drittel
(15.000) tatsächlich in Kampfeinheiten tätig war, darunter
lediglich 5.000 in den Landstreitkräften. Somit bildeten wei-
terhin Wehrpflichtige das Rückgrat der Kampfverbände, was
sich angesichts ihrer kurzen Ausbildungszeit negativ auf die
Gefechtsbereitschaft der Einheiten auswirkte21.

Am 14.10.2013 unterzeichnete der Präsident der Ukraine
einen Erlass22, dem zufolge ab 2014 die allgemeine Wehr-
pflicht nur noch für die Inneren Truppen des Innenministeri-
ums beibehalten werden sollte, während alle übrigen militäri-
schen Formationen nach der Demobilisierung der letzten
Wehrpflichtigen im November 2014 vollständig auf Vertrags-
basis übergehen sollten23. Gleichzeitig sah die Gesetzgebung
weiterhin die Möglichkeit vor, die Wehrpflicht per Präsidial-
erlass im Bedarfsfall wieder einzuführen.

In diesem Zeitraum lagen die Hauptachsen der Transforma-
tion der Streitkräfte in der weiteren Reduktion des Personals,
der Verringerung des Waffenbestands und der Optimierung
der Organisationsstruktur. Die strategisch deklarierten Ziele
eines vollständigen Übergangs zur Berufsarmee sowie der
Umrüstung auf moderne oder modernisierte Waffen- und
Techniksysteme wurden nur teilweise erreicht. Bis Ende 2012
betrug die Personalstärke der Streitkräfte etwa 184.000 Per-
sonen, davon 139.000 Militärangehörige – ein Drittel des
ursprünglich im Jahr 1991 angestrebten Umfangs.

Die ersten 23 Jahre der ukrainischen Unabhängigkeit wa-
ren sicherheits- und verteidigungspolitisch durch eine schritt-
weise Erosion der staatlichen Verteidigungsfähigkeit gekenn-
zeichnet. Diese Entwicklung stellte keinen zufälligen Prozess
dar, sondern war das Ergebnis einer Reihe strategischer und
politischer Entscheidungen, die in ihrer Gesamtheit zu einer
systematischen Schwächung des ukrainischen Verteidigungs-
potenzials führten.

Zu den zentralen Faktoren dieses Prozesses zählten der
Verzicht auf das Nuklearwaffenarsenal, die Vernichtung von
Antipersonenminen, die Übergabe strategischer Bomber an
die RF sowie der umfassende Verkauf von militärischem
Eigentum und Waffen. Besonders folgenreich erwies sich die
Abschaffung der Wehrpflicht unmittelbar vor Beginn der
russischen Aggression, da dieser Schritt die Mobilmachungs-
fähigkeit des Staates erheblich einschränkte.

In der Folge dieser kumulativen Entscheidungen waren die
Streitkräfte strukturell nicht in der Lage, der Aggression auf
der Krym wirksam zu begegnen. Die daraus resultierende

Situation offenbarte eine tiefgreifende systemische Krise der
Armee, die durch chronische Unterfinanzierung, die Demora-
lisierung des Personals sowie die Durchdringung führender
Strukturen durch prorussische Elemente zusätzlich verschärft
wurde.

4. Zeit der Krym-Annexion und Beginn des bewaffneten
Konflikts im Donbas (2014–2021)

Ein Wendepunkt in der Entwicklung der ukrainischen
Streitkräfte war der Beginn der sog. „Anti-Terror-Operation“
(ATO) im Osten der Ukraine am 14.4.2014 – erstmals seit der
Unabhängigkeit trat die Armee in reale Kampfhandlungen
ein24. Laut offizieller Darstellung der ukrainischen Staatsfüh-
rung wurde das Format der ATO gewählt, um trotz der mi-
litärischen Aggression der RF im Frühjahr 2014 die Durch-
führung der Präsidentschafts- und Parlamentswahlen zu er-
möglichen. Die verfassungsrechtlichen Vorgaben erlaubten
keine Wahlen unter Kriegszustand, weshalb ein alternativer
rechtlicher Rahmen gewählt wurde, der die Wahlrechte der
Bürger sowie die Legitimation der höchsten Staatsorgane
nicht beeinträchtigte.

Die dramatische Lage im Frühjahr 2014 infolge der russi-
schen Aggression auf der Krym zwang die Ukraine zur umge-
henden Reform ihrer Streitkräfte. Laut dem damaligen Inte-
rimspräsidenten, Oleksandr Turtschynow, verfügte das Land
nur über äußerst begrenzte Ressourcen zur Verteidigung. Fak-
tisch konnten lediglich einige Tausend kampffähige Soldaten
mobilisiert werden. Nach offiziellen Angaben blieben nur
3.990 ukrainische Militärangehörige auf der Krym der Ukrai-
ne treu und verweigerten die Zusammenarbeit mit der Besat-
zungsmacht25.

Die ersten Operationen der ukrainischen Streitkräfte im
Donbas verliefen häufig erfolglos – bedingt durch mangelhaf-
te Organisation, unzureichende Ausrüstung, fehlende Ausbil-
dung und Verrat in der militärischen Führung. Die Lage
wurde durch Freiwilligenbataillone der Nationalgarde und
des Innenministeriums stabilisiert, die sich ab Sommer 2014
an der Befreiung besetzter Gebiete beteiligten26. Eine bedeu-

20) Центр досліджень воєнної історії Збройних Сил України:
Історія Збройних Сил України (1991–2022 роки) (Zentrum zur Erfor-
schung der Militärgeschichte der Streitkräfte der Ukraine: Geschichte der
Streitkräfte der Ukraine [1991–2022]), zugänglich unter: https://
milhistory.zsu.gov.ua/reformuvannya-ta-rozvytok-ZSU/istoriya-zbroy-
nykh-syl-ukrayiny-1991-2022 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

21) A. a. O.
22) Про строки проведення чергових призовів, чергові призови

громадян України на строкову військову службу та звільнення в
запас військовослужбовців у 2014 році: Указ Президента України від
14.10.2013 № 562/2013 (Über die Fristen der regulären Einberufungen,
die regulären Einberufungen ukrainischer Bürger zum Militärdienst und
die Entlassung von Militärangehörigen in die Reserve im Jahr 2014:
Erlass des Präsidenten der Ukraine Nr. 562/2013 v. 14.10.2013), OVU
2013, Nr. 80, Pos. 2973, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/
562/2013 (zuletzt abgerufen am 3.11.2025).

23) Український тиждень: Янукович скасував строкову службу в
армії. Призов залишать лише у внутрішні війська (Ukrainischer Wo-
chenkurier: Janukowytsch schafft die Wehrpflicht in der Armee ab: Ein-
berufung nur noch für Innere Truppen), 14.10.2013, zugänglich unter:
https://tyzhden.ua/ianukovych-skasuvav-strokovu-sluzhbu-v-armii-pry-
zov-zalyshat-lyshe-u-vnutrishni-vijska (zuletzt abgerufen am 10.12.
2025).

24) 2014 – офіційно оголошено про початок Антитерористичної
операції на сході України (2014 – Offizielle Bekanntgabe des Beginns
der Anti-Terror-Operation im Osten der Ukraine), Kyjiw: Ukrainisches
Institut für Nationales Gedenken, 14.4.2020, zugänglich unter: https://
uinp.gov.ua/istorychnyy-kalendar/kviten/14/2014-oficiyno-ogolosheno-
pro-pochatok-antyterorystychnoyi-operaciyi-na-shodi-ukrayiny (zuletzt
abgerufen am 19.11.2025).

25) Крим.Реалії: Турчинов відкинув заяву Неїжпапи про
відсутність наказу захищати Крим (Krym.Realii: Turtschynow weist
Neĳschpapa-Erklärung über fehlenden Befehl zur Verteidigung der Krym
zurück), 22.8.2023, zugänglich unter: https://ua.krymr.com/a/news-
turchinov-vidkynuv-zayavu-neizhpapy-pro-vidsutnist-nakazu-zak-
hyshchaty-krym/33387105.html (zuletzt abgerufen am 12.12.2025).
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tende Rolle spielte die Zivilgesellschaft: Freiwillige versorg-
ten die Armee mit Ausrüstung, Kleidung und technischer
Unterstützung – ein Engagement, das bis heute eine tragende
Säule der militärischen Unterstützung bildet.

Nach 2014 wurde der Wiederaufbau der Einsatzfähigkeit
der Armee zur Priorität. Das Verteidigungsbudget stieg von
15 Mrd. UAH (291,26 Mio. EUR, Stand: 15.2.2026) im Jahr
2014 auf über 100 Mrd. UAH im Jahr 201927. Am 23.12.2014
hob die Verchovna Rada den blockfreien Status der Ukraine
auf28, ein bedeutender Schritt, der das Land aus der geopoliti-
schen Pufferzone zwischen dem Westen und Russland he-
rausführte. Die Implementierung von NATO-Standards be-
gann: Die aktualisierte Militärdoktrin von 2015 definierte die
RF als Aggressor29, 2016 wurden zentrale Leitlinien der Ver-
teidigungsreform verabschiedet. Der Generalstab wurde
strukturell reformiert – mit einer klaren Trennung strategi-
scher und taktischer Funktionen – und die zivile Kontrolle
durch die Ernennung ziviler Verteidigungsminister einge-
führt.

Im Mobilmachungsrecht wurden wichtige Änderungen
vorgenommen: der Schutz von Arbeitsplätzen und Löhnen für
Einberufene, die Befreiung von Kreditsanktionen, vereinfach-
te Vertragsabschlüsse, Wiedereinschreibungsmöglichkeiten
an Hochschulen, Regelungen für die Mobilisierung von
Transportmitteln mit Entschädigungszahlungen sowie das
Aussetzen der Personalreduzierung in den Streitkräften30. Zu
den zentralen Reformen gehörten auch verlängerte Mobilisie-
rungsfristen, eine Erweiterung der mobilisierungsfähigen Per-
sonengruppen durch geänderte Eignungskriterien, eine Ver-
schärfung der Strafen bei Militärdienstverweigerung sowie
die Einführung des Militärdiensts auf vertraglicher Basis als
Hauptmodell mit besseren sozialen Garantien.

Diese Maßnahmen bildeten die rechtliche Grundlage für
eine gestärkte Verteidigungsfähigkeit angesichts äußerer Ag-
gression. In sechs Wellen der Teilmobilmachung wurden
rund 200.000 Soldaten einberufen31. Damit konnten neue Bri-
gaden und Bataillone aufgestellt werden. Zudem wurde die
Wehrpflicht wieder eingeführt, und eine neue Truppengattung
entstand, die Spezialkräfte, die als erste Teilstreitkraft den
NATO-Standards nahekamen.

Zwischen 2014 und 2022 erreichte die Personalstärke der
Streitkräfte etwa 250.000, davon 204.000 Militärangehörige.
Zugleich stieg der Anteil von Frauen im Militär deutlich an:
im Jahr 2014 zählte man rund 17.000 Soldatinnen32.

Die Territorialverteidigung entwickelte sich von einer no-
minalen Struktur zu einer vollwertigen Teilstreitkraft mit
eigenem Kommando, das sich beim großflächigen Einmarsch
2022 als hochwirksam erwies. Ihre Tätigkeit wird durch das
Gesetz der Ukraine über die Grundlagen des nationalen Wi-
derstands33 geregelt. Das Versorgungssystem wurde grund-
legend modernisiert: mit einem neuen Verpflegungssystem,
transparenten Beschaffungen über ProZorro34 sowie einer
spürbaren Erhöhung der Besoldung, was zur Stärkung der
Landesverteidigung beitrug.

5. Kriegszustand in der Ukraine seit dem 24. Februar
2022 bis zur Gegenwart

Am Morgen des 24.2.2022 überfielen die Streitkräfte der
RF die Ukraine in einer umfassenden militärischen Invasion,
indem sie die Staatsgrenze gleichzeitig an mehreren Stellen
überschritten35. Diesem Angriff ging eine offizielle Erklärung
des Präsidenten der RF, Vladimir Putin, über den Beginn
einer sog. „speziellen Militäroperation“ voraus. Zeitgleich
mit dem Bodenangriff erfolgten massive Raketen- und Luft-
schläge auf strategische Objekte in zahlreichen Regionen der
Ukraine, darunter Kyjiw, Charkiw, Iwano-Frankiwsk, Luzk,
Dnipro und Wassylkiw.

Der erste Tag der Aggression war durch eine außerordent-
lich hohe Intensität der Luftangriffe gekennzeichnet. Nach
Angaben ukrainischer Quellen setzte Russland etwa 350
Kampfflugzeuge ein36, die täglich mehr als 140 Einsätze
durchführten und bis zu 300 Kilometer tief in das ukrainische
Territorium eindrangen37. Als Reaktion darauf verhängte der
Präsident der Ukraine, Wolodymyr Selenskyj, am 24.2.2022
per Präsidialerlass Nr. 64/2022 den Kriegszustand38 auf dem
gesamten Staatsgebiet der Ukraine. Seitdem wird dieser Aus-
nahmezustand regelmäßig verlängert.

26) Дивись.info: Як і коли в Україні з’явились перші добробати
(Dyvys.info: Wie und wann entstanden die ersten Freiwilligenbataillone
in der Ukraine), 14.3.2024, zugänglich unter: https://dyvys.info/2024/03/
14/dobrovolchi-bataljony-v-ukrayini-yaki-buly-ta-yaki-stvoryly (zuletzt
abgerufen am 19.1.2026).

27) GlobalSecurity.org: Ukrainian Military Budget, zugänglich unter:
https://www.globalsecurity.org/military/world/ukraine/budget.htm (zu-
letzt abgerufen am 19.1.2026).

28) Про внесення змін до деяких законів України щодо відмови
від позаблокової політики: Закон України від 23.12.2014 № 35-VIII
(Über Änderungen einiger Gesetze der Ukraine bezüglich der Abkehr der
blockfreien Politik: Gesetz der Ukraine Nr. 35-VIII v. 23.12.2014),
VVRU 2015, Nr. 4, Pos. 13, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/
go/35 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

29) Про рішення Ради національної безпеки і оборони України від
2 вересня 2015 року «Про нову редакцію Воєнної доктрини
України»: Указ Президента України від 24.9.2015 № 555/2015 (Über
den Beschl. des Nationalen Sicherheits- und Verteidigungsrats der Ukrai-
ne v, 2.9.2025 „Über die neue Fassung der Militärdoktrin der Ukraine“:
Erlass des Präsidenten der Ukraine Nr. 555/2015 v. 24.9.2015), OVU
2025, Nr. 78, Pos. 2592, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/
555/2015 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

30) Про внесення змін до деяких законодавчих актів України:
Закон України від 24.12.2015 № 911-VIII (Über Änderungen einiger
Gesetzgebungsakte der Ukraine: Gesetz der Ukraine Nr. 911-VIII v.
24.12.2015), VVRV 2016, Nr. 5, Pos. 50, zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/go/911-19 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

31) Про часткову мобілізацію: Указ Президента України від 14.1.
2015 № 15/2015 (Über dringende Maßnahmen zur Neutralisierung von
Bedrohungen für die nationale Sicherheit des Staates: Erlass des Prä-
sidenten der Ukraine Nr. 15/2015 v. 14.1.2015), VVRU 2015, Nr. 6,
Pos. 42; zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/15/
2015#Text (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

32) 24 Канал: З уламків радянщини до потужного війська Європи:
шлях української армії за 33 роки незалежності (24. Kanal: Von den
Trümmern der Sowjetzeit zur starken Armee Europas: Der Weg der
ukrainischen Armee in 33 Jahren Unabhängigkeit), 11.8.2024, zugäng-
lich unter: https://24tv.ua/yak-zminilasya-armiya-ukrayini-1991-po-
2024-rik_n2615921 (zuletzt abgerufen am 19.11.2025).

33) Про основи національного спротиву: Закон України від 16.7.
2021 № 1702-IX (Über die Grundlagen des nationalen Widerstands:
Gesetz der Ukraine Nr. 1702-IX v. 16.7.2021), VVRV 2021, Nr. 48,
Pos. 399, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/1702-20 (zuletzt
abgerufen am 19.1.2026).

34) Міністерство економічного розвитку і торгівлі України:
Завдяки системі ProZorro харчування для українських бійців
постачатиме велика міжнародна компанія (Ministerium für wirtschaft-
liche Entwicklung und Handel der Ukraine: Dank des Systems ProZorro
wird die Verpflegung für ukrainische Soldaten von einem großen interna-
tionalen Unternehmen geliefert), 11.2.2016, zugänglich unter: https://
me. gov.ua/News/Detail?
id=6e4c0be594104462a73ace0768bba70a&lang=uk-U (zuletzt abgerufen
am 19.1.2026).

35) Deutsche Welle. Russland beginnt Krieg gegen die Ukraine, 24.2.
2022, zugänglich unter: https://www.dw.com/ru/rossia-nacala-vojnu-
protiv-ukrainy/a-60894524 (zuletzt abgerufen am 19.11.2025).

36) Bronk, Reynolds, Watling, Russlands Luftkrieg gegen die Ukraine:
Lehren für zukünftige Konflikte. RUSI – Royal United Services Institute,
Juli 2022, zugänglich unter: https://static.rusi.org/SR-Russian-Air-War-
Ukraine-web-final.pdf (zuletzt abgerufen am 19.12.2025).

37) National Institute for Defense Studies: Russia’s War Against
Ukraine: Early Air Campaign Assessment, 22.10.2024, zugänglich unter:
https://www.nids.mod.go.jp/english/publication/commentary/pdf/com-
mentary357e.pdf (zuletzt abgerufen am 19.12.2025).

38) Про введення воєнного стану в Україні: Указ Президента
України від 24.2.2022 № 64/2022 (Über die Einführung des Kriegs-
zustands in der Ukraine: Erlass des Präsidenten der Ukraine Nr. 64/2022
v. 24.2.2022, OVU 2022, Nr. 46, Pos. 2497, zugänglich unter: https://
www.president.gov.ua/documents/642022-41397 (zuletzt abgerufen am
19.1.2026).
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Während der vier Jahre des bewaffneten Widerstands er-
lebte das ukrainische Verteidigungssystem tiefgreifende Ver-
änderungen, sowohl in der Struktur der Streitkräfte als auch
in den Mechanismen der zivilen Mobilmachung. Die Zahl der
Angehörigen der Streitkräfte stieg von etwa 250.000 auf
nahezu 1 Mio. Die materielle und technische Ausstattung
wurde grundlegend modernisiert, von sowjetischer Technik
und begrenzten nationalen Entwicklungen hin zur Integration
westlicher Hochtechnologie (HIMARS, Patriot, Leopard, F-
16)39.

Ein besonders bedeutender Bestandteil der militärischen
Transformation war die Einführung innovativer Kriegsfüh-
rung, insbesondere der umfassende Einsatz unbemannter
Luftfahrzeuge (Drohnen), was das Phänomen eines „Droh-
nenkriegs“ begründete. Parallel dazu entwickelte sich eine
nationale Rüstungsproduktion, was auf einen allmählichen
Übergang von Importabhängigkeit zu eigenständiger Vertei-
digungsindustrie hindeutet. Triebkraft dieser Umgestaltungen
war die beispiellose gesellschaftliche Mobilisierung im ersten
Kriegsjahr, die sich durch einen hohen Grad an Freiwilligkeit
auszeichnete.

In den vier Jahren des großangelegten Kriegs hat sich das
ukrainische Mobilmachungssystem dynamisch gewandelt.
Diese Veränderungen waren eine Reaktion auf den akuten
Bedarf an rascher Truppenverstärkung sowie auf Herausfor-
derungen bei der Umsetzung der Mobilmachungsmaßnah-
men. Die Entwicklung der Mobilmachungsprozesse wurde
von spürbaren Veränderungen in den gesellschaftlichen Ein-
stellungen und institutionellen Herangehensweisen begleitet.
Die Anfangsphase des Kriegs war durch eine massive freiwil-
lige Beteiligung der Bürger an militärischen Strukturen ge-
prägt40, die eine verpflichtende Mobilmachung weitgehend
überflüssig machte. Mit der Zeit verschärfte sich jedoch die
Lage deutlich.

6. Bewertung des Wandels der ukrainischen Streitkräfte
Eine retrospektive Analyse der Entwicklung der ukrai-

nischen Streitkräfte zeigt, dass deren Formierung stets im
Spannungsfeld zwischen äußeren Verpflichtungen, innerstaat-
lichen Ressourcen und sicherheitspolitischen Herausforderun-
gen stand. Der Übergang von einem schwerfälligen sowjeti-
schen Heeresmodell zu einer kompakteren, professionelleren
Armee war konsequent, jedoch verliefen Truppenreduzierung
und Budgetkürzungen schneller als die notwendige Transfor-
mation der militärischen Doktrin und des Mobilmachungs-
systems. Diese Diskrepanz führte zu einer Kluft zwischen
dem tatsächlichen Verteidigungsbedarf und den verfügbaren
Instrumenten zu dessen Deckung. Die russische Vollinvasion
machte diese strukturellen Defizite sichtbar und zeigte, dass
effektive Verteidigung nicht nur technologische Modernisie-
rung und Führungsstärke erfordert, sondern auch ein Umden-
ken hinsichtlich der Prinzipien von Mobilmachung und Re-
servestrukturen notwendig ist.

In diesem Zusammenhang soll die Mobilmachung unter-
sucht werden, um den Grad der Übereinstimmung zwischen
bestehenden Normen und den realen sicherheitspolitischen
Herausforderungen zu ermitteln.

III. Rechtliche Regelung der Mobilmachung in der
Ukraine41

Als Reaktion auf die umfassende russische Invasion am
24.2.2022 führte die Ukraine den Kriegszustand ein, um ihre
staatliche Souveränität und territoriale Integrität zu verteidi-
gen42. Der Kriegszustand ist ein besonderer Rechtsstatus, der
im Fall einer bewaffneten Aggression oder einer Bedrohung
durch einen Angriff eingeführt wird. Er umfasst die Erweite-
rung der Befugnisse des Militärkommandos, der militärischen
Verwaltungen und der staatlichen Behörden zur Gewährleis-

tung der nationalen Sicherheit und Verteidigung sowie eine
vorübergehende Einschränkung bestimmter verfassungsrecht-
lich garantierter Rechte der Bürger. Zu diesen Einschränkun-
gen gehören insbesondere das Verbot von Verfassungsände-
rungen, die Aussetzung von Wahlen und Referenden, die Ein-
schränkung des Streikrechts und des Rechts auf Versamm-
lungen, die Beschränkung der Bewegungsfreiheit und des
Eigentumsrechts sowie die Möglichkeit zur Einführung der
Arbeitspflicht43.

Gleichzeitig mit der Einführung des Kriegszustands wurde
eine allgemeine Mobilmachung ausgerufen, um in kürzester
Zeit die erforderliche Personalstärke der Streitkräfte der
Ukraine, anderer militärischer Formationen sowie der Mobil-
machungsreserve zur Abwehr der bewaffneten Aggression
sicherzustellen44.

1. Wesen der Mobilmachung im ukrainischen Rechtssys-
tem

Gemäß dem MobilmachungsG wird die Mobilmachung als
ein Maßnahmenkomplex definiert, der die planmäßige Um-
stellung der nationalen Wirtschaft, der staatlichen Behörden,
der Behörden der örtlichen Selbstverwaltung, der Unterneh-
men sowie der militärischen Formationen auf den Betrieb
unter Bedingungen einer besonderen Periode und der Streit-
kräfte der Ukraine auf die Organisation und Struktur des
Kriegszustands gewährleistet. Die Mobilmachung umfasst so-
mit nicht nur die Einberufung von Wehrpflichtigen, sondern
auch strukturelle Veränderungen im Bereich der Staatsver-
waltung und Wirtschaft.

Die ukrainische Gesetzgebung unterscheidet drei Formen
der Mobilmachung:

- die allgemeine Mobilmachung, die das gesamte Staats-
gebiet und alle Ressourcenbereiche umfasst;

- die teilweise Mobilmachung, die sich auf bestimmte Re-
gionen oder Wirtschaftszweige beschränkt;

- die zielgerichtete Mobilmachung, die auf die Beseitigung
von Folgen außergewöhnlicher Situationen in Friedenszei-
ten abzielt.

Nach Beginn der großangelegten russischen Aggression
wurde in der Ukraine die allgemeine Mobilmachung einge-
führt. Deren Umsetzung spiegelte den Wandel gesellschaftli-

39) Центр досліджень воєнної історії Збройних Сил України:
Історія Збройних Сил України (1991–2022 роки) (Zentrum zur Erfor-
schung der Militärgeschichte der Streitkräfte der Ukraine: Geschichte der
Streitkräfte der Ukraine [1991–2022]), zugänglich unter: https://
milhistory.zsu.gov.ua/reformuvannya-ta-rozvytok-ZSU/istoriya-zbroy-
nykh-syl-ukrayiny-1991-2022 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

40) Center for Strategic and International Studies (CSIS): Whole of
Society Resilience: Lessons from Russia Ukraine, 17.4.2025, zugänglich
unter: https://www.csis.org/analysis/whole-society-resilience-lessons-
russia-ukraine-conflict-focus(zuletzt abgerufen am 19.12.2025).

41) Siehe hierzu auch Tsurkalenko, Spannungsverhältnis zwischen
Rechten und Pflichten: Mobilmachung in der Ukraine, Ukraine-Analysen
Nr. 324, 19.12.2025, S. 2-7, DOI: 10.31205/UA.324.01.

42) Про введення воєнного стану в Україні: Указ Президента
України від 24.2.2022 № 64/2022 (Über die Einführung des Kriegs-
zustands in der Ukraine: Erlass des Präsidenten der Ukraine Nr. 64/2022
v. 24.2.2022), OVU 2022, Nr. 46, Pos. 2497, zugänglich unter: https://
www.president.gov.ua/documents/642022-41397 (zuletzt abgerufen am
19.1.2026).

43) Про правовий режим воєнного стану: Закон України від 12.5.
2015 № 389-VIII (Über das Rechtsregime des Kriegszustands: Gesetz
der Ukraine Nr. 389-VIII v. 12.5.2015), VVRU 2025, Nr. 28, Pos. 250,
zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/go/389-19 (zuletzt abgerufen
am 19.1.2026). Hierzu auch Tsurkalenko, Einführung des Rechtsregimes
des Kriegszustands in der Ukraine und seine Rechtsfolgen, WiRO 2023,
S. 43-51, DOI: 10.61028/wiro-2023-03-03.

44) Про загальну мобілізацію: Указ Президента України від 24.2.
2022 № 69/2022 (Über die allgemeine Mobilmachung: Erlass des Prä-
sidenten der Ukraine Nr. 69/2022v. 24.2.2022), OVU 2022, Nr. 46,
Pos. 2501, zugänglich unter: https://www.president.gov.ua/documents/
692022-41413 (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).
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cher und rechtlicher Reaktionsmechanismen auf Bedrohun-
gen wider. In der Anfangsphase war ein hoher Anteil freiwil-
liger Eintritte in die Reihen der Streitkräfte und anderer Ver-
teidigungsformationen zu beobachten. Mit zunehmender Dau-
er der Kampfhandlungen entstand jedoch die Notwendigkeit,
die organisatorischen Einberufungsverfahren zu stärken, das
System der militärischen Registrierung zu verbessern, die
Kriterien für die Befreiung oder den Aufschub zum Militär-
dienst zu präzisieren und die Verantwortlichkeit für die Ver-
weigerung der Wehrpflicht zu verschärfen.

Gleichzeitig ist die Mobilmachung nicht nur ein juristischer
und administrativer Prozess, sondern auch ein soziales Phäno-
men. Ihre Wirksamkeit hängt vom Maß des gesellschaftlichen
Vertrauens, von der Wahrnehmung der Notwendigkeit der
Landesverteidigung durch die Bürger und von ihrer Bereit-
schaft zur Teilnahme ab. Daher stellt die Einbeziehung der
Bevölkerung in den Militärdienst ein zentrales Element des
Funktionierens des Mobilmachungssystems dar.

2. Einbeziehung der Bürger in den Militärdienst im Rah-
men der Mobilmachung

Die verfassungsrechtliche Grundlage für die Einbeziehung
der Bürger in den Militärdienst beruht auf mehreren Normen.
Art. 17 der Verfassung der Ukraine45 (im Folgenden: „Verf.“)
definiert die Landesverteidigung als eine der wichtigsten
Funktionen des Staates, die in erster Linie den Streitkräften
der Ukraine obliegt. Art. 65 Verf. legt den Schutz des Va-
terlands als verfassungsrechtliche Pflicht jedes Bürgers und
jeder Bürgerin fest.

Der Militärdienst ist gemäß Art. 1 MilitärdienstG eine
Form des Staatsdiensts, der in der beruflichen Tätigkeit von
Bürgern der Ukraine sowie von Ausländern und Staatenlosen
besteht, die sich rechtmäßig auf dem Territorium der Ukraine
aufhalten, und dem Schutz der Souveränität und territorialen
Integrität der Ukraine dient.

Unter den Bedingungen der seit dem 24.2.2022 geltenden
allgemeinen Mobilmachung bestehen zwei Möglichkeiten zur
Einbeziehung der Bürger in den Militärdienst: die verpflich-
tende und die freiwillige Teilnahme.

Bezüglich des alternativen zivilen Diensts bleibt dessen
rechtlicher Status unter den Bedingungen der Mobilmachung
unbestimmt. Zwar hat nach Art. 35 Verf. eine Person, deren
Überzeugungen mit dem Militärdienst unvereinbar sind, einen
Anspruch auf einen alternativen zivilen Dienst. Auch das
Gesetz über den alternativen (nichtmilitärischen) Dienst46

gewährt Bürgern das Recht, den Militärdienst zu verweigern,
wenn dieser ihren religiösen Überzeugungen widerspricht.
Laut offiziellen Erklärungen des Verteidigungsministeriums
und juristischer Analyseplattformen wird das entsprechende
Verfahren für den Ersatz des Militärdiensts durch den alterna-
tiven zivilen Dienst derzeit de facto nicht angewendet. Somit
stellt der alternative zivile Dienst – obwohl formal im Gesetz
verankert – während des Kriegszustands faktisch kein zu-
gängliches Instrument zur Ausübung des Rechts auf Gewis-
sensfreiheit dar47. Die Venedig-Kommission betont zwar,
dass die Kriegsdienstverweigerung auch im Kriegszustand
nicht vollständig ausgeschlossen werden darf und Personen,
die den Kriegsdienst verweigern, niemals zum Tragen oder
Einsatz von Waffen gezwungen werden dürfen. Die Realität
in der Ukraine sieht jedoch anders aus. Für den Durch-
schnittsbürger ist es praktisch unmöglich, den Militärdienst
aus religiösen Gründen zu verweigern.

a) Verpflichtende Einberufung. Nach einer umfassenden
Reform des Mobilmachungssystems im Jahr 202448 unterlie-
gen Männer im Alter von 25 bis 60 Jahren sowie Frauen
bestimmter Fachrichtungen, z. B. mit medizinischer und phar-
mazeutischer Ausbildung49, der Mobilmachung. Gleichzeitig
erstreckt sich die Wehrpflicht auf eine breitere Personengrup-

pe: Alle männlichen Bürger im Alter von 18 bis 60 Jahren
sowie Frauen bestimmter Fachrichtungen sind verpflichtet,
sich militärisch erfassen zu lassen. Diese Wehrerfassung ist
ein zentrales Element des Mobilmachungssystems des Staa-
tes, da sie die rechtliche und administrative Grundlage für die
vorausschauende und planmäßige Aufstellung der Streitkräfte
der Ukraine, anderer militärischer Formationen sowie die
Erfüllung von Verteidigungsaufgaben im Kriegszustand bil-
det.

Gemäß geltendem ukrainischem Recht erfolgt die Umset-
zung von Mobilmachungsmaßnahmen stufenweise unter Be-
rücksichtigung der militärischen Qualifikation, Erfahrung und
Vorbereitung der Bürger:innen. Vorrangig werden Personen
des operativen Reservistenpools sowie Wehrpflichtige mit
Kampferfahrung einberufen. In den folgenden Mobilma-
chungswellen werden Reservist:innen der ersten Linie, ehe-
malige Militärdienstleistende, Offiziere der Reserve, Absol-
vent:innen militärischer Ausbildungseinrichtungen sowie an-
dere Bürger:innen mit entsprechender Eignung und Wehr-
erfassung berücksichtigt. Dieser Ansatz gewährleistet eine
effiziente Nutzung der verfügbaren Humanressourcen ent-
sprechend ihrer Einsatzfähigkeit und ihres Potenzials.

Der obligatorische Einberufungsmechanismus wird durch
das System der Territorialen Zentren für Personalgewinnung
und soziale Unterstützung (im Folgenden: „TZK“) umgesetzt,
die als zentrale Ausführungsorgane des Mobilmachungspro-
zesses fungieren. Die TZK werden vom ukrainischen Ver-
teidigungsministerium gebildet, aufgelöst oder reorganisiert.

Die Mobilmachung umfasst die Zustellung des Einberu-
fungsbescheids, das persönliche Erscheinen beim TZK, eine
umfassende medizinische Untersuchung, die Entscheidung
über die Tauglichkeit zum Militärdienst und die Zuweisung
zu einer militärischen Einheit. Für die Zustellung der Ein-
berufungsbescheide sind die TZK, die Behörden der örtlichen
Selbstverwaltung, Unternehmensleitungen, Bildungseinrich-
tungen oder Grenzschutzbehörden zuständig. Die Übergabe
der Bescheide kann am Wohnort, am Arbeitsplatz, am Studi-
enort, an öffentlichen Plätzen oder an der Staatsgrenze erfol-
gen.

Die digitale Transformation des Mobilmachungssystems
war ein wesentlicher Bestandteil seiner Modernisierung. Die
Einführung des elektronischen Registers „Oberih“ und der
mobilen App „Reserv+“ schufen die Grundlage für eine auto-
matisierte Verwaltung der Wehrpflichtdaten. Das Register

45) Конституція України від 28.6.1996 (Verfassung der Ukraine v.
28.6.1996), VVRV 1996, Nr. 30, Pos. 141, zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/laws/show/254 %D0 %BA/96-%D0 %B2 %D1 %
80#Text (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

46) Про альтернативну (невійськову) службу: Закон України від
12.12.1991 № 1975-XII (Über den alternativen [nichtmilitärischen]
Dienst: Gesetz der Ukraine Nr. 1975-XII v. 12.12.1991), VVRU 1992,
Nr. 15, Pos. 188), zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/
1975-12#Text (zuletzt abgerufen am 15.2.2026)

47) Координаційний центр з надання безоплатної правничої
допомоги: Чи існує альтернативна (невійськова) служба під час
воєнного стану та хто має на неї право? (Koordinierungszentrum für
kostenlose Rechtsberatung: Gibt es während des Kriegszustands einen
Anspruch auf alternativen [nichtmilitärischen] Dienst und wer hat das
Recht darauf?), 9.10.2024, zugänglich unter: https://legalaid.gov.ua/
publikatsiyi/chy-isnuye-alternatyvna-nevijskova-sluzhba-pid-chas-voyen-
nogo-stanu-ta-hto-maye-na-neyi-pravo/ (zuletzt abgerufen am 7.11.
2025).

48) Siehe hierzu die Chronikmeldungen zur Rechtsentwicklung in der
Ukraine von Himmelreich, WiRO 2025, S. 31, 79 ff.

49) Про затвердження Порядку організації та ведення військового
обліку призовників, військовозобов’язаних та резервістів: Постанова
Кабінету Міністрів України від 30.12.2022 № 1487 (Über die Bestäti-
gung des Verfahrens für die Organisation und Führung der Wehrerfas-
sung von Einberufenen, Wehrpflichtigen und Reservisten: Beschl. des
Ministerkabinetts der Ukraine Nr. 1487 v. 30.12.2022), OVU 2023,
Nr. 5, Pos. 409, zugänglich unter: https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/
1487-2022#Text (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

Tsurkalenko, Zwischen Krise und Reform: Der Wandel der ukrainischen Streitkräfte und ihrer Mobilmachung Heft 1-3/2026 · WiRO 7



„Oberih“ integriert Informationen aus verschiedenen staatli-
chen Quellen und verbessert so die Genauigkeit der Daten.
Im Jahr 2024 wurden über 4,6 Mio. Datensätze aktualisiert50.
Erfasst werden u. a. Telefonnummern, E-Mail-Adressen,
Fremdsprachenkenntnisse, Genehmigungen zum Verlassen
der Ukraine, Führerscheine und die Ergebnisse medizinischer
Untersuchungen. Zuständig für die Führung des Registers ist
das Verteidigungsministerium der Ukraine.

Im Mai 2025 betrug die Zahl der Nutzer:innen der App
„Reserv+“ mehr als 4 Mio., was auf eine umfassende digitale
Integration hinweist51. Zusätzlich haben über 1 Mio. Per-
sonen die App seit der Einführung neuer Funktionen im
September 2025 autorisiert52. Die Digitalisierung optimiert
somit nicht nur die Verwaltungsprozesse, sondern ermöglicht
auch eine flexible Anpassung der Mobilmachungsmechanis-
men an die Bedingungen eines langwierigen Kriegs.

Eine elektronische Vorladung über die App „Reserv+“
wurde bisher in der Ukraine nicht eingeführt, sodass die Vor-
ladung weiterhin postalisch zugestellt werden muss. Seit Juli
2024 können Einberufungsbescheide allerdings per Einschrei-
ben übermittelt werden. Ein Bescheid gilt dabei schon dann
als ordnungsgemäß zugestellt, wenn er an die gemeldete
Wohnadresse gesendet wurde, unabhängig davon, ob er tat-
sächlich vom Adressaten empfangen wurde. Bereits im Ok-
tober 2024 meldete die „Ukrposhta“, dass 20.000 Einberufun-
gen auf diesem Weg verschickt wurden53.

Ein wichtiger Bestandteil der rechtlichen Regulierung ist
das System der Verantwortlichkeit für Verstöße gegen die
Mobilmachungsgesetzgebung. Wenn eine Person sich wei-
gert, eine Einberufung entgegenzunehmen oder unentschul-
digt nicht beim TZK erscheint, stellt dies eine Ordnungswid-
rigkeit gemäß Artt. 210 und 210-1 OWiGB54 dar. In Kriegs-
zeiten können die Geldbußen für Bürger:innen zwischen
17.000 und 25.500 UAH, für Amtspersonen bis zu 59.500
UAH betragen. Eine Analyse der Rechtsprechung zeigt je-
doch eine hohe Instabilität: Nach Angaben von „OpenData-
Bot“ wurden in mindestens 30 von 34 geprüften Fällen die
durch die TZK verhängten Geldbußen von den Gerichten auf-
gehoben55. Dies deutet auf Probleme bei der ordnungsgemä-
ßen prozessualen Dokumentation von Verstößen und auf for-
malisierte Vorgehensweisen bei der Verhängung von Ord-
nungsstrafen hin.

Nach ordnungsgemäßer Zustellung der Einberufung führt
eine Verweigerung des Militärdiensts zur strafrechtlichen
Verantwortlichkeit gemäß Art. 336 StGB56. Für diese Straftat
ist eine Freiheitsstrafe von drei bis fünf Jahren vorgesehen.
Mit Stand v. 7.5.2024 wurden in der Ukraine über 11.000
Strafverfahren gemäß diesem Straftatbestand eröffnet57.

Trotz der gesetzlich vorgesehenen ordnungs- bzw. straf-
rechtlichen Verantwortlichkeit für die Verweigerung der ver-
fassungsrechtlichen Pflicht zeigt sich in der Ukraine eine
anhaltende Tendenz zur wachsenden Vermeidung der Teil-
nahme an Mobilmachungsmaßnahmen. Ein erheblicher Teil
der Wehrpflichtigen reagiert nicht auf Einberufungen, aktua-
lisiert seine persönlichen Daten in den Registern nicht und
versteckt sich bewusst vor den Mitarbeitern der TZK.

Die Gründe hierfür sind vielfältig. Sie reichen von Angst
vor Tod und Verstümmelung über unzureichenden Dienst-
bedingungen bis hin zu einem tiefen Gefühl sozialer Unge-
rechtigkeit, ausgelöst durch die Intransparenz des Mobilma-
chungssystems, selektive Anwendung von Gesetzen, man-
gelnde staatliche Kommunikation und ungleiche Verteilung
der Kriegsbelastung unter der Bevölkerung. Besorgungserre-
gend ist die Korruption im Zusammenhang mit der Militär-
dienstverweigerung: Mitarbeiter der TZK, der medizinisch-
sozialen Expertenkommissionen (MSEK) und des Grenz-
schutzdiensts stellen gegen Zahlungen von 3.000 bis 12.000
USD illegale Befreiungen vom Militärdienst aus. Damit be-

reichern sich die Staatsangestellten nicht nur, sondern sie
tragen auch zu einem wachsenden Misstrauen gegenüber
staatlichen Institutionen bei.

Hinzu kommt das Fehlen klarer Mechanismen für eine
planmäßige Rotation und Demobilisierung, was dazu führt,
dass Militärangehörige sich über einen langen Zeitraum hin-
weg ohne ausreichende Erholung an der Front befinden. Dies
verursacht physische und psychische Erschöpfung, erhöht das
Risiko von Kampfverlusten und verringert die allgemeine
Gefechtsfähigkeit der Einheiten. Eine solche Situation unter-
gräbt zudem das Prinzip der gerechten Verteilung der militä-
rischen Lasten unter der Bevölkerung.

Als Reaktion auf den gesellschaftlichen Druck wurde in
der ukrainischen Öffentlichkeit Anfang April 2025 über die
Entwicklung eines neuen Rotationsmechanismus durch das
Verteidigungsministerium berichtet. Demnach sollten Militär-
angehörige nach 90 Tagen ununterbrochener unmittelbarer
Teilnahme an Kampfhandlungen Anspruch auf eine mehr-
monatige Erholungsphase im Hinterland erhalten. Eine ge-
naue Dauer dieser Erholungszeit ist jedoch im ukrainischen
Gesetz nicht festgelegt. Nach öffentlichen Angaben sollte
dieser Mechanismus vielmehr durch untergesetzliche Rege-
lungen bzw. militärische Direktiven ausgestaltet werden und
die Besonderheiten militärischer Verwendungen, den Ge-
sundheitszustand sowie die individuellen Umstände der ein-
zelnen Militärangehörigen berücksichtigen58.

50) Суспільне: Понад 4,5 мільйона військовозобов’язаних вчасно
оновили дані – більшість через застосунок «Резерв+» (Suspilne: Über
4,5 Millionen Wehrpflichtige haben ihre Daten rechtzeitig aktualisiert –
die Mehrheit über die App „Reserv+“), 17.7.2024, zugänglich unter:
https://suspilne.media/792947-ponad-45-mlrd-vijskovozobovazanih-ono-
vili-dani-vcasno-bilsist-cerez-rezerv/ (zuletzt abgerufen am 19.11.2025).

51) BRDO – офіс ефективного регулювання: «Резерв+ – рік
цифрових рішень, якими скористалися вже 4 млн
військовозобов’язаних» (BRDO – Büro für effektive Regulierung: „Re-
serv+ – ein Jahr digitale Lösungen, die bereits von über 4 Mio. Wehr-
pflichtigen genutzt wurden“), 19.5.2025, zugänglich unter: https://
brdo.com.ua/news/rezerv-rik-tsyfrovyh-rishen-yakymy-skorystalysya-
vzhe-4-mln-vijskovozobov-yazanyh/ (zuletzt abgerufen am 9.12.2025).

52) Цензор.NET: «„Резерв+“ оновив функцію „Штрафи онлайн“:
тепер можна переглянути деталі справи, завантажити заяви та
отримати постанови» (Cenzor.NET: „Reserv+“ hat die Funktion „On-
line-Strafen“ aktualisiert: Jetzt kann man Falldetails einsehen, Anträge
herunterladen und Bescheide erhalten), 16.10.2025, zugänglich unter:
https://censor.net/ua/news/3580083/rezerv_onovyv_funktsiyu_shtra-
fy_onlayn (zuletzt abgerufen am 15.1.2026)

53) Укрінформ: Укрпошта передала в доставку понад 20 тисяч
повісток військовозобов’язаним (Ukrinform: Ukrposhta hat mehr als
20.000 Vorladungen an Wehrpflichtige zur Zustellung übergeben),
27.10.2024, zugänglich unter: https://www.ukrinform.ua/rubric-society/
3914578-ukrposta-peredala-v-dostavku-ponad-20-tisac-povistok-vijsko-
vozobovazanim.html (zuletzt abgerufen am 5.11.2026).

54) Кодекс України про адміністративні правопорушення: Закон
України від 7.12.1984 № 8073-X (Ordnungswidrigkeitengesetzbuch der
Ukraine: Gesetz der Ukraine Nr. 8073-X v. 7.12.1984), VVR URSR
1984, Nr. 51 (Anlage), Pos. 1122, zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/laws/show/80731-10#Text (zuletzt abgerufen am 12.1.
2026).

55) Опендатабот: Як часто скасовують штрафи ТЦК? (Opendata-
bot: Wie oft wurden Geldstrafen des TZK annulliert?), 1.4.2024, zugäng-
lich unter: https://opendatabot.ua/analytics/cancelled-tck-fines (zuletzt
abgerufen am 8.11.2025).

56) Кримінальний кодекс України: Закон України від 5.4.2001
№ 2341-III (Strafgesetzbuch der Ukraine: Gesetz der Ukraine Nr. 2341-
III v. 5.4.2001), VVRV 2001, Nr. 25–26, Pos. 131, zugänglich unter:
https://zakon.rada.gov.ua/laws/show/2341-14#Text (zuletzt abgerufen am
19.1.2026).

57) Доступ до правди: В Україні відкрили понад 11 тис. справ
щодо ухильників від початку повномасштабного вторгнення (Zugang
zur Wahrheit: In der Ukraine wurden seit Beginn der umfassenden
Invasion über 11.000 Verfahren gegen Militärdienstverweigerer einge-
leitet), 7.5.2024, zugänglich unter: https://dostup.org.ua/news/
publications/v-ukraini-vidkryly-ponad-11-tys-sprav-shchodo-ukhylny-
kiv-vid-pochatku-povnomasshtabnoho-vtorhnennia (zuletzt abgerufen
am 19.1.2026).

58) Суспільне: Міноборони розробило новий механізм ротації для
військових після 90 днів безперервної служби на фронті (Suspilne:
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Als Reaktion auf die weit verbreitete Missachtung von
Einberufungsbescheiden und die unzureichende Personalaus-
stattung der Streitkräfte sehen sich die TZK zu rigorosen
Zwangsmaßnahmen gezwungen, um die von der Regierung
vorgegebenen Mobilmachungsziele zu erreichen. Diese Situa-
tion hat ein spezifisches soziales Phänomen hervorgebracht,
das im öffentlichen Diskurs unter dem Begriff „Busifizie-
rung“ bekannt geworden ist, abgeleitet vom Wort „Bus“
(Kleinbus) als Symbol für das Transportmittel, das bei Stra-
ßenrazzien verwendet wird. Unter diesem Begriff versteht
man die Praxis, Männer im wehrpflichtigen Alter auf der
Straße, in öffentlichen Verkehrsmitteln, in der Nähe von U-
Bahn-Stationen, Einkaufszentren, Kontrollpunkten oder
Bahnhöfen anzuhalten und anschließend zum Teil unter An-
wendung körperlicher Gewalt oder Druck, oft in Zusammen-
arbeit mit der Polizei, zu den TZK zu bringen59.

In einigen Fällen war die Praxis der „Busifizierung“ von
tragischen Ereignissen begleitet. So verstarb etwa ein 43-jäh-
riger Mann, der über ein TZK in Kyjiw einberufen wurde, im
Krankenhaus, nachdem er laut offizieller Version im Verteil-
zentrum des TZK stürzte und sich eine Kopfverletzung zuzog.
Gegen die Verantwortlichen wurde ein Ermittlungsverfahren
gemäß Art. 115 StGB (vorsätzlicher Mord) eingeleitet60. In
einem anderen Fall wurde dokumentiert, dass während der
Mobilmachung mindestens 25 Todesfälle von Wehrpflichti-
gen während der Eintragung in die Wehrregister der TZK
(Wehrerfassung) oder auf dem Weg zu den Militäreinheiten
verzeichnet wurden, ein Umstand, der die Kritik an dieser
Praxis weiter verstärkt61.

Das Phänomen der „Busifizierung“ sowie die dokumentier-
ten Todesfälle von Mobilisierten zeugen nicht nur von einer
tiefgreifenden Krise der Wirksamkeit der aktuellen Mobilma-
chungspolitik, sondern stellen auch die Legitimität der Hand-
lungen staatlicher Institutionen infrage. Wenn Mobilma-
chungsmaßnahmen von der Gesellschaft zunehmend als Form
der Zwangsrekrutierung wahrgenommen werden, untergräbt
dies das Vertrauen in den Staat und schwächt die moralische
Unterstützung für die Verteidigungsanstrengungen. Langfris-
tig droht dadurch eine Erschöpfung der Mobilmachungsres-
sourcen und eine Vertiefung gesellschaftlicher und sozialer
Spannungen unter den ukrainischen Staatsbürgern.

Darüber hinaus stellt diese Situation die ukrainische Ge-
sellschaft vor ein fundamentales rechtliches und ethisches
Dilemma. Wo liegt die Grenze zwischen der verfassungs-
rechtlichen Pflicht der Bürger zur Verteidigung des Vater-
lands und dem individuellen Recht auf Würde, Freiheit und
Schutz vor Zwang? Das Fehlen einer klaren Antwort auf
diese Frage vertieft die innere Konfrontation zwischen dem
Staat und jenen Teilen der Bevölkerung, die Mobilmachungs-
maßnahmen nicht als gemeinsame nationale Anstrengung,
sondern als Bedrohung ihrer persönlichen Rechte und Freihei-
ten empfinden. Die Anwendung von Zwangsmethoden bei
der Mobilmachung, die nicht selten mit Menschenrechtsver-
letzungen einhergeht, führt zu heftiger öffentlicher Resonanz.
Es stellt sich somit die grundlegende Frage nach den zulässi-
gen Grenzen staatlichen Zwangs in einer demokratischen
Gesellschaft.

b) Freiwilligendienst. Neben der verpflichtenden Einberu-
fung während der Mobilmachung steht der freiwillige Eintritt
in den Militärdienst auf der Grundlage eines Dienstvertrags.
Dieser Ansatz soll die Belastung durch Zwangsmechanismen
verringern und zur Bildung eines professionellen Kaderkerns
beitragen. Der freiwillige Dienst wird als wesentlicher Be-
standteil der Verteidigungspolitik angesehen, der es ermög-
licht, Personen mit entsprechender Motivation, Fähigkeiten
und Bereitschaft für den Einsatz unter hohen Risiken zu
gewinnen.

In der Zeit von 2022 bis 2024, also in den ersten drei
Jahren der Vollinvasion, war der freiwillige Mechanismus zur
Einberufung nicht zentral organisiert. Die TZK blieben der
Hauptkanal für den Eintritt in den Dienst, an die sich Freiwil-
lige selbstständig wandten. In den ersten Kriegsmonaten
(März–Mai 2022) war eine außergewöhnlich hohe Mobilisie-
rungsaktivität zu beobachten: Tausende Menschen strebten
danach, sich den Streitkräften der Ukraine, der Territorialver-
teidigung oder unterstützend als Freiwillige, Sanitäter, Inge-
nieure u. a. anzuschließen.

Gleichzeitig führte das Fehlen eines spezialisierten Rekru-
tierungssystems, einer Informationskampagne und einer ein-
heitlichen Anlaufstelle zu einer Überlastung der TZK, ineffi-
zienter Ressourcennutzung und ungleichem Zugang zum Mi-
litärdienst. Ein Teil der Freiwilligen trat den Freiwilligenfor-
mationen der territorialen Gemeinden bei, die später
weitestgehend in das System der Territorialverteidigung inte-
griert wurden. Ein erheblicher Teil des Personalpotenzials
blieb jedoch aufgrund mangelnder Koordination ungenutzt.

Als Antwort auf diese Herausforderungen startete das
ukrainische Verteidigungsministerium im Jahr 2024 eine Pi-
lotinitiative in Form spezialisierter Rekrutierungszentren der
ukrainischen Armee62, die ein transparentes und zugängliches
Modell der Vertragsrekrutierung bereitstellen sollten. Danach
informieren Rekrutierer Bewerber:innen über verfügbare Po-
sitionen, Dienstbedingungen, Entwicklungsmöglichkeiten
und begleiten sie bis zur Vertragsunterzeichnung. Laut offi-
ziellen Angaben wurden bis zum 14.4.2025 bereits 10.143
Personen, die sich an die Zentren gewandt hatten, als Kan-
didat:innen für den Militärdienst angenommen oder in die
Verteidigungskräfte aufgenommen63.

Zur Ansprache der Jugend wurde im Februar 2025 das
Programm „Vertrag 18-24“ eingeführt64, das den Abschluss
eines Einjahresvertrags mit finanziellen und sozialen Garan-
tien vorsieht. Bis April 2025 nahmen jedoch nur etwa 500
Personen teil, was auf eine geringe Effektivität des Pro-
gramms hinweist65. Gründe dafür sind eine schwache Infor-

Das Verteidigungsministerium hat neue Rotationsmechanismus für Mili-
tärangehörige nach 90 Tagen ununterbrochenem Dienst an der Front
entwickelt), 21.5.2024, zugänglich unter: https://suspilne.media/984879-
minoboroni-rozrobilo-novij-mehanizm-rotacii-dla-vijskovih-pisla-90-
dniv-bezperervnoi-sluzbi-na-fronti/ (zuletzt abgerufen am 15.10.2025).

59) Wikipedia: Busification (Busifizierung), zugänglich unter: https://
en.wikipedia.org/wiki/Busification (zuletzt abgerufen am 7.11.2025).

60) UNIAN: У Києві помер чоловік, який отримав травми у
приміщенні ТЦК – що кажуть у поліції (UNIAN: In Kyjiw starb ein
Mann, der im Gebäude eines TZK verletzt wurde – Was sagt die
Polizei?), 21.3.2024, zugänglich unter: https://www.unian.ua/incidents/u-
kiyevi-pomer-cholovik-yakiy-otrimav-travmi-u-primishchenni-tck-
shcho-kazhut-u-policiji-novini-kiyeva-13173420.html (zuletzt abgerufen
am 29.11.2025).

61) Антикор: Понад 25 чоловіків померли після затримання ТЦК
(Antikor: Mehr als 25 Männer starben nach Festnahmen durch die TZK),
26.8.2025, zugänglich unter: https://antikor.ua/en/articles/788044_bo-
lee_25_muhchin_umerli_posle_zaderhanija_ttsk__smi (zuletzt abgerufen
am 16.1.2026).

62) Міністерство оборони України: Центр рекрутингу української
армії (Verteidigungsministerium der Ukraine: Zentrum für Rekrutierung
der ukrainischen Armee), 2024, zugänglich unter: https://recrui-
ting.mod.gov.ua/ (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

63) Міністерство оборони України: Понад 10 000 осіб долучилися
до кандидатів для Сил оборони через рекрутингові центри (Verteidi-
gungsministerium der Ukraine: Über 10.000 Personen haben sich über
Rekrutierungszentren für die Streitkräfte der Ukraine beworben), 14.4.
2025, zugänglich unter: https://mod.gov.ua/en/news/over-10-000-
individuals-have-joined-the-pool-of-candidates-for-the-defence-forces-
through-recruitment-centers (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).

64) Міністерство оборони України: Як розпочати службу за
контрактом 18–24 та які її особливості: детальне роз’яснення (Ver-
teidigungsministerium der Ukraine: Wie man den Dienst im Rahmen des
Vertragsprogramms 18–24 beginnt und welche Besonderheiten er hat:
detaillierte Erläuterung), 2025, zugänglich unter: https://mod.gov.ua/
news/yak-rozpochati-sluzhbu-za-kontraktom-18-24-ta-yaki-yiyi-osobli-
vosti-detalne-roz-yasnennya (zuletzt abgerufen am 19.1.2026).
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mationskampagne, geringe Motivation junger Menschen und
die ablehnende Haltung der Eltern gegenüber dem Einsatz
ihrer Kinder in Kampfhandlungen.

Außerdem ist ein allmählicher Rückgang der Zahl der
Freiwilligen zu beobachten, was eine logische Folge des mitt-
lerweile vier Jahre andauernden Kriegs ist. Die zunehmende
gesellschaftliche Erschöpfung, der menschliche Ressourcen-
verschleiß, psychische Belastung sowie das schwindende
Vertrauen in das soziale Absicherungssystem der Militär-
angehörigen beeinflussen die sinkende Zahl der Freiwilligen.
Somit bleibt der freiwillige Dienst zwar eine wichtige Alter-
native zur verpflichtenden Einberufung, seine praktische Ef-
fektivität nimmt jedoch stetig ab.

3. Befreiung vom Militärdienst und Demobilisierung un-
ter Kriegsbedingungen

a) Befreiung vom Militärdienst. Der ukrainische Gesetz-
geber hat Mechanismen zur Befreiung bestimmter Kategorien
von Bürgern vom Militärdienst aufgrund familiärer Umstän-
de, gesundheitlicher Beeinträchtigungen, beruflicher Tätig-
keiten oder anderer objektiver Gründe vorgesehen. Dies stellt
selbst unter Bedingungen einer allgemeinen Mobilmachung
einen zentralen Bestandteil des sozialen Schutzsystems dar
und gewährleistet ein notwendiges Gleichgewicht zwischen
den Bedürfnissen der staatlichen Verteidigungsfähigkeit und
der Aufrechterhaltung kritischer ziviler Funktionen.

In Art. 23 MobilmachungsG ist ein abschließender Katalog
bestimmter Personengruppen festgelegt, die vom Militär-
dienst ausgenommen sind. Dazu zählen insbesondere Wehr-
pflichtige, die für die Dauer der Mobilmachung und des
Kriegszustands bei staatlichen Behörden, den Behörden der
örtlichen Selbstverwaltung, Unternehmen, Einrichtungen oder
Organisationen offiziell als unabkömmlich registriert („reser-
viert“) sind. Auch Personen, die wegen ihres Gesundheits-
zustands durch eine Militärärztliche Kommission für vorüber-
gehend dienstuntauglich erklärt worden sind, sowie Invaliden
sind vom Militärdienst befreit.

Ein wesentlicher Bereich der Ausnahmen bezieht sich auf
familiäre Umstände. Von der Mobilmachung befreit sind
Wehrpflichtige, die mindestens drei Kindern unter 18 Jahren
zum Unterhalt verpflichtet sind, ein minderjähriges Kind al-
lein erziehen, die Vormundschaft oder Pflegschaft über ein
invalides Kind oder ein Kind mit schweren Erkrankungen
innehaben oder ein erwachsenes Kind mit einer Invalidität
der Gruppen I oder II haben.

Allerdings ist die Gesetzgebung in diesem Bereich dyna-
misch. Am 28.6.2023 verabschiedete die Verchovna Rada der
Ukraine Gesetzesänderungen66, die die Voraussetzungen für
eine Befreiung im Fall von invaliden Angehörigen deutlich
präzisierten. In der neuen Fassung ist einerseits vorgesehen,
dass nur derjenige gesetzlich zur Betreuung eines Invaliden
verpflichtete Wehrpflichtige Anspruch auf Aufschub hat, der
die einzige erwerbsfähige Person in der Familie ist. Die
Existenz anderer erwerbsfähiger Verwandter unabhängig von
deren Wohnort oder offizieller Beschäftigung schließt die
Möglichkeit eines Aufschubs aus. Diese Änderung schränkt
den Kreis der Anspruchsberechtigten erheblich ein und zeigt
das Bestreben des Gesetzgebers, einen Ausgleich zwischen
Verteidigungsinteressen und dem verfassungsrechtlich garan-
tiertem sozialen Schutz herzustellen.

Andererseits enthält die Gesetzesänderung eine Regelung,
wonach Wehrpflichtige vom Dienst befreit werden können,
wenn ihre engen Angehörigen posthum mit dem Titel „Held
der Ukraine“ ausgezeichnet wurden67.

Weitere Befreiungsgründe gelten für Studierende in Voll-
zeit sowie für wissenschaftliche und wissenschaftlich-päda-
gogische Mitarbeiter von Bildungseinrichtungen, wissen-
schaftlichen Institutionen und Organisationen, die an ihrem

Hauptarbeitsplatz mindestens mit einer 0,75-Stelle beschäftigt
sind. Ebenfalls vom Militärdienst befreit werden Personen,
deren enge Verwandte während der Durchführung der ATO
oder während Maßnahmen zur Gewährleistung der nationalen
Sicherheit und Verteidigung sowie zur Abwehr und Eindäm-
mung der bewaffneten Aggression gegen die Ukraine gefallen
sind oder als vermisst gelten.

Das Verfahren zur Gewährung einer Befreiung oder eines
Aufschubs von der Einberufung zum Militärdienst während
der Mobilmachung umfasst mehrere Schritte. Zunächst muss
die betroffene wehrpflichtige Person feststellen, dass bei ihr
ein gesetzlich vorgesehener Grund zur Befreiung oder zum
Aufschub nach Art. 23 des ukrainischen Gesetzes „Über die
Mobilisierungsvorbereitung und Mobilisierung“ vorliegt. An-
schließend hat sie die entsprechenden Nachweise – etwa über
eine Behinderung, eine bestehende Verpflichtung zur Pflege
oder das Vorhandensein von mindestens drei minderjährigen
Kindern – zusammenzustellen und gemeinsam mit einem
Antrag über das Zentrum für Verwaltungsdienstleistungen
(CNAP) bei der zuständigen Kommission des TZK einzurei-
chen. Die Kommission prüft die eingereichten Unterlagen,
kann erforderlichenfalls behördliche Anfragen stellen und
entscheidet über die Gewährung oder Ablehnung der Befrei-
ung oder des Aufschubs. Bis zur Entscheidung der Kommis-
sion darf die betreffende Person nicht zum Militärdienst wäh-
rend der Mobilmachung eingezogen werden. Im Fall einer
positiven Entscheidung werden die entsprechenden Angaben
in das Register eingetragen und der Antragsteller hierüber
benachrichtigt. Im Fall einer Ablehnung kann die Entschei-
dung gerichtlich angefochten werden. Ein anschauliches Bei-
spiel ist eine Entscheidung des Charkiwer Bezirksverwal-
tungsgerichts v. 24.10.2025, in der die Verweigerung eines
Aufschubs durch das TZK als rechtswidrig beurteilt und die
zuständige Kommission verpflichtet wurde, den Antrag unter
Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut
zu prüfen68.

b) Demobilisierung. Die Demobilisierung ist der dem Mo-
bilmachungsprozess entgegengesetzte Vorgang. In seiner Er-
klärung v. 8.4.2024 stellte Wolodymyr Selenskyj klar: „Es gibt
keine Demobilisierung während des Kriegs“69 und betonte

65) The Page: Чому „Контракт 18–24“ не набрав популярності:
лише близько 500 підписантів (The Page: Warum das Programm ‚Ver-
trag 18–24‘ nicht populär wurde: nur rund 500 Unterzeichner), 2025,
zugänglich unter: https://thepage.ua/ua/news/chomu-kontrakt-18-24-ne-
nabrav-populyarnosti-lishe-500-pidpisantiv (zuletzt abgerufen am 19.1.
2026).

66) Про внесення змін до деяких законів України щодо окремих
питань, пов'язаних із проходженням військової служби під час дії
воєнного стану: Закон України № 3161-IX від 28.6.2023 (Über Ände-
rungen einiger Gesetze der Ukraine zu einzelnen Fragen im Zusammen-
hang mit dem Militärdienst während des Kriegszustands: Gesetz der
Ukraine Nr. 3161-IX v. 28.6.2023), zugänglich unter: https://
zakon.rada.gov.ua/go/3161-20 (zuletzt abgerufen am 9.3.2026).

67) Координаційний центр з надання безоплатної правничої
допомоги: «Які військовозобов’язані мають право на відстрочку з 18
травня 2024 року?» (Koordinierungszentrum für kostenlose Rechtsbera-
tung: Welche Wehrpflichtigen haben ab dem 18. Mai 2024 Anspruch auf
Aufschub?), 8.10.2024, zugänglich unter: https://legalaid.gov.ua/
publikatsiyi/yaki-vijskovozobovyazani-mayut-pravo-na-vidstrochku-z-
18-travnya-2024-roku/ (zuletzt abgerufen am 10.11.2025).

68) Харківський окружний адміністративний суд: Судове рішення
№ 131271691 від 24.10.2025 (Charkiwer Kreisverwaltungsgericht: Urt.
Nr. 131271691 v. 24.10.2025), zugänglich unter: https://
youcontrol.com.ua/catalog/court-document/131271691 (zuletzt abgerufen
am 10.1.2026).

69) TSN.ua: Не існує демобілізації під час війни: Зеленський
розповів про зміни до закону про мобілізацію (TSN.ua: Es gibt keine
Demobilisierung während des Kriegs: Selenskyj erläuterte die Änderun-
gen des Mobilmachungsgesetzes), 8.4.2024, zugänglich unter: https://
tsn.ua/ukrayina/ne-isnuye-demobilizaciyi-pid-chas-viyni-zelenskiy-
rozpoviv-pro-zmini-do-zakonu-pro-mobilizaciyu-2533420.html (zuletzt
abgerufen am 10.11.2025).
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damit, dass eine allgemeine Demobilisierung von Militär-
angehörigen aus dem Dienst vor dem Ende des Kriegs-
zustands nicht in Betracht kommt.

Gleichzeitig unterliegt die Entlassung von Militärangehöri-
gen während des Kriegszustands einem besonderen Rechts-
regime, das darauf abzielt, die Verteidigungsfähigkeit des
Staates mit den verfassungsrechtlich garantierten Rechten der
Bürger in Einklang zu bringen. Mangels einer allgemeinen
Demobilisierung bis zur Beendigung des Kriegszustands sieht
das geltende Recht nur individuelle Entlassungsgründe vor,
die sich auf folgende Kriterien stützen: familiäre Umstände,
Gesundheitszustand, besondere Rechtsstellungen sowie ver-
tragliche Bedingungen.

Der Mechanismus der Entlassung aus familiären Gründen
ist gesetzlich verankert und stellt ein wichtiges Element des
sozialen Schutzes dar. Zu den häufigsten familiären Gründen
zählen die Invalidität des Ehepartners bzw. der Ehepartnerin,
die Erziehung von mindestens drei minderjährigen Kindern,
die Notwendigkeit, einen invaliden Elternteil zu pflegen, so-
fern keine andere dazu verpflichtete Person vorhanden ist.
Ebenso gelten die Verwitwung bei gleichzeitigem Vorhan-
densein minderjähriger Kinder oder eine Scheidung mit der
gerichtlichen Zuweisung des alleinigen Sorgerechts an den
Militärangehörigen als legitime Entlassungsgründe.

Die Entlassung aus gesundheitlichen Gründen basiert auf
einem Gutachten der Militärärztlichen Kommission unter Be-
rücksichtigung der Art der Erkrankung oder Verwundung.
Formal ist das Verfahren durch die Bestimmungen zur militä-
rärztlichen Begutachtung sowie das MilitärdienstG geregelt.
In der Praxis wird das Verfahren jedoch durch Bürokratie,
Personalmangel in den TZK und die anhaltenden Kampfhand-
lungen erheblich erschwert.

Zu den Gründen, die eine Entlassung ermöglichen, gehö-
ren:

- Personen, die die gesetzliche Altersgrenze erreicht haben:
für Offiziere im unteren und mittleren Dienstgrad liegt
diese bei 60 Jahren, für höhere Offiziere bei 65 Jahren;

- Personen, gegen die ein rechtskräftiges Strafurteil mit ei-
ner Freiheitsstrafe, einer Freiheitsbeschränkung oder ei-
nem Entzug des militärischen Rangs verhängt wurde (da-
von ausgenommen ist der Rangentzug während des
Kriegszustands);

- Schwangere Soldatinnen oder Frauen mit Kindern unter
18 Jahren, die nicht länger Militärdienst leisten möchten.
Sie haben das Recht auf Entlassung oder auf Wunsch auf
Versetzung in Positionen ohne Kampfaufgaben;

- Personen, deren ukrainische Staatsangehörigkeit beendet
wurde;

- Personen, die aus der Gefangenschaft entlassen wurden
(sofern sie nicht freiwillig weiter dienen möchten);

- Personen, die in Positionen der Justiz gewählt oder beru-
fen wurden: Richter, Verfassungsrichter, Mitglieder des
Hohen Justizrats, der Hohen Qualifikationskommission
der Richter, Leiter des Disziplinarinspektionsdiensts des
Hohen Justizrats und deren Stellvertreter.

4. Bewertung der ukrainischen Mobilmachung
Die verfassungsrechtliche Pflicht der Bürger zur Verteidi-

gung des Staates wird durch das gesetzlich verankerte System
der Wehrpflicht und der Mobilmachung realisiert, das durch
gesetzliche Regelungen und moderne digitale Instrumente
ergänzt wird. Auf den ersten Blick erscheint dieses System
strukturiert und geeignet, ein Gleichgewicht zwischen den
Verteidigungsanforderungen des Staates und den Rechten der
Bürger zu gewährleisten. Die Gesetzgebung sieht sowohl ver-
pflichtende als auch freiwillige Mechanismen vor sowie klare
Regelungen zu Befreiung, Aufschub und individueller Demo-
bilisierung.

Die praktische Umsetzung der Mobilmachungspolitik of-
fenbart jedoch erhebliche Mängel: ein geringes Maß an ge-
sellschaftlichem Vertrauen, steigende Zahlen an Dienstver-
weigerungen, selektive Gesetzesanwendung und rechtliche
Unklarheiten. Phänomene wie die sog. „Busifizierung“ oder
intransparente Demobilisierungsverfahren verschärfen die ge-
sellschaftlichen Spannungen und untergraben die Legitimität
staatlicher Maßnahmen.

Das System bedarf daher nicht nur rechtlicher Nachbesse-
rung, sondern auch einer Humanisierung, mehr Transparenz,
klarer staatlicher Kommunikation sowie angemessener sozia-
ler Betreuung der Militärangehörigen.

IV. Fazit

Ein retrospektiver Blick auf die Transformation der Streit-
kräfte der Ukraine und die aktuelle Mobilmachungspolitik
zeigt einen komplizierten, über Jahre hinweg verlaufenden
und vielschichtigen Prozess der Etablierung eines nationalen
Verteidigungssystems. Bis 2014 befand sich die ukrainische
Armee in einem Zustand systemischer Degeneration: Die
personellen Ressourcen, Ausrüstung und Bewaffnung, die aus
der Zeit der Sowjetunion stammten, waren nahezu erschöpft,
während eine eigene Verteidigungsinfrastruktur sowie das
normative Fundament fragmentiert und veraltet blieben. Es
handelte sich hierbei nicht um eine einmalige Krise, sondern
um einen langjährigen Niedergang, dessen Ursachen und Fol-
gen bis heute Gegenstand von Debatten sind – mal rhetori-
scher, mal von entscheidender Bedeutung für die Bewertung
früherer Führungs- und Organisationsentscheidungen.

Die Ereignisse des Jahres 2014 – die Annexion der Krym
und der Beginn der Kampfhandlungen im Donbas – trafen die
Armee unvorbereitet. Ihre Unfähigkeit, dem russischen Ag-
gressor operativ widerstehen zu können, war eine direkte
Folge der vorherigen Vernachlässigung des Verteidigungs-
sektors. Gleichwohl wurde diese Krise zugleich zur Initial-
zündung für eine tiefgreifende Transformation: Eine Armee-
Reform begann, eine Neuausrichtung auf NATO-Standards
erfolgte, das Führungssystem wurde modernisiert und die
Gefechtsbereitschaft deutlich erhöht.

Seit 2022, mit dem Beginn der großangelegten Invasion
durch die RF, haben diese Veränderungen eine neue Dynamik
gewonnen. Umfangreiche internationale Unterstützung und
eine beispiellose Mobilmachung der Bevölkerung wurden zur
Triebkraft der militärischen Resilienz. Die freiwillige Teil-
nahme von Bürgerinnen und Bürgern in den ersten Kriegs-
monaten legte das Fundament der Verteidigung. Mit den
fortdauernden Kampfhandlungen sah sich der Staat jedoch
auch neuen Herausforderungen gegenüber: Erschöpfung per-
soneller Ressourcen, sinkende Motivation und die dringende
Notwendigkeit, das Mobilmachungssystem selbst zu refor-
mieren.

Die Digitalisierung der militärischen Erfassung und der
Mobilmachung wurde eingeleitet, die normative Grundlage
wurde verbessert. Dennoch verbergen sich hinter dem äußer-
lich geordneten System tiefere strukturelle Probleme: institu-
tionelle Trägheit, normative Unklarheit, sinkendes Vertrauen
in die TZK sowie ein wachsender Anteil an Militärdienstver-
weigerungen. Die Zwangsrekrutierung, bei welcher der Staat
versucht, Bürger durch zum Teil rechtswidrige Zwangsmaß-
nahmen zur Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen Pflicht zur
Landesverteidigung zu drängen, wird in der Gesellschaft als
sog. „Busifizierung“ bezeichnet. Dieses Phänomen deutet auf
die unvollständige Demontage sowjetischer Verwaltungsmus-
ter hin, die weiterhin in Personalentscheidungen, bürokrati-
schen Abläufen und Korruptionsrisiken wirksam sind.

Trotz des erheblichen Fortschritts, den die Streitkräfte der
Ukraine in den letzten drei Jahrzehnten gemacht haben, bleibt
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die Diskrepanz zwischen gesetzlicher Norm und ihrer prakti-
schen Umsetzung deutlich erkennbar. Dies erfordert eine
Überarbeitung der Mobilmachungspolitik, den Aufbau ver-
trauenswürdiger Kommunikation, die Einführung gerechter
und transparenter Rotations- und Demobilisierungsmechanis-
men sowie die Entwicklung eines Rekrutierungssystems, das
auf Respekt für die Persönlichkeit, Motivation und sozialen
Schutz der Militärangehörigen basiert. Nur eine umfassende
Reform der institutionellen und normativen Grundlagen des
Mobilmachungssystems kann gleichzeitig eine wirkungsvolle
Verteidigungsfähigkeit des Staates und die Wahrung demo-
kratischer Werte der Zivilgesellschaft gewährleisten.
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Auswirkungen der Richtlinien über
Restrukturierungsrahmen auf das
ungarische Insolvenzrecht

Von Noémi Suri*

Die Richtlinie (EU) 2019/1023 verpflichtete die Mitglied-
staaten zur Schaffung geeigneter Verfahren zur frühzeitigen
Unternehmenssanierung, woraufhin Ungarn mit dem Gesetz
Nr. LXIV/2021 (Szát.) ein eigenständiges Restrukturierungs-
verfahren einführte, das seit dem 1.7.2022 in Kraft ist. Der
Beitrag analysiert die Systematik der ungarischen Insolvenz-
verfahren: Konkursverfahren, Liquidationsverfahren sowie
Privatinsolvenz natürlicher Personen und zeigt auf, wie das
neu geschaffene, außerprozessuale Restrukturierungsverfah-
ren als präventives Instrument in dieses bestehende Gefüge
integriert wurde. Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen
dabei die materiell- und verfahrensrechtlichen Voraussetzun-
gen der Restrukturierung, insbesondere die Gläubigerklassi-
fizierung, die Ausgestaltung des Moratoriums sowie die zen-
trale Rolle des gerichtlich bestellten Sachverständigen für
Restrukturierung.

The Directive (EU) 2019/1023 obliged Member States to
establish appropriate procedures for early-stage corporate
rescue, prompting Hungary to introduce a standalone re-
structuring procedure through Act No. LXIV/2021 (Szát.),
which has been in force since 1st July 2022. The article
analyses the systematic framework of Hungarian insolvency
proceedings comprising bankruptcy proceedings, liquidation
proceedings, and the personal insolvency procedure for natu-
ral persons and examines how the newly established non-
contentious restructuring procedure, has been integrated into
this existing legal framework as a preventive instrument. The
study focuses in particular on the substantive and procedural
requirements of restructuring, including the classification of
creditor claims, the design of the moratorium, and the central
role of the court-appointed restructuring expert.

I. Einleitung

Die RL 2019/10231 muss seit dem 17.7.2021 in den Mit-
gliedstaaten der EU, somit auch in Ungarn, angewandt wer-
den. Zweck der Studie ist zunächst die Vorstellung der Schaf-
fung des zur Anwendung der Richtlinie erforderlichen Regel-
werks des Mitgliedstaats und anschließend die Analyse deren
Auswirkungen auf das ungarische Insolvenzrecht.

In Ungarn wurde aufgrund der in Art. 34 RL (EU) 2019/
1023 verankerten Umsetzungsverpflichtung am 3.6.2021 das
Gesetz Nr. LXIV aus dem Jahre 2021 über die Restrukturie-
rung und die Abänderung bestimmter Gesetze zum Zwecke
der Rechtsharmonisierung (Szát.) verkündet, welches seit sei-
nem Inkrafttreten am 1.7.2022 betreffend Unternehmungen
mit rechtlicher Persönlichkeit, die mit finanziellen Schwierig-
keiten kämpfen, jedoch noch nicht insolvent sind, Anwen-
dung findet. Der ungarische Gesetzgeber hat das in der RL
vorgesehene Restrukturierungsmodells mittels eines, in die
Befugnis und in die ausschließliche Zuständigkeit des
Fővárosi Törvényszék (Landgericht der Hauptstadt Budapest)
gewiesene außerprozessuale Gerichtsverfahren umgesetzt.

II. Die Systematik der Insolvenzverfahren in Ungarn

Aufgrund der gegenwärtig gültigen Regelung stehen den
mit Zahlungsschwierigkeiten ringenden Schuldnern in Un-
garn verschiedene, in die Befugnis verschiedener Gerichte
fallende zivilrechtliche außerprozessuale Verfahren zum
Zwecke der Wiederherstellung ihrer Zahlungsfähigkeit oder
zur Liquidation ihrer Wirtschaftsgesellschaft zur Verfügung.
Verschuldete Wirtschaftsgesellschaften können sich für die
Einleitung eines Restrukturierungsverfahrens, eines Insol-
venzverfahren bzw. eines Liquidationsverfahrens entschei-
den. Das Verfahren, das die Schuldenregelung von mit Zah-
lungsschwierigkeiten ringenden natürlichen Personen ermög-
licht, ist das Schuldenregelungsverfahren von natürlichen
Personen (Privatinsolvenzverfahren).

Das Ungarische Parlament hat am 21.5.2021 im Interesse
der Entsprechung der RL über Restrukturierung und Insol-
venz das Gesetz Nr. LXIV aus dem Jahre 2021 über die
Restrukturierung und über die Abänderung von bestimmten
Gesetzen zum Zwecke der Rechtsvereinheitlichung ver-
abschiedet. Die neue Rechtsnorm legt seit dem 1.7.2022 die
zivilrechtlichen und verfahrensrechtlichen Regeln der Re-
strukturierung fest und führt ein neues zivilrechtliches außer-
prozessuales Verfahren ein, das zivilrechtliche außerprozes-
suale Gerichtsverfahren in Verbindung mit der Restrukturie-
rung. Die Implementierung des Restrukturierungsverfahrens
in die heimische Rechtssystematik erfolgte entlang der Schaf-
fung bzw. Abänderung verschiedener Rechtsnormen. Von
den RegVOen, die der Förderung von Zielsetzungen des Ge-
setzes zur Restrukturierung dienen, wurden die RegiVO
Nr. 762/2021 (XII. 23.) Korm. v. 23.12.2021 über die seitens
des Gerichts bestellten Sachverständigen zur Restrukturie-
rung, die RegVO Nr. 763/2021. (XII. 23.) v. 23.12.2021 über
die ausführlichen Regeln des Schuldenregulierungsverfahren
von natürlichen Personen, die VO des Ministers für Justiz
Nr. 7/2022 (IV. 4.) IM v. 4.4.2022 über die Bestellung und
der Löschung der Bestellung eines Sachverständigen für Re-
strukturierung seitens des Gerichts. Des Weiteren wurden das
Gesetz Nr. XLIX aus dem Jahre 1991 über das Konkursver-
fahren und das Liquidationsverfahren (Cstv.), das Gesetz
Nr. V aus dem Jahre 2006 über die Öffentlichkeit von Fir-
menangaben, das gerichtliche Firmenverfahren und der End-
abrechnung (Ctv.), das Gesetz Nr. CLXXXI aus dem Jahre
2011 über das vom Gericht geführte Register von zivilen
Organisationen und über die damit verbundenen Verfahrens-
regeln, das Gesetz Nr. XCIII aus dem Jahre 1990 über die
Gebühren, VO des Ministers für Justiz Nr. 8/2002 (IV. 4.) IM
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1) RL (EU) 2019/1023 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
20.6.2019 über präventive Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung
und über Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Steigerung der
Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfah-
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v. 4.4.2002 über die Abänderung der VO des Ministers für
Justiz Nr. 14/2002 (VIII. 1.) IM v. 1.8.2002 über die Ge-
schäftsregelung von Gerichten (Büsz.) abgeändert.

Das Konkursverfahren, welches der Wiederherstellung der
Zahlungsfähigkeit von Wirtschaftsorganisationen dient, die
wirtschaftlich in eine prekäre Situation geraten sind, aber
mittels Zahlungsaufschub und den Institutionen des sog. Re-
organisationsprogramms zur Vermeidung der Liquidierung
der verschuldeten Wirtschaftsorganisation noch gerettet wer-
den können.2 Das Konkursverfahren ist ein im Gesetz
Nr. XLIX aus dem Jahre 1991 über das Konkursverfahren
und das Liquidationsverfahren (des Weiteren: „Konkurs-
gesetz“ oder „Cstv.“), geregeltes Insolvenzverfahren. Es ist
ein auf Antrag eingeleitetes, in gerichtliche Befugnis gehö-
rendes außerprozessuales Zivilverfahren, bei dem der Schuld-
ner im Interesse des Abschlusses einer Konkursvereinbarung
einen Zahlungsaufschub erhält und einen Versuch zum Ab-
schluss einer Konkursvereinbarung unternimmt.

Der Zahlungsaufschub ist ein Instrument, das den Ab-
schluss einer Vereinbarung erleichtert.3 Es befreit den
Schuldner nicht von der endgültigen Erfüllung seiner Zah-
lungsverpflichtungen, sondern gewährt ihm nur für einen
Übergangszeitraum – bis zur Ausarbeitung des Vergleichs-
vorschlags – einen Zahlungsaufschub, wodurch es dem
Schuldner ermöglicht wird, seine Schulden zu einem späteren
Zeitpunkt zu begleichen. Das Insolvenzverfahren lässt sich
anhand der dem Schuldner gewährten Zahlungserleichterun-
gen in zwei Phasen unterteilen: 1. Phase des vorläufigen
Zahlungsaufschubs; 2. Phase des Zahlungsaufschubs (Mora-
torium).

Die erste Phase des Insolvenzverfahrens erstreckt sich über
die Dauer der vorläufigen Zahlungsaussetzung. Die erste Pha-
se umfasst die Einreichung des Antrags auf Eröffnung des
Insolvenzverfahrens (Insolvenzantrag) bis zur Veröffent-
lichung des Beschlusses über die Einleitung des Insolvenz-
verfahrens, der eine Zahlungsaufschiebung enthält (was den
Beginn des Insolvenzverfahrens darstellt), oder bis zur
Rechtskraft des Beschlusses über die Beendigung des Insol-
venzverfahrens.4

In der ersten Phase können folgende Verfahrensschritte
erfolgen: i. Einreichung eines Insolvenzantrags; ii. vorläufiger
Zahlungsaufschub; iii. gerichtliche Prüfung des Insolvenz-
antrags; iv. Erlass eines Beschlusses über die Einleitung des
Insolvenzverfahrens.

Die zweite Phase des Insolvenzverfahrens ist die Zahlungs-
aufschubphase (Moratorium). Die zweite Phase zielt auf den
Abschluss eines Insolvenzvergleichs ab. Während dieser Zeit
hat der Schuldner die Möglichkeit, sich mit seinen Gläubigern
zu einigen und einen Sanierungsplan (Reorganisationsplan)
zu erstellen. Die zweite Phase sieht die nachfolgenden Ver-
fahrenshandlungen und Institutionen vor: i. Erstellung eines
Reorganisationsprogramms (Plans) und eines Vergleichsvor-
schlags; ii. Vergleichsverhandlungen; iii. Möglichkeit der
Verlängerung des Moratoriums; iv. Abschluss eines Ver-
gleichs; v. Gerichtsentscheidung.

Wenn zwischen dem Schuldner und den Gläubigern keine
Insolvenzvereinbarung zustande gekommen ist oder diese
nicht den gesetzlichen Bestimmungen entspricht, beendet das
Gericht das Insolvenzverfahren, stellt anschließend im Rah-
men eines Liquidationsverfahrens die Zahlungsunfähigkeit
des Schuldners von Amts wegen fest und ordnet die Liquida-
tion des Schuldners an.

Das Verfahren zur Schuldenregelung von, mit Zahlungs-
schwierigkeiten ringenden natürlichen Personen ist das Schul-
denregelungsverfahren von natürlichen Personen. Der Zweck
des Schuldenregelungsverfahrens ist, dass die Schuld von,
mit Zahlungsschwierigkeiten ringenden natürlichen Personen
unter Verwendung des hierzu erforderlichen Vermögens und

des Einkommens in einem geordneten Rahmen geregelt und
ihre Zahlungsfähigkeit wiederhergestellt wird. Das Verfahren
kann nicht darauf gerichtet sein, dass der Schuldner von
seinen Zahlungsverpflichtungen endgültig befreit wird. Das
Gesetz Nr. CV. aus dem Jahre 2015 über die Schuldenregele-
gung von natürlichen Personen hat in Ungarn gemäß den
Vorgaben der Rechtsquellen der EU5 das Rechtsinstitut des
Privatkonkurses geschaffen. Das Ziel ist es, dass der Schuld-
ner freiwillig, mit staatlicher Unterstützung und in verantwor-
tungsvoller Zusammenarbeit versucht, eine Einigung mit sei-
nen Gläubigern zu erzielen.6 In der ungarischen Fachliteratur
wird das Rechtsinstitut der Privatinsolvenz auch als „speziel-
les Vollstreckungsverfahren” bewertet,7 das sich auf das ge-
samte Vermögen des Schuldners bzw. Mitschuldners erstreckt
und darauf abzielt, alle Gläubiger durch den Erlass eines Teils
der Schulden proportional zu befriedigen. Das Schuldenrege-
lungsverfahren lässt sich in zwei voneinander getrennte Pha-
sen unterteilen. Die erste Phase ist das sogenannte außerge-
richtliche Schuldenregelungsverfahren, in dessen Mittelpunkt
die Koordinierung durch den Hauptgläubiger, die Verhand-
lungen zwischen dem Schuldner und den Gläubigern sowie
der Versuch stehen, eine Einigung zu erzielen und einen Ver-
gleich zu schließen. Die zweite Phase der Schuldenberei-
nigung ist das gerichtliche Schuldenregelungsverfahren, in
dem im Falle des Scheiterns der ersten Phase im Rahmen
eines außergerichtlichen Verfahrens versucht wird, die Rück-
zahlung der Schulden neu zu verhandeln.8

Das Liquidationsverfahren ist in der Reihe der Insolvenz-
verfahren jenes Verfahren, welches ein gegen eine bereits
verschuldete Wirtschaftsorganisation durchführbares, in die
Befugnis des Gerichts gehörendes außerprozessuales Verfah-
ren ist, dessen Zweck die ohne Rechtsnachfolge erfolgende
Auflösung der verschuldeten Wirtschaftsorganisation als
Rechtssubjekt und die in einer bestimmten Reihenfolge erfol-
gende Aufteilung deren Vermögens unter den Gläubigern ist.
Das Liquidationsverfahren ist neben dem Konkursverfahren
ein im Gesetz Nr. XLIX aus dem Jahre 1991 über das Kon-
kursverfahren und das Liquidationsverfahren geregeltes In-
solvenzverfahren. Voraussetzung für die Durchführung des

2) Nagy, Adrienn, A csődeljárás, a falszámolási eljárás és a végels-
zámolás (Das Insolvenzverfahren, das Liquidationsverfahren und die
freiwillige Auflösung), in: Gáspárdy, László (Hrsg.): Polgári nemperes
eljárások (Zivilrechtliche Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit),
Miskolc, Novotni Kiadó, 2001. S. 186 ff.

3) Miskolczi-Bodnár, Péter, A csődeljárás (Das Insolvenzverfahren),
Budapest, Patrocinium Kiadó, 2012.

4) Varga, István (Hrsg.), A polgári nemperes eljárások joga (Das
Recht der zivilrechtlichen Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit),
Budapest, ELTE Eötvös Kiadó, 2014. S. 311.

5) In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf den am 9.1.2013
angenommenen Aktionsplan „Unternehmen 2020“ (COM(2012) 795 fi-
nal, 9.1.2013), die Empfehlung 2014/135/EU der Kommission zu einem
neuen Ansatz in Bezug auf Unternehmensinsolvenzen und Zahlungsunfä-
higkeit (COM (2014) 1500 final v. 12.3.2014) sowie auf die RL (EU)
2019/1023 des Europäischen Parlaments und des Rats v. 20.6.2019 über
präventive Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung und über Tätig-
keitsverbote sowie über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von
Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Än-
derung der RL (EU) 2017/1132 (RL über Restrukturierung und Insol-
venz) verwiesen.

6) Farkas, Csaba, A természetes személyek adósságrendezéséről szóló
2015. évi CV. törvény. Jegyzet és gyakorlati ismerete (Das Gesetz
Nr. CV des Jahres 2015 über die Schuldenregulierung natürlicher Per-
sonen. Lehrskript und praktische Kenntnisse),. Budapest, Igazságügyi
Hivatal és Igazságügyi Minisztérium, 2015. S. 17-18.

7) Juhász, László, A magyar magáncsőd kézikönyve (Handbuch der
ungarischen Privatinsolvenz ), Budapest, HVG ORAC Kiadó, 2017.
S. 51.

8) Das gerichtliche Schuldenregelungsverfahren kann nicht nur dann
durchgeführt werden, wenn in der ersten Phase des Verfahrens keine
Einigung zwischen dem Schuldner und den Gläubigern erzielt wird,
sondern auch dann, wenn der Hauptgläubiger keine außergerichtliche
Schuldenregelungsverfahren akzeptiert oder wenn es keinen Hauptgläu-
biger gibt.
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Liquidationsverfahrens ist, dass der Schuldner zum Fällig-
keitstermin seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber seinen
Gläubigern nicht nachkommen konnte oder voraussichtlich
nicht nachkommen kann. Das Liquidationsverfahren lässt sich
in drei Phasen unterteilen: 1. gerichtliche Prüfung der Zah-
lungsunfähigkeit des Schuldners; 2. die Liquidationsphase,
die im Wesentlichen auf der Tätigkeit des Liquidators basiert;
3. gerichtliche Entscheidung, Feststellung der Zahlungsunfä-
higkeit des Unternehmens bzw. seiner Auflösung ohne
Rechtsnachfolger.

III. Das Restrukturierungsverfahren in Ungarn

Als in Art. 4 der RL über Restrukturierung und Insolvenz
genannte „präventive Restrukturierungsrahmen“ wurden vom
ungarischen Gesetzgeber als ein in die Befugnis von Gerich-
ten gehörendes, ausschließlich für Unternehmungen mit
rechtlicher Persönlichkeit bzw. für sonstige Organisationen,
die zivilrechtliche Rechtssubjekte sind und Wirtschaftstätig-
keiten ausüben, als außerprozessuales Verfahren ins Leben
gerufen, die den Reorganisationsverfahren zugeordnet werden
können.

In § 6 Szát. wird als Zweck der Restrukturierung die Aus-
arbeitung und Annahme eines Restrukturierungsplans zwi-
schen dem Schuldner und den Gläubigern (Kreditgebern)
bestimmt, mit dem einer zukünftigen Insolvenz des Schuld-
ners vorgebeugt werden bzw. der Betrieb des Schuldners
gewährleistet werden kann. Zur Erfüllung dieses Zwecks
stellt die Restrukturierung selber Maßnahmen dar, die auf die
Wiederherstellung des finanziellen Gleichgewichts des
Schuldners gerichtet sind und die Änderung der Anlagen und
Verbindlichkeiten des Schuldners, sowie die Zusammenset-
zung, der Bedingungen oder die Struktur jedes anderen Be-
standteils ihrer Kapitalstruktur beinhalten. Das Szát. betrach-
tet beispielsweise die Veräußerung von Vermögensgegen-
ständen oder Teile von Vermögensgegenständen des Schuld-
ners, bzw. die Veräußerung der in dem Schuldner
bestehenden Beteiligung als Maßnahmen dieser Art.

Voraussetzung der Restrukturierung ist die Wahrschein-
lichkeit der Insolvenz der verschuldeten Wirtschaftsgesell-
schaft. Auch Zoltán Fabók weist darauf hin, dass „[…] der
Bestimmung der Definition von der Wahrscheinlichkeit einer
Insolvenz eine zentrale Bedeutung zukommt: diese stellt den
Eintrittspunkt in das Restrukturierungsverfahren dar”.9 In
Art. 2 Abs. 2 der RL über Restrukturierung und Insolvenz
wird neben der Bestimmung der Definition einer Insolvenz
auch die Auslegung der Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz
in die Befugnis der Mitgliedstaaten verwiesen. Das Szát.
bestimmt unter den Auslegungsbestimmungen die Wahr-
scheinlichkeit einer Insolvenz als eine Situation, […] in der
begründet angenommen werden kann, dass der Schuldner
ihren bestehenden Zahlungsverpflichtungen ohne Treffen zu-
sätzlicher Maßnahmen bei Fälligkeit nicht nachkommen
kann.

Im Laufe der Restrukturierung stellt den ersten Schritt die
Annahme des Restrukturierungsplans dar, welcher eigentlich
mit der Einstufung der Gläubigerforderungen in Klassen be-
ginnt. Bei der Vorbereitung des Restrukturierungsplans muss
der Schuldner bereits zur Beschlussfassung der Restrukturie-
rung die Liste jener Gläubiger zusammenstellen, deren Forde-
rungen im Rahmen der Restrukturierung einer Abstimmung
bedürfen.10 Der Schuldner muss die betroffenen Gläubiger-
forderungen in folgende vier Klassen einordnen, deren Rei-
henfolge jedoch keine Befriedigungsreihenfolge darstellt: a)
besicherte Gläubigerforderungen, b) Gläubigerforderungen in
Verbindung mit wirtschaftlichen Aktivitäten, c) sonstige
Gläubigerforderungen, und d) Gläubigerforderungen, die aus

einem Geschäft stammen, das im Interessenbereich des
Schuldners steht.

In §§ 45-46. Szát. werden die inhaltlichen Elemente des
Restrukturierungsplans detailliert bestimmt, und es wird eine
verbindliche schriftliche Abfassung vorgeschrieben. Der Plan
hat über die Zuordnung der Gläubigerforderungen in Klassen
hinausgehend zu belegen, wie dem Eintritt der Insolvenz der
Wirtschaftsgesellschaft vorgebeugt wird und deren Betrieb
aufrechterhalten werden kann. „Der Restrukturierungsplan
gilt als angenommen, wenn er in jeder Gläubigerklasse eine
mehrheitliche Zustimmung, und im Verhältnis zu sämtlichen
Stimmen auch die Stimmenmehrheit erhält.”11

Wenn die Abstimmung zum Restrukturierungsplan keinen
zur Annahme erforderlichen Konsens in jeder Gläubigerklas-
se erbracht hat, kann der Schuldner, der zumindest über einen
mehrheitlichen Einfluss verfügende Kapitaleigentümer oder
bei Zustimmung des Schuldners ein jeder betroffener Gläubi-
ger einen Antrag an das Gericht stellen, dass dieses den
Restrukturierungsplan mit einer über die Gläubigerklassen
hinweggreifenden Gültigkeit genehmigt. Sollte das Gericht in
diesem Fall den Restrukturierungsplan genehmigen, erstreckt
sich dessen Gültigkeit auch auf jene Gläubiger (Klassen), die
diesem Plan nicht zugestimmt haben.

Das Restrukturierungsverfahren kann den auf Antrag ein-
geleiteten und in gerichtliche Befugnis (Befugnis und aus-
schließliche Zuständigkeit des Landgerichts Budapest) gehö-
renden außerprozessualen Verfahren zugeordnet werden, in
denen eine rechtliche Vertretung verbindlich ist, ferner Unter-
brechungen und Aussetzungen des Verfahrens sowie die Ge-
währung von Kostenbegünstigungen nicht, Suspensionen und
Interventionen nur bedingt und nur aufgrund gesetzlicher
Ermächtigung gestattet werden. Das Restrukturierungsverfah-
ren basiert primär auf Urkundenbeweisen. Das Gericht kann
aber den seinerseits als erforderlich betrachteten Beweis auch
von Amts wegen anordnen (es kann nötigenfalls eine persön-
liche Anhörung abhalten), und von den Betroffenen der Sache
und vom Sachverständigen für Restrukturierung auch schrift-
liche Erklärungen verlangen.

Im Verfahren beträgt die allgemeine Frist von Gerichten
zum Treffen von Maßnahmen 8 Arbeitstage (§ 14 Absatz 3).
Im Restrukturierungsverfahren dürfen Beschlüsse, gegen die
Berufung eingelegt werden kann, nur von Richtern gefasst
werden.

Von dem Szát. Werden sowohl die materiell-rechtlichen
als auch die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen der Ver-
anlassung eines Restrukturierungsverfahrens festgelegt. Im
Bereich der materiell-rechtlichen Voraussetzungen beinhaltet
§ 12 Szát. Bestimmungen im Einklang mit § 3:15 Ptk. (unga-
risches Gesetz über das BGB). Im Zusammenhang mit der
Restrukturierung ist der leitende Amtsträger zur kurzfristig
angesetzten Einberufung einer Sitzung des Entscheidungsgre-
miums berechtigt. Die Entscheidung über die Restrukturie-
rung und deren Anfangszeitpunkt wird vom Entscheidungs-
gremium des Schuldners (des Weiteren: Entscheidungsgremi-
um) oder im Falle einer aus einer einzigen Person bestehen-
den rechtlichen Persönlichkeit der Gründer oder der alleinige
Gesellschafter gefällt. Zur Veranlassung eines Restrukturie-
rungsverfahrens hat der leitende Amtsträger des Schuldners
gewissermaßen als Vorbedingung eine Präsentation anzufer-

9) Fabók, Zoltán, Észrevételek a Szerkezetátalakítási Irányelv átülteté-
sének kérdéséhez (Anmerkungen zur Frage der Umsetzung der Restruk-
turierungsrichtlinie), in: Bodzási, Balázs (Hrsg.): Gazdasági jogi és adó-
jogi tanulmányok (Studien zum Wirtschafts- und Steuerrecht), Budapest,
Budapesti Corvinus Egyetem, 2020, S. 153.

10) https://birosag.hu/sites/default/files/jogszabalyi_valtoza-
sok_2022_julius.pdf, S.11 (zuletzt abgerufen am 25.2.2026).

11) Bodor, Mária, Reorganizáció újragondolva – A cégek szerkezetá-
talakításáról (Reorganisation neu gedacht – über die Restrukturierung
von Unternehmen), Gazdaság és Jog, 2022/11-12, S. 57.
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tigen, welche zumindest a) die Vermögens- und Finanzlage
des Schuldners, b) jene Tatsachen und Umstände, die den
Eintritt einer Insolvenz nahelegen, ferner, dass gegen einen
Beschluss über die Restrukturierung keine gesetzlichen Hin-
dernisse bestehen, c) die betroffenen Forderungen der Gläubi-
ger, die Erfassung der Gläubiger gemäß § 40 einschließlich
der bestrittenen Gläubigerforderungen, ferner, welche Gläubi-
gerforderungen nicht in die Restrukturierung miteinbezogen
werden sollen und weshalb, d) die Änderungen, welche even-
tuell Auswirkungen auf den Betrieb des Schuldners während
der Restrukturierung haben können, e) welche rechtliche,
wirtschaftliche oder sonstige Faktoren die Restrukturierung
notwendig machen, f) jene Umstände, aufgrund deren wahr-
scheinlich gemacht werden kann, die Verhandlungen mit den
Gläubigern mit Aussicht auf Erfolg geführt werden können
und der Restrukturierungsplan angenommen werden kann,
ferner g) den Beginn der Restrukturierung (§ 12 Absatz 2)
beinhaltet. In der Regel beschließt das Entscheidungsgremi-
um über die Entscheidung zur Restrukturierung und über die
vorangehende Annahme des Restrukturierungsplanes mit ei-
ner Dreiviertelmehrheit. Der leitende Amtsträger hat nach der
Beschließung der Restrukturierung im Interesse der Berück-
sichtigung der Gläubigerinteressen sowie zur Erbringung je-
ner Beschlüsse, die im Falle eines Entscheidungsgremiums
oder einer aus einer natürlichen Person bestehenden recht-
lichen Persönlichkeit in die Befugnis des Gründers oder in die
des alleinigen Gesellschafters fallen – so im Besonderen die
im Interesse der Abwendung einer Insolvenz erforderlichen
Beschlüsse – alle erforderlichen, in seinen Aufgabenbereich
gehörende Maßnahmen zu treffen.

Der Schuldner hat binnen 5 Tagen nach Erbringung des
Beschlusses über die Restrukturierung des Landgerichts der
Hauptstadt Budapest die Einleitung des Restrukturierungsver-
fahrens zu beantragen und dabei die Tatsache der Beschlie-
ßung der Restrukturierung sowie deren Beginn anzukünden.12

Der Antrag auf Einleitung des Restrukturierungsverfahrens
muss auf dem, auf der Homepage des Landesgerichtsamts
veröffentlichten Formular elektronisch eingereicht werden.
Das Szát. verweist anlässlich seiner Bestimmungen betreffend
Eingaben einerseits auf die Bestimmungen des Pp. (ungari-
sches Gesetz über die ZPO),13 andererseits führt es in § 20
und § 22 die inhaltlichen Elemente des Antrags taxativ an.

Der Schuldner hat die Möglichkeit, mit der Einleitung des
Verfahrens gleichzeitig die Bestellung eines Sachverständi-
gen für Restrukturierung und die Anordnung eines Moratori-
ums zu beantragen, er kann für diese aber auch in einem
späteren Abschnitt des Verfahrens einen Antrag stellen. Bei
dem Restrukturierungsverfahren ist die Mitwirkung eines
Sachverständigen für Restrukturierung verbindlich.

Im Interesse der Förderung der Verhandlungen betreffend
den Restrukturierungsplan kann das Gericht auf Antrag des
Schuldners ein Moratorium zur Aussetzung von individuellen
Vollstreckungsmaßnahmen anordnen. Der Antrag auf Anord-
nung des Moratoriums kann ausschließlich von dem Schuld-
ner gestellt werden.14 Das Szát. macht drei Typen eines Mo-
ratoriums namhaft: i. das allgemeine Moratorium, welches
sich auf alle Gläubiger des Schuldners erstreckt, ii. das be-
grenzte Moratorium, dessen Gültigkeit sich lediglich auf jene
Gläubiger erstreckt, die von dem Schuldner auch in den
Restrukturierungsplan miteinbezogen hat, ferner iii. das sog.
einstweilige Moratorium, welches bis zur Erbringung einer
rechtskräftigen Entscheidung betreffend dem Antrag auf An-
ordnung eines Moratoriums im Interesse der Geltendmachung
der Gläubigerinteressen angeordnet werden kann. Im Falle
eines allgemeinen Moratoriums wird die Tatsache der Anord-
nung des Moratoriums vom Gericht im Firmenanzeiger ver-
öffentlicht. Bei einem begrenzten Moratorium wird der Be-
scheid über die Anordnung auch an jene Gläubiger versendet,

die unter die Gültigkeit des Moratoriums fallen. Das Morato-
rium erstreckt sich auch auf Forderungen, die während der
Dauer des Moratoriums fällig werden oder in dieser Zeit ent-
stehen. Gläubiger, die unter die Gültigkeit des Moratoriums
fallen, können während der Dauer des Moratoriums keine
Vollstreckung gegen den Schuldner veranlassen und es wird
jene Vollstreckung ausgesetzt, die nach dem Beginn der Re-
strukturierung veranlasst wurde, ferner kann kein Liquidati-
onsverfahren veranlasst werden. Während der Dauer des Mo-
ratoriums steht dem Schuldner bezüglich der vor dem Mora-
torium fällig gewordenen Forderungen von Gläubigern, die
unter die Gültigkeit des Moratoriums fallen, ein Zahlungsauf-
schub zu.

Das Moratorium kann verlängert werden und es kann auch
ein neues Moratorium veranlasst werden, welches sowohl
von dem Schuldner als auch vom Sachverständigen der Re-
strukturierung sowie auch vom Gläubiger veranlasst werden
kann. Das Moratorium kann vom Gericht auf die im Antrag
bestimmte Dauer, jedoch maximal für 4 Monate angeordnet
werden. Gleichwohl kann dessen Dauer auch bei einer Ver-
längerung, beziehungsweise bei Anordnung eines neuen Mo-
ratoriums insgesamt 12 Monate Dauer nicht überschreiten.

Bei der Umsetzung der Restrukturierung fällt dem Sach-
verständigen für Restrukturierung eine zentrale Rolle zu. Die
Aufgaben des Sachverständigen für Restrukturierung werden
von der RegVO Nr. 762/2021. (XII. 23.) v. 23.12.2021 über
die seitens des Gerichts bestellten Sachverständigen für Re-
strukturierung festgelegt. Das Gericht genehmigt im Verfah-
ren auf Antrag die Teilnahme des Sachverständigen für Re-
strukturierung oder bestellt in den im Gesetz festgelegten
Fällen von Amts wegen einen Sachverständigen für Restruk-
turierung.

Der Schuldner, der über die Mehrheit der Forderungen ver-
fügende betroffene Gläubiger oder die besicherten betroffe-
nen Gläubiger können beantragen, dass das Gericht mittels
Beschluss die Teilnahme des im Antrag bestimmten Sachver-
ständigen für Restrukturierung in der Restrukturierung geneh-
migt (§ 27 Szát.).

Das Gesetz macht im Falle einer von Amts wegen erfol-
genden Bestellung einen Unterschied zwischen verbindlichen
und auf richterlicher Abwägung basierenden Fällen. Die Be-
stellung eines Sachverständigen für Restrukturierung seitens
des Gerichts ist von Amts wegen verbindlich, wenn i. das
Gericht ein allgemeines Moratorium angeordnet hat und es
keinen bestimmten Sachverständigen für Restrukturierung
gibt, ii. das Gericht ein begrenztes Moratorium angeordnet
hat und der Gesamtwert der durch die Restrukturierung be-
troffenen Forderungen mindestens 25 % der Bilanzhauptsum-
me des letzten Jahresberichts des Schuldners ausmacht und es
keinen bestellten Sachverständigen für Restrukturierung gibt,
iii. ein Antrag auf Genehmigung eines für Restrukturierungs-
plans mittels einer über die Gläubigerklassen übergreifenden
Gültigkeit eines Zwangsvergleichs gestellt wurde und es zum

12) In Bezug auf die zeitliche Bedingung für die Einleitung des Ver-
fahrens weist Csaba Németh auf den Interessenkonflikt zwischen dem
Schuldner und den Gläubigern hin. Siehe hierzu im Detail Németh,
Csaba, Gondolatok a vállalati reorganizáció magyarországi szabályozá-
sáról (Gedanken zur Regulierung der Unternehmensreorganisation in
Ungarn), Gazdaság és Jog, 2024/5-6, S. 28.

13) Siehe § 114 und § 115 ZPO.
14) Wie Csaba Németh betont, sind die Begriffe Moratorium und

Zahlungsaufschub in diesem Zusammenhang nicht identisch. […] Wäh-
rend Ersteres den Schuldner vor den Maßnahmen des Gläubigers zur
Durchsetzung seiner Forderungen schützt, sowohl in Bezug auf vor als
auch während der Moratoriumsfrist entstandene Schulden, bedeutet der
Zahlungsaufschub für den Schuldner eine Änderung hinsichtlich der Fäl-
ligkeit seiner vor dem Moratorium fälligen Forderungen […].”, vgl.
Németh, Csaba, Gondolatok a vállalati reorganizáció magyarországi sza-
bályozásáról (Gedanken zur Regulierung der Unternehmensreorganisati-
on in Ungarn), Gazdaság és Jog, 2024/5-6, S. 29.
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Zeitpunkt der Antragstellung keinen bestellten Sachverständi-
gen für Restrukturierung gab, oder iv. im außerprozessualen
Verfahren zur Genehmigung des Restrukturierungsplans ein
Gegenantrag gestellt wurde und es zum Zeitpunkt der Stel-
lung des Gegenantrags keinen bestellten Sachverständigen für
Restrukturierung gab.

Das Gericht kann von seiner Abwägung abhängig einen
Sachverständigen bestellen, sofern es ein begrenztes Morato-
rium angeordnet hat und es im Interesse der Gläubiger von
diesen begehrt wird und es keinen bestellten Sachverständi-
gen für Restrukturierung gibt, oder im außerprozessualen
Verfahren zur Genehmigung des Restrukturierungsplans ein
Gegenantrag gestellt wurde, und es zum Zwecke der Beur-
teilung einer entstandenen Fachfrage neben dem in der Re-
strukturierung mitwirkenden Sachverständigen für Restruktu-
rierung die Bestellung eines weiteren Sachverständigen für
Restrukturierung erforderlich wird.

Im Regelfall darf gleichzeitig nur ein einziger Sachverstän-
diger an der Restrukturierung teilnehmen. Als Sachverständi-
ge für Restrukturierung können nur in das Register von Ab-
wicklern eingetragene sowie im amtlichen Register angeführ-
te staatliche Abwicklungsorganisationen bestellt werden. Das
Gericht bestimmt in seinem Bescheid über die Bestellung des
Sachverständigen für Restrukturierung die Aufgaben, Rechte
und Verpflichtungen des Sachverständigen für Restrukturie-
rung (§ 25 Absatz 2 Szát.). Die primäre Aufgabe des Sach-
verständigen für Restrukturierung ist die Mitwirkung an der
Erstellung des Restrukturierungsplans, die Hilfeleistung für
den Schuldner und den betroffenen Gläubigern in der Abstim-
mung, Verhandlung und Annahme des Restrukturierungs-
plans, die Aufsicht der Maßnahmen des Schuldners in Ver-
bindung mit der Verhandlung und der Annahme des Restruk-
turierungsplans durch die betroffenen Gläubiger, die Beauf-
sichtigung des Geschäftsgebarens des Schuldners während
der Verhandlungen über den Restrukturierungsplan.

Er übt seine Tätigkeit gegen Entgelt aus. Das Szát. hat die
Sachverständigenhonorare gestaffelt festgelegt. Die Vor-

schriften zur Bezahlung des Honorars sind davon abhängig,
ob der Sachverständige auf Antrag oder von Amts bestellt
wurde. Das Gericht beschließt über das Honorar des Sach-
verständigen in dem Fall, wenn der Sachverständige für Re-
strukturierung im Verfahren von Amts wegen bestellt wurde.
Im Regelfall geht bei Bestellung eines Sachverständigen für
Restrukturierung dessen Vergütung zulasten des Schuldners.
In den sonstigen Fällen hängt dies von der Vereinbarung des
Schuldners und der betroffenen Gläubiger ab.

IV. Zusammenfassung

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der ungari-
sche Gesetzgeber seinen Verpflichtungen aus der RL über
Restrukturierung und Insolvenz durch die Schaffung eines
neuen nichtstreitigen Verfahrens, des Restrukturierungsver-
fahrens, nachgekommen ist.

Aufgrund der gegenwärtig gültigen Regelung stehen den
mit Zahlungsschwierigkeiten ringenden Schuldnern in Un-
garn verschiedene, in die Befugnis verschiedener Gerichte
fallende zivilrechtliche außerprozessuale Verfahren zum
Zwecke der Wiederherstellung ihrer Zahlungsfähigkeit oder
zur Liquidation ihrer Wirtschaftsgesellschaft zur Verfügung.
Verschuldete Wirtschaftsgesellschaften können sich für die
Einleitung eines Restrukturierungsverfahrens, eines Insol-
venzverfahren bzw. eines Liquidationsverfahrens entschei-
den. Das Verfahren, das die Schuldenregelung von, mit Zah-
lungsschwierigkeiten ringenden natürlichen Personen ermög-
licht, ist das Schuldenregelungsverfahren von natürlichen Per-
sonen. Das Restrukturierungsverfahren stellt dabei für
Unternehmen mit Zahlungsschwierigkeiten eine echte Alter-
native zum Insolvenzverfahren dar, um ihre Zahlungsunfähig-
keit zu verhindern.
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geša Kirgiskoj Respubliki (Gesetzblatt), ET – Erkin Too (Zeitung),
NAKR – Journal Normativnyh Akty Kirgiskoj Respubliki (Gesetz-
blatt), NAMVKR – Bjulleten‘ Normativnyh Aktov Ministerstv i
Vedomstv Kirgiskoj Respubliki (Verordnungsblatt); Kosovo: GZ –
Gazeta Zyrtare (Gesetzblatt); Kroatien: NN – Narodne novine (Ge-
setzblatt); Lettland: LV – Latvijas Vēstnesis (Gesetzesanzeiger);
Litauen: VZ – Valstybės žinios (Gesetzesanzeiger); Nordmazedo-
nien: Sl. v. – Služben vesnik (Gesetzblatt); Moldawien: M. Of. –
Monitorul Oficial (Gesetzblatt, Amtsblatt); Polen: Dz. U. – Dziennik
Ustaw (Gesetzblatt), M. P. – Monitor Polski (Amtsblatt); Rumänien:
M. Of. – Monitorul Oficial (Gesetzblatt, Amtsblatt); Russische Föde-
ration (RF): BNA – Bjulleten’ normativnych aktov federal’nych
organov ispolnitel’noj vlasti (Bulletin der Normativakte der födera-
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len Organe der vollziehenden Gewalt), RG – Rossijskaja Gazeta
(Tageszeitung, amtliches Bekanntmachungsblatt), SZ RF – Sobranie
zakonodatel’stva RF (Sammlung der Rechtsvorschriften der RF);
Serbien: Sl. g. – Službeni glasnik (Gesetzblatt); Serbien und Monte-
negro: Sl. l. – Službeni list (Gesetzblatt); Slowakische Republik: Z. z.
– Zbierka zákonov (Gesetzblatt); Slowenien: U. l. – Uradni list (Ge-
setzblatt); Tschechische Republik: Sb. – Sbírka zákonů (Gesetzblatt),
Sb. m. s. – Sbírka mezinárodních smluv (Sammlung der internationa-
len Verträge); Ukraine: VVRU – Vidomosti Verchovnoji Rady
Ukrajiny (Gesetzblatt), OVU – Oficjnyj visnyk Ukrajiny (amtliches
Mitteilungsblatt); Ungarn: MK – Magyar Közlöny (Gesetzblatt), KD
– Kúriai Döntések (Entscheidungssammlung des OG), HT – Határo-
zatok Tára (Veröffentlichungsblatt für Regierungsbeschlüsse).

Russische Föderation

Verfassungsrecht. Mit Gesetz Nr. 253-FZ v. 8.8.2024 wurde
das Gesetz über das Verfahren der Aus- und Einreise1 geän-
dert. Die Dokumentation der Namen der in die RF ein- und
ausreisenden Ausländer erfolgt durch Transkription vom la-
teinischen ins kyrillische Alphabet, die vereinheitlicht wurde.
Das Gesetz beauftragte die Regierung der RF mit der Schaf-
fung eines einheitlichen Informationssystems zwecks Erfas-
sung der Transkription. Zudem wurde die Regierung zur
Durchführung von Experimenten hinsichtlich der Erprobung
von neuen, nicht durch das Gesetz benannter Regeln betref-
fend die Ein- und Ausreise von Ausländern beauftragt. Im
Übrigen vereinfachte das Gesetz die Erteilung von Aufent-
haltserlaubnissen für Landsleute, die Teilnehmer von Repatri-
ierungsprogrammen sind (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1],
Pos. 4949).

Zum 1.1.2025 trat das Gesetz Nr. 260-FZ v. 8.8.2024 über
die Verstärkung der staatlichen Kontrolle (Aufsicht) im Be-
reich der Migration in Kraft. Es findet auf Ausländer und
Staatenlose Anwendung, die ihren Aufenthalt in der RF auf
keine gesetzliche Grundlage stützen können, und verankert
diesbezüglich den Begriff des „Ausweisungsregimes“ (russ.:
režym vysylki). Die genannten Personen werden in einem
Personenkontrollregister erfasst. Den Innenbehörden ist es
erlaubt, den Aufenthaltsort der genannten Personen zu be-
stimmen. Weiterhin ordnet das Gesetz für diesen Personen-
kreis die Anwendung beschränkender Maßnahmen an, wie
das Verbot, juristische Personen und Einzelunternehmer zu
registrieren, und das Verbot des Erwerbs und der staatlichen
Registrierung von Immobilien. Überdies erhalten die Innen-
behörden u. a. das Recht auf Zutritt in Wohn- und andere
Räume, in denen die zu kontrollierende Person lebt oder sich
aufhält (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4956).

Der Präsidialukaz Nr. 702 v. 19.8.2024 schaffte die recht-
lichen Grundlagen zur Gewährung humanitärer Unterstüt-
zung für diejenigen Personen, die die russischen geistigen und
moralischen Werte teilen. Insbesondere erhalten Ausländer
und Staatenlose die Möglichkeit, die RF um die Gewährung
einer Aufenthaltserlaubnis zu ersuchen, ohne hierbei die An-
forderungen des regulären Verfahrens zur Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis zu erfüllen (SZ RF 2024, Nr. 35,
Pos. 5322).

Durch Präsidialukaz Nr. 716 v. 22.8.2024 wurde der Rat
betreffend die russische Sprache beim Präsidenten der RF
abgeschafft und der Rat zur Verwirklichung der Staatspolitik
im Bereich der Unterstützung der russischen Sprache und der
Sprachen der Völker der RF beim Präsidenten der RF wie-
derhergestellt. Die Hauptaufgaben des neuen Rats bestehen
u. a. in der Vorbereitung von Vorschlägen zur Ermittlung der
Prioritäten der Staatspolitik im Hinblick auf die Förderung

der russischen Sprache im Ausland (SZ RF 2024, Nr. 35,
Pos. 5325).

Der Präsidialukaz Nr. 873 v. 10.10.2024 hob die zuvor mit
Präsidialukaz Nr. 335 v. 10.5.2023 über das Verfahren der
Einreise in die RF und der Ausreise aus der RF für georgi-
sche Staatsangehörige2 eingeführten Beschränkungen der vi-
safreien Einreise in die RF auf. Für georgische Staatsangehö-
rige ist nunmehr wieder eine Einreise in die RF ohne vor-
herige Beantragung eines Visums auf der Grundlage eines
gültigen Ausweisdokuments möglich (SZ RF 2024, Nr. 42,
Pos. 6224).

Mit Gesetz Nr. 358-FZ v. 26.10.2024 wurden im Gesetz
über das Verfahren der Aus- und Einreise und im Gesetz über
die Rechtsstellung von Ausländern in der RF3 u. a. die Bedin-
gungen für den Erhalt einer vorübergehenden bzw. zeitlich
unbegrenzten Aufenthaltserlaubnis für diejenigen auslän-
dischen Staatsangehörigen vereinfacht, die mindestens drei
Jahre mit einem Staatsangehörigen der RF verheiratet sind
(SZ RF 2024, Nr. 44, Pos. 6498).

Der Präsidialukaz Nr. 1014 v. 28.11.2024 erneuerte die
Auflistung der Bewertungskriterien hinsichtlich der Effektivi-
tätseinschätzung der Tätigkeit der höchsten Amtsperson in
den Subjekten der RF und der vollziehenden Organe der Sub-
jekte der RF. Die Auflistung führt 21 Kriterien auf, darunter
das Vertrauen in den Präsidenten der RF sowie die höchsten
Amtspersonen der Subjekte der RF. Neu aufgenommen wur-
de die Zufriedenheit der an der speziellen Militäroperation
teilnehmenden Personen bezüglich des Angebots an medizi-
nischer Rehabilitation (SZ RF 2024, Nr. 49, Pos. 7576).

Der Präsidialukaz Nr. 1062 v. 10.12.2024 sieht Änderun-
gen in der durch Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 889 v.
22.11.20234 bestätigten Ordnung über das Verfahren der
Befassung mit Fragen über die Staatsangehörigkeit der RF
vor. Insbesondere wurde die Auflistung der staatlichen Ein-
richtungen, die zur Abhaltung von Sprachexamina für Aus-
länder befugt sind, novelliert (SZ RF 2024, Nr. 51,
Pos. 8013).

Durch Verfassungsgesetz Nr. 4-FKZ v. 13.12.2024 wurde
der Präsident der RF durch Änderungen im Verfassungs-
gesetz über den Kriegszustand5 befugt, auf der Grundlage
eines Ukaz in einem vom Kriegszustand betroffenen Territo-
rium den Zugang zu bestimmten Informationen zu beschrän-
ken (SZ RF 2024, Nr. 51, Pos. 7842).

Mit Gesetz Nr. 517-FZ v. 28.12.2024 novellierte der Ge-
setzgeber eine Vielzahl von Gesetzen. Von Bedeutung ist,
dass das Gesetz eine Aufenthaltsfrist von 15 und in Ausnah-
mefällen von 30 Werktagen für Personen festlegt, deren
Staatsangehörigkeit gemäß dem Staatsangehörigkeitsgesetz6

u. a. wegen gefälschter oder unwahrer Angaben, um eine Auf-
nahme in die Staatsangehörigkeit der RF zu erlangen, beendet
wurde (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8527).

Der Präsidialukaz Nr. 1126 v. 30.12.2024 bestimmte die
Anwendung zeitlich-begrenzter Maßnahmen in Bezug auf die
vom Ausweisungsregime erfassten Ausländer und Staatenlo-
sen in der RF. Ausländer und Staatenlose, über die Informa-
tionen im Register über die zu kontrollierenden Personen
erfasst sind, sind zur selbständigen Ausreise aus der RF ver-
pflichtet. Alternativ zur selbständigen Ausreiseverpflichtung

1) Föderales Gesetz Nr. 114-FZ v. 15.8.1996, SZ RF 1996, Nr. 34,
Pos. 4029; IOR-Chronik, WiRO 1996, S. 439; 2024, S. 50.

2) SZ RF 2023, Nr. 20, Pos. 3529; IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 49.
3) Föderales Gesetz Nr. 115-FZ v. 25.7.2002, SZ RF 2002, Nr. 30,

Pos. 3032; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 309; 2024, S. 87.
4) Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 889 v. 22.11.2023, SZ RF 2023,

Nr. 48, Pos. 8551; IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 163.
5) Föderales Verfassungsgesetz Nr. 1-FKZ v. 30.1.2002, SZ RF 2002,

Nr. 5, Pos. 375; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 114; 2024, S. 162.
6) Föderales Gesetz Nr. 62-FZ v. 31.5.2002, SZ RF 2002, Nr. 22,

Pos. 2031; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 249; 2023, S. 222.
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bestand die Möglichkeit eines Verbleibens in der RF für den
Fall einer Klärung des Rechtsregimes der betroffenen Per-
sonen in der Zeit v. 1.1.2025 bis 30.4.2025. Es handelte sich
hierbei um eine im Ukaz verankerte Sonderregelung, die nur
dann Anwendung fand, wenn die betroffenen Personen einen
Vertrag mit den Streitkräften der RF über die Absolvierung
des Militärdiensts abgeschlossen haben. In diesem Fall wurde
die bis dahin getroffene Entscheidung über die Deportation
der sich verpflichteten Person aufgehoben (SZ RF 2025,
Nr. 1, Pos. 1).

Verwaltungsrecht. Das Gesetz Nr. 216-FZ v. 8.8.2024 än-
derte das Gesetz über Information, Informationstechnologien
und den Schutz von Informationen7. Die Änderung dient ins-
besondere der Bekämpfung der Verbreitung von sog. destruk-
tiven Inhalten im Informationsraum. Weiterhin sieht das Ge-
setz die Beschränkung derartiger Informationen nicht nur
durch föderales Gesetz, sondern auch durch Akte des Prä-
sidenten der RF vor. Die Betreiber von Social Media Netz-
werken wurden zur Offenlegung von Informationen u. a. in
Bezug auf menschenwürdeverachtende und sittlichkeitsverlet-
zende Inhalte oder solche, die eine offensichtliche Missach-
tung der Gesellschaft zum Gegenstand haben, verpflichtet.
Außerdem müssen die Netzbetreiber von durch Roskomnad-
zor (russische Aufsichtsbehörde für Medien und Telekom-
munikation) bereitgestellte technische Kontrollmittel zwecks
Zugangsbeschränkung zu oben bezeichneten Inhalten einrich-
ten. Im Übrigen sollen Netzbetreiber Informationen bereit-
stellen, die eine Identifikation von Personen möglich machen,
die solche Inhalte verbreiten (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1],
Pos. 4912).

Das Gesetz Nr. 219-FZ v. 8.8.2024 sieht die Möglichkeit
der Einstufung einer auf dem Territorium der RF tätigen
ausländischen oder internationalen Organisation als un-
erwünscht vor, wenn deren Gründer oder Teilnehmer staatli-
che Organe eines ausländischen Staates sind. Hintergrund der
Gesetzesänderung ist die Erweiterung der Möglichkeiten der
RF, nicht nur in Russland tätige Nichtregierungsorganisatio-
nen als unerwünscht einzustufen, sondern auch ausländische
staatliche Akteure zu erfassen. Eine Ausnahme kann für sol-
che internationalen Organisationen gelten, an denen die RF
beteiligt ist (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4915).

Das Gesetz Nr. 224-FZ v. 8.8.2024 änderte das Gesetz
über Betäubungsmittel und psychotropische Substanzen8. Es
ordnete zum 1.9.2025 ein Verbot der Propagandierung des
Verkehrs mit illegalen Betäubungsmitteln, psychotropischen
und äquivalenten Substanzen, des Verbrauchs solcher Sub-
stanzen sowie der Züchtung betäubungsmittelenthaltender
Pflanzen an. Die gesetzliche Regelung erstreckt sich ins-
besondere auf literarische Schöpfungen und solche Werke der
Kunst, die derartige Informationen beinhalten. Dies gilt nicht,
sofern ein solcher Informationsgehalt einen dem Genre ent-
sprechenden und den Werken zugrundeliegenden unverzicht-
baren künstlerischen Grundgedanken darstellt. Das Gesetz
legt hinsichtlich solcher Werke das verpflichtende Anbringen
eines Warnhinweises ffest. Vor dem 1.8.1990 erschienene
Werke sind von der Anwendbarkeit des Gesetzes ausgenom-
men (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4930).

Das Gesetz Nr. 231-FZ v. 8.8.2024 legte Besonderheiten
der Anwendung und Vollstreckung des Disziplinararrests in
Bezug auf Teilnehmer der speziellen Militäroperation in Fäl-
len der Begehung grober disziplinärer Verfehlungen fest.
Unter einer groben Verfehlung ist u. a. der Verstoß gegen die
Regeln des Militärstatuts über die Beziehungen der Militär-
personen untereinander zu verstehen. Das Gesetz sieht für
eine Verfehlung einen Arrest von bis zu zehn Tagen vor. Bei
mehrfachen Verstößen besteht ein Wahlrecht dahingehend,
ob eine teilweise oder eine vollständige Zusammenlegung der

einzelnen Arreststrafen erfolgen soll (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 1], Pos. 4927).

Durch Gesetz Nr. 233-FZ v. 8.8.2024 erfolgten Änderun-
gen im Gesetz über personenbezogene Daten9 sowie im Ge-
setz über die Durchführung eines Experiments in Moskau zur
Errichtung eines speziellen Rechtsregimes zwecks Schaffung
der erforderlichen Voraussetzungen für die Erarbeitung und
Einführung von Technologien der künstlichen Intelligenz10.
Es legt die Besonderheiten der Formierung von persönlichen
Datensätzen fest, deren Erhalt sich auf eine Anonymisierung
zurückführen lässt. Das Gesetz bestimmt das Verfahren für
die Verarbeitung personenbezogener Daten und die Anforde-
rungen an den Zugang zu diesen Daten. Hiermit im Zusam-
menhang steht die Verpflichtung der Netzbetreiber, die durch
dieses Gesetz vorgenommenen Änderungen hinsichtlich der
Verarbeitung der Daten juristischer Personen und von Bür-
gern umzusetzen, sofern diese Nutzer eines staatlichen Infor-
mationssystems sind. Das Gesetz regelt weiterhin, dass die
Verarbeitung von Datensätzen und die Erlangung des Ergeb-
nisses der Verarbeitung unzulässig sind, wenn dies u. a. eine
Gefahr für Leben oder Gesundheit birgt. Insbesondere ist die
Bereitstellung eines Ergebnisses der Datensatzverarbeitung
unzulässig, wenn dies zugunsten von ausländischen juristi-
schen Personen und Organisationen erfolgt (SZ RF 2024,
Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4229).

Das Gesetz Nr. 249-FZ v. 8.8.2024 schrieb in mehreren
Gesetzen fest, dass dem FSB solche Informationen über die
Registrierung von Geburten, Todesfällen, Eheschließungen
und Scheidungen, Vaterschaftsfeststellungen und Namens-
änderungen, die im staatlichen Personenregister enthalten
sind, verfügbar zu machen sind (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1],
Pos. 4945).

Das Gesetz Nr. 281-FZ v. 8.8.2024 bestimmte im Gesetz
über die Militärpflicht und den Militärdienst11, dass Auslän-
der nach Erhalt der russischen Staatsangehörigkeit der Wehr-
erfassung unterliegen. Im Staatsangehörigkeitsgesetz wurde
die Aufzählung der Gründe, die zur Beendigung der Staats-
angehörigkeit der RF führen, um die Nichterfüllung der Ver-
pflichtung zur erstmaligen Erfassung im Wehrdienstregister
erweitert (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4977).

Das Gesetz Nr. 303-FZ v. 8.8.2024 sieht im Telekommuni-
kationsgesetz12 eine Beschränkung der Anzahl der SIM-Kar-
ten vor. Für russische Staatsangehörige dürfen maximal 20
und für Ausländer maximal 10 SIM-Karten registriert wer-
den. Verträge über die Anbietung von Telekommunikations-
dienstleistungen mit Ausländern dürfen lediglich dann ge-
schlossen werden, wenn die für den Vertrag notwendigen
Informationen über den Ausländer im Einheitlichen Biome-
trischen Register hinterlegt sind. Ein über das Internet erfolg-
ter Vertragsschluss ist unzulässig (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 2], Pos. 4999).

Mit Gesetz Nr. 314-FZ v. 8.8.2024 erfolgten Änderungen
im Hochschulgesetz13. Danach erhalten von Geburt an behin-
derte Menschen und Kriegsinvaliden einen Anspruch auf vor-
rangige Einschreibung an Berufsfachschulen und Kollegien.
Die Bevorzugung dieses Personenkreises kommt allerdings

7) Föderales Gesetz Nr. 149-FZ v. 27.7.2006, SZ RF 2006, Nr. 31,
Pos. 3448; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 163.

8) Föderales Gesetz Nr. 3-FZ v. 8.1.1998, SZ RF 1998, Nr. 2,
Pos. 219; IOR-Chronik, WiRO 1998, S. 188; 2015, S. 343.

9) Föderales Gesetz Nr. 152-FZ v. 27.7.2006, SZ RF 2006, Nr. 31
(Tb. 1), Pos. 3451; IOR-Chronik, WiRO 2006, S. 314; 2024, S. 14.

10) Föderales Gesetz Nr. 123-FZ v. 24.4.2020, SZ RF 2020, Nr. 17,
Pos. 2701; IOR-Chronik, WiRO 2020, S. 343.

11) Föderales Gesetz Nr. 53-FZ v. 28.3.1998, SZ RF 1998, Nr. 13,
Pos. 1475; IOR-Chronik, WiRO 1998, S. 269; 2025, S. 25.

12) Föderales Gesetz Nr. 126-FZ v. 7.7.2003, SZ RF 2003, Nr. 28,
Pos. 2895; IOR-Chronik, WiRO 2003, S. 310; 2024, S. 163.

13) Föderales Gesetz Nr. 125-FZ v. 22.8.1996, SZ RF 1996, Nr. 35,
Pos. 4135; IOR-Chronik, WiRO 1996, S. 471; 2012, S. 249.
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nur dann zum Tragen, wenn sie die Eintrittsprüfung erfolg-
reich bestanden haben, sofern dies zwecks Hochschulbesuchs
erforderlich ist (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 2], Pos. 5010).

Durch Gesetz Nr. 315-FZ v. 8.8.2024 wurden im Hoch-
schulgesetz zudem die Vorschriften über die Besonderheiten
zur Erlangung einer Hochschulausbildung durch Auszubil-
dende mit Gesundheitsbeeinträchtigungen wie etwa Invaliden
novelliert. Das Gesetz verpflichtet die Hochschulen zur Her-
stellung besonderer Bedingungen für den bezeichneten Per-
sonenkreis im Einklang mit den Empfehlungen der psycho-
logisch-pädagogischen Ärztekommission. Insbesondere sieht
das Gesetz den Einsatz von Gebärdensprachübersetzern vor.
Der bisherige Gesetzeswortlaut „geistige Zurückgeblieben-
heit“ wurde durch den Begriff der „Intelligenzstörung“ bzw.
der „kognitiven Beeinträchtigung“ ersetzt (SZ RF 2024,
Nr. 33 [Tb. 2], Pos. 5011).

Das Gesetz Nr. 325-FZ v. 8.8.2024 legte verpflichtende
Anforderungen an die Herstellung von nicht zum Rauchen
bestimmter Tabakprodukte fest. Die Hersteller sind verpflich-
tet, nur solche Inhaltsstoffe zu verwenden, die nicht darauf
gerichtet sind, die Attraktivität der bezeichneten Produkte zu
steigern. Insbesondere darf der Nikotingehalt 10 mg pro Ta-
bakerzeugnis nicht überschreiten (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 2],
Pos. 5021).

Durch Präsidialukaz Nr. 792 v. 16.9.2024 erfolgte die Fest-
legung der personellen Sollstärke der Streitkräfte der RF.
Damit wurde der vorhergehende Präsidialukaz Nr. 915 v.
1.12.202314 außer Kraft gesetzt, der die Sollstärke auf
2.209.130 Personen, davon 1,32 Mio. Militärpersonen, fest-
legte. Nunmehr beträgt die Sollstärke 2.389.130 Personen,
wobei 1,5 Mio. auf Militärpersonen entfallen (SZ RF 2024,
Nr. 39, Pos. 5789).

Der Präsidialukaz Nr. 814 v. 20.9.2024 führte die Zwi-
schenbehördliche Kommission des Sicherheitsrats der RF zur
Komplettierung der Streitkräfte der RF mit Militärpersonen,
die ihren Militärdienst auf vertraglicher Grundlage absolvie-
ren, ein. Die Kommission koordiniert u. a. die Tätigkeit der
Organe und Organisationen zwecks Auswahl der Kandidaten
aus der Anzahl der (militärpflichtigen) Staatsangehörigen der
RF sowie ausländischen Staatsangehörigen zwecks Ableis-
tung des Militärdiensts auf vertraglicher Basis (SZ RF 2024,
Nr. 39, Pos. 5798).

Der Präsidialukaz Nr. 822 v. 30.9.2024 ordnete die jähr-
liche Herbsteinberufung an. Es wurden 133.000 Staatsange-
hörige der RF zum Militärdienst im Zeitraum von Oktober
bis Dezember 2024 einberufen. Betroffen sind Staatsangehö-
rige der RF im Alter von 18 bis 30 Jahren, die nicht Teil der
Reserve sind und der Einberufung unterliegen (SZ RF 2024,
Nr. 41, Pos. 6129).

Durch Gesetz Nr. 385-FZ v. 9.11.2024 änderte der Gesetz-
geber das Gesetz über die Information, Informationstechnolo-
gien und den Schutz von Informationen. Nunmehr stellt ins-
besondere die Verbreitung von Informationen über die Bereit-
stellung illegaler Dienstleistungen im Bereich der Migration
eine Verletzung dieses Gesetzes dar (SZ RF 2024, Nr. 46,
Pos. 6913).

Darüber hinaus wurde durch Gesetz Nr. 411-FZ v. 23.11.
2024 im Gesetz über die Information, Informationstechnolo-
gien und über den Schutz von Informationen die sog. Child-
free-Propaganda verboten. Hiervon betroffen ist die Verbrei-
tung von Informationen im Internet wie auch in anderen
Massenmedien, die die kinderlose Lebensführung bewerben
(SZ RF 2024, Nr. 48, Pos. 7218).

Das Gesetz Nr. 409-FZ v. 23.11.2024 erweiterte im Gesetz
über die Rechtsstellung von Militärangehörigen15 den Kreis
der Personen, die befugt sind, am Anspar- und Hypotheken-
system für Militärangehörige teilzunehmen, indem nunmehr
auch diejenigen Personen erfasst sind, die vor Annahme der

russischen Staatsangehörigkeit eine andere Staatsangehörig-
keit hatten. Von Bedeutung ist u. a., dass das Gesetz eine
Grundlage für die Berechnung der für das Programm notwen-
digen abgeleisteten vertraglichen Mindestdienstzeit in den
Streitkräften der RF schafft (SZ RF 2024, Nr. 48, Pos. 7216).

Durch Gesetz Nr. 427-FZ v. 30.11.2024 wurde das Gesetz
über die private Wachdiensttätigkeit verabschiedet, welches
eine rechtliche Grundlage für die Tätigkeit privater Wach-
schutzdienste schafft und insbesondere ein staatliches Lizen-
sierungs- sowie Registererfassungsverfahren einführt. Das
Gesetz tritt zum 1.9.2026 in Kraft (SZ RF 2024, Nr. 49,
Pos. 7418).

Das Gesetz Nr. 434-FZ v. 30.11.2024 passte das Gesetz
über die private Detektiv- und Schutztätigkeit in der RF16 an
das Gesetz über die private Wachdiensttätigkeit an. Es ist u. a.
die Aufnahme einer medizinischen Begutachtung von Per-
sonen vorgesehen, die eine Lizensierung als private Detektive
begehren. Das Gesetz tritt ebenfalls zum 1.9.2026 in Kraft
(SZ RF 2024, Nr. 49, Pos. 7425).

Mittels Gesetz Nr. 442-FZ v. 30.11.2024 hob der Gesetz-
geber das Verbot über den Eintritt von Staatsangehörigen der
RF in den Staatsdienst in einigen Behördenzweigen auf. Die
Gesetzesänderung diente der Umsetzung einer Entscheidung
des VerfG RF17, mit der die Regelung, wonach ein Staats-
angehöriger der RF auch in den Fällen, in denen ein gegen
ihn gerichtetes gerichtliches Verfahren aufgrund tätiger Reue
eingestellt wurde, gänzlich vom Eintritt in den Staatsdienst
ausgeschlossen war, für verfassungswidrig erklärt wurde. Die
Gesetzesänderung sieht nunmehr eine Karenzzeit von drei
Jahren seit der Einstellung des Verfahrens vor, nach deren
Ablauf das Verbot keine Anwendung mehr findet (SZ RF
2024, Nr. 49, Pos. 7433).

Das Gesetz Nr. 462-FZ v. 13.12.2024 änderte die Gesetze
über das Recht der Staatsangehörigen der RF auf Freizügig-
keit, Wahl des Aufenthaltsorts und des Wohnsitzes innerhalb
der RF18 sowie über die Rechtsstellung von Militärangehöri-
gen. Es regelte die Besonderheiten der Registrierung am Auf-
enthaltsort und die Abmeldung aus dem Melderegister derje-
nigen Staatsangehörigen, die Militärangehörige sind und ih-
ren Militärdienst auf vertraglicher Grundlage ableisten, sowie
der mit ihnen zusammenlebenden Familienmitglieder. Ins-
besondere sind Militärangehörige berechtigt, sich am Ort der
Ableistung des Militärdiensts zu registrieren, auch wenn sie
an diesem Ort mangels verfügbaren Wohnraums keinen
Wohnsitz haben (SZ RF 2024, Nr. 51, Pos. 7856).

Der Präsidialukaz Nr. 1106 v. 25.12.2024 sieht vor, dass
der Präsident der RF zur Vergabe von Stipendien an Studie-
rende, Kursanten und Zuhörende in Höhe von 30.000 RUB
(ca. 330 EUR, Stand: 15.2.2026) pro Monat berechtigt ist.
Hintergrund der Einführung eines solchen Stipendiums ist die
Begünstigung dieses Personenkreises, sofern es sich um
Staatsangehörige der RF handelt, die an Hochschulprogram-
men technologisch-wissenschaftlicher Einrichtungen teilneh-
men. Welche konkreten Hochschulprogramme von der Sti-
pendieneinführung tangiert sind, wurde im Rahmen der tech-
nologisch-wissenschaftlichen Strategie der RF festgelegt (SZ
RF 2024, Nr. 53, Pos. 8660).

Mit Gesetz Nr. 492-FZ v. 26.12.2024 wurde im Wald-
gesetzbuch19 die Möglichkeit der Durchführung von Wald-

14) SZ RF 2023, Nr. 49 (Tb. 3), Pos. 8727; IOR-Chronik, WiRO
2024, S. 204.

15) Föderales Gesetz Nr. 76-FZ v. 27.5.1998, SZ RF 1998, Nr. 22,
Pos. 2331; IOR-Chronik, WiRO 1998, S. 350; 2025, S. 23.

16) Gesetz der RF Nr. 2487-1 v. 11.3.1992, VSND i VS RF 1992,
Nr. 17, Pos. 888; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 131.

17) VerfG RF, Urt. Nr. 38-P v. 11.7.2023, SZ RF 2023, Nr. 29,
Pos. 5499.

18) Gesetz der RF Nr. 5242-I v. 25.6.1993, VSND i VS RF 1993,
Nr. 32, Pos. 1227; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2023, S. 251.
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klimaprojekten verankert. Solche Projekte können insbeson-
dere auf der Grundlage eines Vertrags zwischen der föderalen
Waldaufsichtsbehörde und der an der Projektdurchführung
interessierten Person durchgeführt werden. In diesem Zusam-
menhang wurden auch die Gründe festgeschrieben, die zur
Ablehnung des Vertragsschlusses seitens der Waldaufsichts-
behörde führen können. Zu nennen sind u. a. die Angabe
unwahrer Angaben durch die an der Projektdurchführung
interessierte Person (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8502).

Durch Gesetz Nr. 497-FZ v. 26.12.2024 änderte der Ge-
setzgeber das Gesetz über die Produktions- und Verbrauchs-
abfälle (Abfallgesetz)20 sowie das Gesetz über den Umwelt-
schutz21. Das Gesetz legt u. a. die Besonderheiten der Regu-
lierung des Umgangs mit festen kommunalen Abfällen in
schwer zugänglichen Territorien fest und definiert diese Ter-
ritorien (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8507).

Mit Präsidialukaz Nr. 1120 v. 27.12.2024 wurde eine neue
Ordnung über die Zwischenbehördliche Kommission über die
Geschichtsbildung erlassen. Ziel ist es, die Kommission als
Koordinierungs- und Beratungsorgan in historischen Bil-
dungsfragen beim Präsidenten der RF zu etablieren. Hier-
durch soll eine koordinierte Politik der Staatsorgane der RF
hinsichtlich der historischen Bildung gewährleistet und umge-
setzt werden (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8666).

Mit Gesetz Nr. 506-FZ v. 28.12.2024 wurde das Gesetz
über die Russische Akademie der Wissenschaften und die
Reorganisation der staatlichen Akademien22 geändert. Von
Bedeutung ist die Schaffung eines Kuratoriums innerhalb der
Russischen Akademie der Wissenschaften, dem der Präsident
der RF vorsitzt. Das Kuratorium soll einen Beitrag zur Unter-
stützung bei der Lösung zukünftiger und bestehender Auf-
gaben der Russischen Akademie der Wissenschaften leisten
und wichtige wissenschaftliche Erfolge vorantreiben (SZ RF
2024, Nr. 53, Pos. 8516).

Das Gesetz Nr. 513-FZ v. 28.12.2024 führte Änderungen
in einer Vielzahl von Rechtsvorschriften durch, u. a. wurde
im Gesetz über die Terrorismusbekämpfung23 die Möglich-
keit der Aufhebung des Tätigkeitsverbots und deren Rück-
gängigmachung in Bezug auf solche Organisationen ver-
ankert, die gemäß der Gesetzgebung der RF als terroristische
eingestuft wurden. Die Aufhebung des Verbots bzw. dessen
Wiedereinsetzung hat durch ein Gericht infolge einer Klage
des Generalstaatsanwalts zu erfolgen, sofern Anhaltspunkte
dafür bestehen, dass die Organisation sich nicht mehr terroris-
tisch bzw. erneut terroristisch betätigt. In diesem Zusammen-
hang erweiterte der Gesetzgeber die Verwaltungsgerichtspro-
zessordnung24 um das Verfahren der Klageerhebung in bei-
den Fällen (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8523).

Das Gesetz Nr. 519-FZ v. 28.12.2024 erweiterte im Daten-
schutzgesetz25 die Auflistung derjenigen Fälle, in denen die
Verarbeitung biometrischer persönlicher Daten seit dem 1.9.
2025 ohne Einwilligung des Dateninhabers erfolgen kann (SZ
RF 2024, Nr. 53, Pos. 8529).

Mit Gesetz Nr. 520-FZ v. 28.12.2024 nahm der Gesetz-
geber eine Novellierung des Gesetzes über die Kontrolle der
Tätigkeit von Personen unter ausländischem Einfluss26 vor.
Ausländische Agenten wurden verpflichtet, ein spezielles Ru-
belkonto für Einzahlungen von Geldmitteln zu verwenden,
auf die sie u. a. infolge des Verkaufs von Immobilien oder
Transportmitteln einen Anspruch haben. Das Konto ist inner-
halb von 15 Tagen seit Vertragsschluss oder der Entstehung
des Anspruchs auf Kaufpreiszahlung zu eröffnen (SZ RF
2024, Nr. 53, Pos. 8530).

Durch Gesetz Nr. 523-FZ v. 28.12.2024 verabschiedete der
Gesetzgeber das sog. Technologiegesetz, mit dem die recht-
lichen, wirtschaftlichen, organisatorischen und sonstigen
Grundlagen in Bezug auf die Gewährleistung der technologi-
schen Führungsrolle der RF und ihrer dahingehenden wirt-

schaftlichen Entwicklung auf der Grundlage inländischer
Technologien geregelt wurden. Für die Festlegung der Tech-
nologiepolitik der RF sind mehrere Organe zuständig, neben
dem Präsidenten und der Regierung der RF u. a. auch die
Russische Akademie der Wissenschaften (SZ RF 2024,
Nr. 53, Pos. 8533).

Durch Gesetz Nr. 533-FZ v. 28.12.2024 wurde im Gesetz
über den Wertpapiermarkt27 und im Gesetz über Kredit-
geschichten28 ein Verfahren festgelegt, nach dem die Betrei-
ber von Wertpapierregistern, Verwahrstellen und Kreditaus-
kunfteien auf Anfrage von Amtspersonen, deren Liste vom
Präsidenten der RF bestimmt wird, im Rahmen von Korrupti-
onsbekämpfungsmaßnahmen Informationen bereitstellen
müssen. Hintergrund dieser Änderung ist es, das Vermögen
derjenigen am Wertpapiermarkt teilnehmenden Personen
transparenter zu gestalten, die sich um ein Staatsamt bewer-
ben. Der Staat erhält auf diesem Weg die Möglichkeit, die
Vermögensangaben der für das Staatsamt kandidierenden
Person zu überprüfen (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8543).

Das Gesetz Nr. 550-FZ v. 28.12.2024 novellierte das Ge-
setz über die Jugendpolitik29 in der RF. Neben einer Ände-
rung einzelner Begriffsbestimmungen wurden u. a. die Ziele
der Jugendpolitik erweitert. Hierzu gehören nun auch die
Herausbildung geistig-traditioneller Werte sowie einer öko-
logischen Kultur der Jugendlichen verbunden mit einem öko-
logischen Verantwortungsbewusstsein (SZ RF 2024, Nr. 53,
Pos. 8560).

Mit Präsidialukaz Nr. 1124 v. 28.12.2024 wurde eine Stra-
tegie der Extremismusbekämpfung in der RF festgelegt. Der
Ukaz bestimmt die grundlegenden Quellen der vom Extremis-
mus ausgehenden Bedrohungen in der RF sowie die Ziele,
Aufgaben und Grundrichtungen der Staatspolitik im Bereich
der Extremismusbekämpfung. Die Vorgängerregelung v.
29.5.2020 wurde außer Kraft gesetzt (SZ RF 2024, Nr. 53,
Pos. 8669).

Finanzrecht. Das Gesetz Nr. 221-FZ v. 8.8.2024 novellierte
das Gesetz über digitale Finanzaktiva und digitale Wäh-
rung30. Das Anbieten digitaler Währung sowie von Waren,
Werk- und Dienstleistungen an einen unbegrenzten Personen-
kreis zum Zweck der Organisation des Umlaufs oder Handels
mit digitaler Währung und die Werbung für digitale Währung
wurde verboten. Das Gesetz ordnet die Führung eines Regis-
ters der Betreiber des Minings digitaler Währung sowie der
Betreiber von Mining-Infrastruktur an. Die Regierung kann
Beschlüsse über das Verbot des Minings (einschließlich der
Teilnahme an Mining-Pools) in bestimmten Regionen oder in

19) Föderales Gesetz Nr. 200-FZ v. 4.12.2006, SZ RF 2006, Nr. 50,
Pos. 5278; IOR-Chronik, WiRO 2007, S. 60; 2024, S. 95.

20) Föderales Gesetz Nr. 89-FZ v. 24.6.1998, SZ RF 1998, Nr. 26,
Pos. 3009; IOR-Chronik, WiRO 1998, S. 350; 2024, S. 144.

21) Föderales Gesetz Nr. 7-FZ v. 10.1.2002, SZ RF 2002, Nr. 2,
Pos. 133; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 115; 2025, S. 23.

22) Föderales Gesetz Nr. 253-FZ v. 27.9.2013, SZ RF 2013, Nr. 39,
Pos. 4883; IOR-Chronik, WiRO 2014, S. 307; 2019, S. 183.

23) Föderales Gesetz Nr. 35-FZ v. 6.3.2006, SZ RF 2006, Nr. 11,
Pos. 1146; IOR-Chronik, WiRO 2006, S. 155; 2017, S. 182.

24) Föderales Gesetz Nr. 21-FZ v. 8.3.2015, SZ RF 2015, Nr. 10,
Pos. 1391; IOR-Chronik, WiRO 2015, S. 342; 2025, S. 79.

25) Föderales Gesetz Nr. 152-FZ v. 27.7.2006, SZ RF 2006, Nr. 31,
Pos. 3451; IOR-Chronik, WiRO 2006, S. 314; 2021, S. 277.

26) Föderales Gesetz Nr. 255-FZ v. 14.7.2022, SZ RF 2022, Nr. 29
(Tb. 2), Pos. 5222; IOR-Chronik, WiRO 2023, S. 72; 2025, S. 73.

27) Föderales Gesetz Nr. 39-FZ v. 22.4.1996, SZ RF 1996, Nr. 17,
Pos. 1918; IOR-Chronik, WiRO 1996, S. 275; WiRO 2025, S. 27.

28) Föderales Gesetz Nr. 218-FZ v. 30.12.2004, SZ RF 2005, Nr. 1,
Pos. 44; IOR-Chronik, WiRO 2005, S. 119; 2025, S. 25.

29) Föderales Gesetz Nr. 489-FZ v. 30.12.2020, SZ RF 2021, Nr. 1
(Tb. 1), Pos. 28; IOR-Chronik, WiRO 2021, S. 276.

30) Föderales Gesetz Nr. 259-FZ v. 31.7.2020, SZ RF 2020, Nr. 31
(Tb. 1), Pos. 5018; IOR-Chronik, WiRO 2021, S. 55; 2025, S. 26.
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bestimmten Territorien dieser Regionen fassen. Außerdem
sieht das Gesetz die Möglichkeit vor, ausländische digitale
Rechte in der RF und russische digitale Rechte im Ausland zu
verwerten (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4917).

Am 8.8.2024 erging das Gesetz Nr. 223-FZ über versuchs-
weise Zahlungen mit Kryptowährungen. Die Zentralbank
wurde ermächtigt, im Bereich digitaler Innovationen experi-
mentelle Rechtsregime festzulegen, um Transaktionen mit
digitalen Währungen im Rahmen des Außenhandels sowie
zum Zweck der Durchführung eines organisierten Handels
mit digitalen Währungen zu ermöglichen. Entsprechende Än-
derungen erfolgten im Gesetz über die Währungsregulierung
und -kontrolle, im Gesetz über das nationale Zahlungssys-
tem31, im Gesetz über den organisierten Handel32, im Gesetz
über die experimentellen Rechtsregime im Bereich der digita-
len Innovation33 und im Gesetz über digitale Finanzaktiva
und digitale Währung. Die Änderungen traten zum 1.9.2024
in Kraft (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4919).

Durch Gesetz Nr. 254-FZ v. 8.8.2024 wurden im Gesetz
über die Kreditgenossenschaften34 umfassende Änderungen
vorgenommen. Die Aufsicht der Zentralbank über Kreditge-
nossenschaften wurde verschärft. Sie führt das staatliche Re-
gister der Kreditgenossenschaften und ist befugt, im außerge-
richtlichen Verfahren eine Kreditgenossenschaft aus dem Re-
gister zu streichen. Weitere Änderungen betreffen die Beson-
derheiten der Beendigung der Tätigkeit einer
Kreditgenossenschaft und die Anforderungen an die Lei-
tungsorgane. Die Änderungen traten am 1.6.2025 in Kraft
(SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4950).

Das Gesetz Nr. 259-FZ v. 8.8.2024 nahm im Steuergesetz-
buch (Teil I35 und II36) eine Reihe von Änderungen vor, die
auf die Optimierung der Steuerverwaltung, die Präzisierung
der Bemessungsgrundlage für bestimmte Steuern und die
Erhöhung der Gerichtsgebühren abzielen. Die Regierung wur-
de bis einschließlich 2028 befugt, Vorschriften zu erlassen,
die eine Verlängerung der Fristen für die Zahlung von Steu-
ern, Versicherungsbeiträgen und anderen obligatorischen
Zahlungen sowie der Fristen für die Einreichung von Steuer-
und Buchhaltungsunterlagen vorsehen. Der von der Steuerbe-
hörde berechnete Gesamtbetrag an Steuern, bis zu dessen
Erreichen dem Steuerpflichtigen keine Zahlungsaufforderung
zugestellt wird, wurde von 100 auf 400 RUB erhöht. Das
Verfahren wurde an vielen Stellen präzisiert. Außerdem legte
das Gesetz zusätzliche Kategorien von Bürgern fest, denen
eine Ermäßigung bei der Vermögensteuer für natürliche Per-
sonen gewährt wird (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4955).

Durch Gesetz Nr. 275-FZ v. 8.8.2024 wurde im Gesetz
über die Banken und die Bankentätigkeit37 die Möglichkeit
ausländischer Banken präzisiert, in Russland über eine Filiale
tätig zu werden. Das Gesetz legt hierfür die Bedingungen und
das Verfahren fest. Weitere Regelungen betreffen die Anfor-
derungen an die Qualifikation des Personals der Filiale. Die
Filiale muss über eine Garantieeinlage verfügen. Zudem wer-
den die Gründe und Folgen des Widerrufs (Aufhebung) der
Banklizenz einer ausländischen Bank zur Ausübung von
Bankgeschäften, die Besonderheiten der vorläufigen Verwal-
tung einer ausländischen Bank sowie die Gründe und das
Verfahren für die Auszahlung von Mitteln aus der Garantie-
einlage der Filiale einer ausländischen Bank festgelegt. Ent-
sprechende Änderungen erfolgten u. a. im Gesetz über aus-
ländische Investitionen in der RF38, im Gesetz zur Bekämp-
fung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung39, im
Zentralbankgesetz40, im Gesetz über die Währungsregulie-
rung und -kontrolle41, im Gesetz über Gegenmaßnahmen
gegen unfreundliche Maßnahmen der USA und anderer un-
freundlicher Staaten42 und im Gesetz über besondere wirt-
schaftliche Maßnahmen und Zwangsmaßnahmen43 (SZ RF
2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4971).

Wirtschaftsrecht. Mit Gesetz Nr. 263-FZ v. 8.8.2024 wur-
den im Gesetz über die Anziehung von Investitionen unter
Nutzung von Investitionsplattformen44 die Anforderungen an
die Offenlegung von Finanzinformationen durch den Betrei-
ber einer Investitionsplattform und die Person, die Investitio-
nen einwirbt, gelockert. Diese müssen den Jahresabschluss
(Finanzbericht) für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr
enthalten. Ein Prüfbericht muss nur vorgelegt werden, wenn
dieser einer obligatorischen Prüfung unterliegt. Zudem wurde
die Frist zur möglichen Umwandlung für unter Sanktionen
fallende Kreditorganisationen bis zum 31.12.2026 verlängert
(SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4959).

Änderungen im Gesetz über die staatlich-private und die
kommunal-private Partnerschaft45 durch Gesetz Nr. 302-FZ
v. 8.8.2024 legen die Möglichkeit fest, private Industrieanla-
gen im Rahmen der Umsetzung eines Projekts der staatlich-
privaten Partnerschaft zu sanieren, sofern das betreffende
Projekt die technologische Souveränität der RF sicherstellt.
Das Projekt der staatlich-privaten Partnerschaft muss eine
Reihe von Kriterien erfüllen. Das Finanzierungsvolumen für
die Sanierung und den Bau des Objekts der Vereinbarung
über die staatlich-private Partnerschaft muss mindestens
10 Mrd. RUB (ca. 11 Mio. EUR) betragen. Der Finanzie-
rungsumfang des genannten Projekts aus Eigenmitteln des
privaten Partners hat mindestens 15 % des Gesamtfinanzie-
rungsvolumens des Projekts zu betragen. Der Finanzierungs-
umfang des öffentlichen Partners für die Sanierung oder den
Bau, den Betrieb und die technische Wartung des Objekts der
Vereinbarung über eine staatlich-private Partnerschaft darf
insgesamt den Finanzierungsumfang aus Eigen- und Fremd-
mitteln des privaten Partners für die Sanierung oder den Bau,
den Betrieb und die technische Wartung dieses Objekts sowie
(sofern vorhanden) die Höhe der Vergütung des privaten Part-
ners für die Laufzeit der Vereinbarung über die staatlich-
private Partnerschaft nicht überschreiten (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 2], Pos. 4998).

Mit Gesetz Nr. 304-FZ v. 8.8.2024 über das Verbot des
Verkaufs alkoholfreier anregender Getränke (einschließlich
Energie-Drinks) an Minderjährige und über die Änderung
des Gesetzes über die allgemeinen Grundsätze der Organisa-
tion der öffentlichen Gewalt in den Subjekten der RF46 wurde

31) Föderales Gesetz Nr. 161-FZ v. 27.6.2011, SZ RF 2011, Nr. 27,
Pos. 3872; IOR-Chronik, WiRO 2011, S. 345; 2024, S. 96.

32) Föderales Gesetz Nr. 325-FZ v. 21.11.2011, SZ RF 2011, Nr. 48,
Pos. 6726; IOR-Chronik, WiRO 2012, S. 184; 2024, S. 88.

33) Föderales Gesetz Nr. 258-FZ v. 31.7.2020, SZ RF 2020, Nr. 31
(Tb. 1), Pos. 5017; IOR-Chronik, WiRO 2021, S. 85; 2025, S. 172.

34) Föderales Gesetz Nr. 190-FZ v. 18.7.2009, SZ RF 2009, Nr. 29,
Pos. 3627; IOR-Chronik, WiRO 2009, S. 376; 2025, S. 75.

35) Föderales Gesetz Nr. 146-FZ v. 31.7.1998, SZ RF 1998, Nr. 31,
Pos. 3824; IOR-Chronik, WiRO 1998, S. 431; 2025, S. 172.

36) Föderales Gesetz Nr. 117-FZ v. 5.8.2000, SZ RF 2000, Nr. 32,
Pos. 3340; IOR-Chronik, WiRO 2000, S. 386; 2025, S. 172.

37) Gesetz der RF Nr. 395-I v. 2.12.1990, VSND i VS RSFSR 1990,
Nr. 27, Pos. 357, i. d. F. des Föderalen Gesetzes Nr. 17-FZ v. 3.2.1996,
SZ RF 1996, Nr. 6, Pos. 492; IOR-Chronik, WiRO 1996, S. 193; 2025,
S. 173.

38) Föderales Gesetz Nr. 160-FZ v. 9.7.1999, SZ RF 1999, Nr. 28,
Pos. 3493; IOR-Chronik, WiRO 1999, S. 353; 2023, S. 95.

39) Föderales Gesetz Nr. 115-FZ v. 7.8.2001, SZ RF 2001, Nr. 33,
Pos. 3418; IOR-Chronik, WiRO 2001, S. 245; 2025, S. 25.

40) Föderales Gesetz Nr. 86-FZ v. 10.7.2002, SZ RF 2002, Nr. 28,
Pos. 2790; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 309; 2025, S. 75.

41) Föderales Gesetz Nr. 173-FZ v. 10.12.2003, SZ RF 2003, Nr. 50,
Pos. 4859; IOR-Chronik, WiRO 2004, S. 119; 2025, S. 26.

42) Föderales Gesetz Nr. 127-FZ v. 4.6.2018, SZ RF 2018, Nr. 24,
Pos. 3394; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 205.

43) Föderales Gesetz Nr. 281-FZ v. 30.12.2006, SZ RF 2006, Nr. 1
(Tb. 1), Pos. 44; zuletzt IOR-Chronik, 2024, S. 132.

44) Föderales Gesetz Nr. 259-FZ v. 2.8.2019, SZ RF 2019, Nr. 31,
Pos. 4418; IOR-Chronik, WiRO 2020, S. 180; 2025, S. 26.

45) Föderales Gesetz Nr. 224-FZ v. 13.7.2015, SZ RF 2015, Nr. 29
(Tb. 1), Pos. 4350; IOR-Chronik, WiRO 2016, S. 116; 2024, S. 89.
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zum 1.3.2025 ein Verbot des Einzelhandelsverkaufs alkohol-
freier Energy-Drinks an Minderjährige auf dem gesamten
Territorium der RF eingeführt. Die Föderationssubjekte kön-
nen zeitliche und örtliche Beschränkungen für den Verkauf
solcher Getränke festlegen. Wenn Zweifel daran bestehen,
dass der Käufer volljährig ist, kann von ihm ein Ausweis
verlangt werden, um sein Alter festzustellen (SZ RF 2024,
Nr. 33 [Tb. 2], Pos. 5000).

Das Gesetz Nr. 310-FZ v. 8.8.2024 vereinfachte im Gesetz
über die Lizenzierung einzelner Tätigkeiten47 das Lizenzie-
rungsverfahren. In den Bestimmungen zur Lizenzierung einer
konkreten Tätigkeit kann u. a. vorgesehen sein, dass Anträge
auf Erteilung einer Lizenz ausschließlich über das einheitliche
Portal für staatliche und kommunale Dienstleistungen zu stel-
len sind (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 2], Pos. 5006).

Durch Gesetz Nr. 318-FZ v. 8.8.2024 wurde das nationale
Regime im Beschaffungswesen vereinheitlicht und einheitli-
che Regeln für die Anwendung des nationalen Regimes bei
der staatlichen Auftragsvergabe und bei der Auftragsvergabe
durch bestimmte juristische Personen eingeführt. Von den
Änderungen betroffen sind das Gesetz über das vertragliche
Beschaffungssystem von Waren, Werk- und Dienstleistungen
zur Sicherstellung des staatlichen und kommunalen Bedarfs48

und das Gesetz über die Beschaffung von Waren, Werk- und
Dienstleistungen durch bestimmte juristische Personen49. Die
Regierung kann Verbote oder Beschränkungen für den Er-
werb importierter Waren festlegen, wenn es mindestens einen
Hersteller aus Russland oder der Eurasischen Wirtschaftsuni-
on (EAWU) gibt. Zudem kann von der Regierung die Bevor-
zugung von Waren russischer Herkunft bestimmt werden (SZ
RF 2024, Nr. 33 [Tb. 2], Pos. 5014).

Durch Gesetz Nr. 330-FZ v. 8.8.2024 wurden die Grund-
lagen der rechtlichen Regulierung und Entwicklung von der
kreativen Industrie angehörigen Organisationen zwecks
Schaffung eines neuen Wirtschaftszweigs verabschiedet. Ins-
besondere legt das Gesetz die Bedingungen für die Tätigkeit
solcher Organisationen und staatliche Unterstützungsmaßnah-
men fest. Nach der Legaldefinition der kreativen Industrien
sind dies solche, deren wirtschaftliche Betätigung unmittelbar
mit der Schaffung, der Vermarktung auf dem Binnen- und
internationalen Markt, der Verbreitung und dem Vertrieb
eines kreativen Produkts zusammenhängt, welches einzigartig
ist und über einen wirtschaftlichen Mehrwert verfügt. Das
Gesetz ordnet die Schaffung eines Registers zur Erfassung
kreativer Industrien an (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 2],
Pos. 5026).

Mit Präsidialukaz Nr. 677 v. 8.8.2024 wurden zusätzliche
Maßnahmen zur Erfüllung staatlicher Schuldverpflichtungen
der RF gegenüber Residenten und ausländischen Gläubigern
aus Eurobonds festgelegt. Die RF ersetzt Eurobonds durch
eigene RF-Eurobonds. Das Finanzministerium ist berechtigt,
mit der zentralen Verwahrstelle, den Inhabern von Eurobonds
und anderen Personen die für den Ersatz der Eurobonds er-
forderlichen Vereinbarungen zu schließen. Ist die Übertra-
gung von Eurobonds aufgrund von Sanktionen nicht möglich,
kann der Ersatz durch Abtretung der Rechte erfolgen. Die
Ersatz-Eurobonds werden den Depots der Inhaber von Euro-
bonds der RF gutgeschrieben, die bei der zentralen Verwahr-
stelle eröffnet wurden. Transaktionen mit Ersatz-Eurobonds
sind genehmigungspflichtig. Zudem soll ein Register der In-
haber von Eurobonds geschaffen werden (SZ RF 2024,
Nr. 33 [Tb. 2], Pos. 5133).

Der Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 680 v. 9.8.2024
änderte den Präsidialukaz Nr. 665 v. 9.9.202450, der u. a. die
Rangfolge der Verpflichtungen aus gesperrten Eurobonds im
Rahmen der Verpflichtungen der zentralen Verwahrstelle un-
ter Nutzung der Konten des Typs „I“ (spezielle Investitions-
konten in Rubel für ausländische Investoren) festlegt. Der

dritte Rang umfasst nun Verpflichtungen zur Überweisung
von Zahlungen auf ausländische Anleihen und Eurobonds an
die Internationale Bank für wirtschaftliche Zusammenarbeit,
die Internationale Investitionsbank und den Russisch-Kirgisi-
schen Entwicklungsfonds, was zu einer Rangverbesserung
dieser Gläubiger führte (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 2],
Pos. 5155).

Durch Präsidialukaz Nr. 725 v. 22.8.2024 wurde die Liste
der Unternehmen erweitert, die den Umfang der offenzulegen-
den Geschäftsinformationen selbst bestimmen dürfen.51 Sie
umfasst nun auch Transneft und deren Tochtergesellschaften
und einige andere Unternehmen. Zu den Informationen, die
nicht offengelegt werden müssen, gehören Informationen, die
sonst gemäß der Gesetzgebung über natürliche Monopole der
Offenlegung unterliegen. Die gelisteten Unternehmen dürfen
aufgrund von Sanktionen die Informationen zurückhalten.
Allerdings müssen sie die Informationen der Zentralbank oder
dem Föderalen Antimonopoldienst mitteilen (SZ RF 2024,
Nr. 35, Pos. 5333).

Mit Präsidialukaz Nr. 767 v. 9.9.2024 wurde das vorüber-
gehende Verfahren zur Erfüllung von Verbindlichkeiten ge-
genüber bestimmten ausländischen Gläubigern52 präzisiert.
Klargestellt wurde, dass die Zentralbank für die Erteilung von
Genehmigungen an Kreditorganisationen und andere Finanz-
organisationen zuständig ist. Für andere Schuldner werden
die Genehmigungen von der Regierungskommission zur Kon-
trolle ausländischer Investitionen ausgestellt, für die bisher
das Finanzministerium zuständig war. Ähnliche Regelungen
gelten auch für die Ukaze über das vorübergehende Verfahren
zur Erfüllung finanzieller Verpflichtungen im Bereich gesell-
schaftlicher Beziehungen gegenüber bestimmten auslän-
dischen Gläubigern53 und über vorübergehende zusätzliche
Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Wertpapierver-
kehr54. Die Regelungen gelten seit dem 1.9.2024 (SZ RF
2024, Nr. 38, Pos. 5622).

Zudem wurden mit Präsidialukaz Nr. 807 v. 18.9.2024 die
russischen Gegensanktionen, die auf die Beschränkung der
Einfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus sog. unfreundli-
chen Staaten abzielen55, bis zum 31.12.2026 verlängert (SZ
RF 2024, Nr. 39, Pos. 5794).

Handelsrecht. Das Gesetz Nr. 287-FZ v. 8.8.2024 ergänzte
das Gesetz über Aktiengesellschaften56 und das GmbH-Ge-
setz57 um Regelungen zum Verfahren für eine virtuelle Ge-

46) Föderales Gesetz Nr. 414-FZ v. 21.12.2021, SZ RF 2021, Nr. 52
(Tb. 1), Pos. 8973; IOR-Chronik, WiRO 2022, S. 275; 2024, S. 89.

47) Föderales Gesetz Nr. 99-FZ v. 4.5.2011, SZ RF 2011, Nr. 19,
Pos. 2716; IOR-Chronik, WiRO 2011, S. 345; 2025, S. 23.

48) Föderales Gesetz Nr. 44-FZ v. 5.4.2013, SZ RF 2013, Nr. 14,
Pos. 1652; IOR-Chronik, WiRO 2013, S. 240; 2024, S. 133.

49) Föderales Gesetz Nr. 223-FZ v. SZ RF 2011, Nr. 30 (Tb. 1),
Pos. 4571; IOR-Chronik, WiRO 2011, S. 373; 2023, S. 73.

50) SZ RF 2023, Nr. 37, Pos. 6814; IOR-Chronik, WiRO 2024,
S. 156.

51) Siehe hierzu den Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 903 v. 27.11.
2023, SZ RF 2023, Nr. 49 (Tb. 3), Pos. 8723; IOR-Chronik, WiRO 2024,
S. 165.

52) Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 95 v. 5.3.2022, SZ RF 2022,
Nr. 10, Pos. 1472; Übersetzung und IOR-Chronik, WiRO 2022, S. 141 f.,
146; 2025, S. 75.

53) Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 254 v. 4.5.2022, SZ RF 2022,
Nr. 19, Pos. 3189; Übersetzung und IOR-Chronik, WiRO 2022, S. 175,
179 f.

54) Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 138 v. 3.3.2023, SZ RF 2023,
Nr. 10, Pos. 1662; IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 15.

55) Siehe den Ukaz des Präsidenten der RF Nr. 560 v. 6.8.2014, SZ
RF 2014, Nr. 32, Pos. 4470; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 146.

56) Föderales Gesetz Nr. 208-FZ v. 26.12.1995, SZ RF 1996, Nr. 1,
Pos. 1; IOR-Chronik, WiRO 1996, S. 114; 2024, S. 52.

57) Föderales Gesetz Nr. 14-FZ v. 8.2.1998, SZ RF 1998, Nr. 7,
Pos. 785; IOR-Chronik, WiRO 1998, S. 195; 2024, S. 52.
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sellschafterversammlung von Aktiengesellschaften oder
GmbHs sowie zum Verfahren einer Gesellschafterversamm-
lung, die mit einer Fernabstimmung kombiniert wird. Außer-
dem wurde der Umgang mit Aktionären geregelt, zu denen
der Kontakt verloren gegangen ist. Das Gesetz sieht ein Ver-
fahren vor, nach dem die Auszahlung von Dividenden an
solche „verlorenen“ (russ.: poterjannyj) Aktionäre ausgesetzt
wird. Geändert wurden außerdem die Grundlagen der Gesetz-
gebung der RF über das Notariat58, das Gesetz über den
Wertpapiermarkt, das Gesetz über die staatliche Registrie-
rung juristischer Personen und Einzelunternehmer59 und das
Investmentfondsgesetz60. Die Änderungen traten zum großen
Teil zum 1.3.2025 in Kraft (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1],
Pos. 4983).

Durch Gesetz Nr. 300-FZ v. 8.8.2024 erfolgten Änderun-
gen im Gesetz über die Besonderheiten der Regulierung der
Gesellschaftsverhältnisse in wirtschaftlich bedeutenden Wirt-
schaftsgesellschaften61. Das Gesetz sieht die Möglichkeit vor,
die Ausübung von Gesellschaftsrechten durch Minderheits-
gesellschafter in Bezug auf wirtschaftlich bedeutende Organi-
sation (WBO) auszusetzen. Ferner besteht die Möglichkeit,
Dividenden von WBO direkt an Personen auszuzahlen, die
indirekt deren Aktien bzw. Anteile am Satzungskapital halten,
unter Umgehung ausländischer Strukturen in sog. unfreundli-
chen Rechtsordnungen. Streitigkeiten in Verfahren zur Aus-
setzung der Ausübung von Gesellschaftsrechten und zum
direkten Erhalt von Dividenden können nach Erhalt eines
Gutachtens der Regierungskommission zur Kontrolle auslän-
discher Investitionen an ein Wirtschaftsgericht verwiesen
werden. Grundlage für die Anwendung der genannten Maß-
nahmen ist die Umgehung der Pflichten eines Aktionärs bzw.
Gesellschafters der WBO durch einen ausländischen Mit-
eigentümer oder die Vornahme von Handlungen, die zur
Beendigung oder Unterbrechung der Tätigkeit der Organisati-
on führen (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4996).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Mit Gesetz Nr. 227-FZ v. 8.8.
2024 wurde im Insolvenzgesetz62 das außergerichtliche Insol-
venzverfahren für Bürger verbessert. Wenn ein Bürger einen
Insolvenzantrag stellt, wird das Multifunktionszentrum u. a.
die Personalangaben des Bürgers in das Einheitliche Föderale
Insolvenzregister aufnehmen. Die Angaben werden nicht öf-
fentlich im Internet zugänglich gemacht. Diese Änderung
ermöglicht eine zuverlässigere Identifizierung der Bürger im
Rahmen des behördenübergreifenden Informationsaustauschs,
um zu überprüfen, ob der Antragsteller die Voraussetzungen
für ein außergerichtliches Insolvenzverfahren erfüllt. Zudem
wurde das Verfahren für den Informationsaustausch zwischen
dem Betreiber des Einheitlichen Föderalen Insolvenzregisters,
dem Föderalen Dienst der Gerichtsvollzieher, dem Fonds für
Renten- und Sozialversicherung, dem Föderalen Steuerdienst
und den Kreditorganisationen präzisiert. Weitere Präzisierun-
gen betreffen die Eingabe von Informationen durch die Insol-
venzverwalter in das Einheitliche Föderale Insolvenzregister
(SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4923).

Das Gesetz Nr. 228-FZ v. 8.8.2024 räumte dem Insolvenz-
verwalter durch Änderungen im Insolvenzgesetz die Befugnis
ein, Vermögensmassen insolventer Bürger, die nicht der Pfän-
dung unterliegen, aus der Insolvenzmasse herauszunehmen.
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Insolvenzverwal-
ter, dem Schuldner und den am Insolvenzverfahren beteilig-
ten Personen hinsichtlich des genannten Vermögens werden
vom Richter eigenständig ohne Durchführung einer Gerichts-
verhandlung und ohne Ladung der am Insolvenzverfahren
beteiligten Personen geprüft. Darüber hinaus wurde im Ge-
setz über das Vollstreckungsverfahren63 festgelegt, dass das
Verbot, Bankkonten bei Kreditorganisationen zu eröffnen und
darauf Geldmittel zu erhalten, nicht für Konten gilt, auf die

Geldmittel überwiesen werden, die an einen Teilnehmer an
Kampfhandlungen ausgezahlt werden (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 1], Pos. 4924).

Das Gesetz Nr. 237-FZ v. 8.8.2024 nahm mehrere Ände-
rungen im Zivilgesetzbuch vor. In Teil I64 wurde das Verbot
der unentgeltlichen Einbringung von Vermögen in eine per-
sönliche Stiftung durch Dritte aufgehoben. Änderungen in
Teil III65 sehen vor, dass die Satzung einer nach russischem
Recht gegründeten persönlichen Stiftung vorsehen kann, dass
ausländisches Recht auf die Beziehungen zwischen der Stif-
tung, dem Stifter und Dritten Anwendung finden kann, sofern
es sich um Beziehungen handelt, an denen ausländische na-
türliche oder juristische Personen beteiligt sind, oder um
Beziehungen, die durch ein anderes ausländisches Element
erschwert werden (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4933).

Durch Gesetz Nr. 239-FZ v. 8.8.2024 wurde durch Ände-
rungen im Gesetz über die Vollstreckungsbehörden66 den
Mitarbeitern der Vollstreckungsbehörden das Recht einge-
räumt, körperliche Gewalt, Spezialmittel und Schusswaffen
anzuwenden. Das Gesetz enthält eine Liste an Spezialmitteln,
zu deren Einsatz die Mitarbeiter der Vollstreckungsbehörden
berechtigt sind, sowie die Fälle, in denen diese eingesetzt
werden dürfen. Außerdem wurden Garantien für die persönli-
che Sicherheit bewaffneter Mitarbeiter der Vollstreckungs-
behörden verankert. Es ist vorgesehen, dass die Vollstre-
ckungsbehörden zur Erfüllung der ihnen übertragenen Auf-
gaben technische Mittel sowie Mittel zur Audio-, Foto- und
Videoaufzeichnung einsetzen, um die Umstände von Strafta-
ten, Ordnungswidrigkeiten und anderen Vorfällen zu doku-
mentieren. Das Verzeichnis der technischen Mittel sowie der
Geräte für Audio-, Foto- und Videoaufzeichnungen und das
Verfahren für deren Einsatz werden vom Leiter des Gerichts-
vollzieherdiensts der RF festgelegt (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 1], Pos. 4935).

Das Gesetz Nr. 243-FZ v. 8.8.2024 reformierte durch Än-
derungen im Gesetz über die Banken und die Bankentätig-
keit67 und im Insolvenzgesetz68 das Insolvenzverfahren über
Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Rentenfonds.
Geregelt wird das Verfahren zur Einzahlung von Geldmitteln
seitens der Gesellschafter oder Dritter. Ferner wurden die
Besonderheiten der Erfüllung der Verpflichtungen aus den
bereitgestellten Mitteln festgelegt (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 1], Pos. 4939).

Weitere Änderungen im Insolvenzgesetz durch Gesetz
Nr. 282-FZ v. 8.8.2024 erhöhten in Umsetzung einer Ent-
scheidung des VerfG RF69 die rechtlichen Garantien für den

58) Gesetz der RF Nr. 4462-1 v. 11.2.1993, VSND i VS RF 1993,
Nr. 10, Pos. 357; zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 207.

59) Föderales Gesetz Nr. 129-FZ v. 8.8.2001, SZ RF 2001, Nr. 33,
Pos. 3431; IOR-Chronik, WiRO 2001, S. 344; 2025, S. 27.

60) Föderales Gesetz Nr. 156-FZ v. 29.11.2001, SZ RF 2001, Nr. 49,
Pos. 4562; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 54; 2025, S. 27.

61) Föderales Gesetz Nr. 470-FZ v. 4.8.2023, SZ RF 2023, Nr. 32
(Tb. 1), Pos. 6202; IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 145; 2025, S. 26.

62) Föderales Gesetz Nr. 127-FZ v. 26.10.2002, SZ RF 2002, Nr. 43,
Pos. 4190; IOR-Chronik, WiRO 2003, S. 24; 2025, S. 174.

63) Föderales Gesetz Nr. 229-FZ v. 2.10.2007, SZ RF 2007, Nr. 41,
Pos. 4849; IOR-Chronik, WiRO 2008, S. 152; 2025, S. 79.

64) Föderales Gesetz Nr. 51-FZ v. 30.11.1994, SZ RF 1994, Nr. 32,
Pos. 3301; IOR-Chronik, WiRO 1995, S. 118; 2025, S. 28.

65) Föderales Gesetz Nr. 146-FZ v. 26.11.2001, SZ RF 2001, Nr. 49,
Pos. 4552; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 54; 2025, S. 77.

66) Föderales Gesetz Nr. 118-FZ v. 21.7.1997, SZ RF 1997, Nr. 30,
Pos. 3590.

67) Gesetz der RF Nr. 395-I v. 2.12.1990, VSND i VS RSFSR 1990,
Nr. 27, Pos. 357, i. d. F. des Föderalen Gesetzes Nr. 17-FZ v. 3.2.1996,
SZ RF 1996, Nr. 6, Pos. 492; IOR-Chronik, WiRO 1996, S. 193; 2025,
S. 173.

68) Föderales Gesetz Nr. 127-FZ v. 26.10.2002, SZ RF 2002, Nr. 43,
Pos. 4190; IOR-Chronik, WiRO 2003, S. 24; 2025, S. 174.

69) VerfG RF, Urt. Nr. 34-P v. 21.7.2022, SZ RF 2022, Nr. 31,
Pos. 5807.
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Schutz der Pfandrechte außenstehender Gläubiger bei Bau-
projekten, wenn das Vermögen eines insolventen Bauträgers
an einen Fonds übertragen wird, der zum Schutz der Rechte
der Bauanteilseigner eingerichtet wurde (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 1], Pos. 4978).

Das Insolvenzgesetz wurde durch Gesetz Nr. 298-FZ v.
8.8.2024 noch ein weiteres Mal geändert. Die Änderungen
sollen vor dem Verlust des einzigen hypothekengesicherten
Wohnraums im Fall der Insolvenz eines Bürgers schützen.
Für den Abschluss eines Vergleichs zwischen Bürger und
Gläubiger, dessen Forderungen durch eine Hypothek an der
Wohnimmobilie gesichert sind, gelten besondere Regelungen.
Ab der gerichtlichen Bestätigung des Vergleichs treten u. a.
folgende Folgen ein: der Wohnraum und das Grundstück, auf
dem sich dieser befindet, werden im Rahmen des Insolvenz-
verfahrens nicht gepfändet; die durch eine Hypothek gesi-
cherten Forderungen des Gläubigers sowie die Hypothek
selbst erlöschen nicht; die durch die Hypothek gesicherten
Forderungen des Gläubigers werden aus dem Gläubigerver-
zeichnis gelöscht und unterliegen keiner Befriedigung im
Rahmen des Insolvenzverfahrens (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1],
Pos. 4994).

Straf- und Strafprozessrecht. Das Gesetz Nr. 217-FZ v.
8.8.2024 ergänzte das Ordnungswidrigkeitengesetzbuch70

u. a. um den Tatbestand der Veranstaltung von Onlineüber-
tragungen destruktiven (zerstörerischen) Charakters. Für Bür-
ger droht ein Bußgeld von 50.000 bis 100.000 RUB (ca. 550
bis 1.100 EUR), für Amtspersonen von 100.000 bis 200.000
RUB und für juristische Personen von 800.000 bis 1 Mio.
RUB wegen der Verbreitung von Informationen im Internet,
die u. a. die Menschenwürde und Sittlichkeit verachten oder
Darstellungen rechtswidriger Handlungen enthalten, sofern
diese keinen Straftatbestand erfüllt (SZ RF 2024, Nr. 33
[Tb. 1], Pos. 4913).

Das Gesetz Nr. 218-FZ v. 8.8.2024 erweiterte im Strafge-
setzbuch71 die Auflistung der strafverschärfenden Umstände
um die Begehung einer vorsätzlichen Straftat mit öffentlicher
Zurschaustellung, darunter in Massen- oder Telekommunika-
tionsmitteln. Das Gesetz fügte diese Qualifizierung in eine
Reihe von Straftaten ein, die gegen das Leben, die Gesund-
heit, aber auch gegen die Freiheit sowie die Ehre und Würde
einer Person gerichtet sind (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1],
Pos. 4914).

Zum 1.3.2026 trat das Gesetz Nr. 226-FZ v. 8.8.2024 in
Kraft. Es sieht Änderungen in der Strafprozessordnung72 und
im Strafgesetzbuch vor. Insbesondere stellt das Gesetz die
Propagandierung des illegalen Verkehrs und Konsums von
Drogen unter Strafe (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4922).

Durch Gesetz Nr. 248-FZ v. 8.8.2024 fanden weitere Än-
derungen des Ordnungswidrigkeitengesetzbuchs statt. Amts-
personen der Innenbehörden (Polizei) erhielten die Befugnis,
über die behördliche Ausweisung von Ausländern und Staa-
tenlosen aus der RF zu entscheiden. Weiterhin erweiterte das
Gesetz deren Kompetenzkatalog um solche durch Ausländer
und Staatenlose begangenen Rechtsverstößen, die zur Anord-
nung einer behördlichen Ausweisung führen können. Eine
entsprechende Befugnis räumt das Gesetz u. a. in den Fällen
des Verstoßes gegen das Aufenthaltsrecht, von Übergriffen
auf die Gesundheit sowie des sanitarischen und epidemiologi-
schen Wohlergehens der Bevölkerung ein (SZ RF 2024,
Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4944).

Das Gesetz Nr. 269-FZ v. 8.8.2024 änderte das Gesetz
über die Inhaftierung von Personen, die der Begehung einer
Straftat verdächtigt oder beschuldigt sind73, um die Durch-
führung von Begegnungen zwischen dem Verdächtigen oder
Beschuldigten und seinem Verteidiger im Untersuchungs-
gefängnis mittels Verwendung von Videokonferenzsystemen

bei Verfügbarkeit der entsprechenden technischen Möglich-
keiten und Räumlichkeiten im Untersuchungsgefängnis zu
ermöglichen. Die Begegnungen sollen unter Einhaltung von
Diskretion und Wahrung des Anwaltsgeheimnisses erfolgen.
Zwecks Gewährleistung der Religionsfreiheit des Verdächtig-
ten oder Beschuldigten erhalten die Strafvollzugsbehörden
das Recht, Vereinbarungen über die Zusammenarbeit mit ver-
fahrenskonform registrierten zentralen religiösen Organisatio-
nen zu schließen (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4965).

Damit im Zusammenhang steht das Gesetz Nr. 267-FZ v.
8.8.2024, welches durch eine Änderung der Strafprozessord-
nung im Untersuchungsgefängnis befindliche Verdächtigte
oder Beschuldigten berechtigte, sich mit ihrem Verteidiger
mittels der Verwendung von Videokonferenzsystemen zu be-
gegnen. Hierfür reicht ein diesbezüglicher Antrag der inhaf-
tierten Person aus, sofern die entsprechenden technischen
Möglichkeiten und Räumlichkeiten im Untersuchungsgefäng-
nis vorhanden sind (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4963).

Das Gesetz Nr. 340-FZ v. 2.10.2024 sieht im Strafgesetz-
buch die Möglichkeit der Aussetzung eines bereits eröffneten
Verfahrens in einer Strafsache bzw. der vorläufigen Nicht-
eröffnung eines solchen Verfahrens vor, sofern es sich bei
dem Angeklagten bzw. Beschuldigten um eine zum Militär-
dienst einberufene Person oder eine solche Person handelt,
die sich entschlossen hat, den Militärdienst auf vertraglicher
Grundlage zu absolvieren, vorausgesetzt der Kommandeur
hat das Gericht in Bezug auf die vom Verfahren erfasste
Person hierum ersucht. Die Gesetzesänderung umfasst nur die
Fälle der Einberufung im Rahmen einer Mobilmachung, bei
Ausrufung des Kriegszustands oder im Kriegszustand. Die
Strafprozessordnung wurde entsprechend angepasst (SZ RF
2024, Nr. 41, Pos. 6065).

Durch Gesetz Nr. 342-FZ v. 14.10.2024 wurde im Ord-
nungswidrigkeitengesetzbuch die administrative Verantwort-
lichkeit in Bezug auf das Führen von Transportmitteln unter
Verwendung von technischen Mitteln, die eine Identifizierung
staatlicher Registrierungszeichen verhindert, verschärft. Dies
führt zum Entzug der Fahrerlaubnis für den Zeitraum von
einem Jahr bis zu eineinhalb Jahren sowie zur Beschlagnah-
me der in Bezug auf das Transportmittel verwendeten tech-
nischen Vorrichtung (SZ RF 2024, Nr. 43, Pos. 6297).

Mit Gesetz Nr. 348-FZ v. 14.10.2024 nahm der Gesetz-
geber eine Änderung im Gesetz über das Untersuchungskomi-
tees der RF74 vor, mit der dem Präsidenten der RF die
Befugnis verliehen wurde, die Amtszeit des Leiters des Un-
tersuchungskomitees der RF über die Beendigung des 70.
Lebensjahrs hinaus zu verlängern. Bei diesem handelt es sich
um Aleksandr Bastrykin, der im Jahr 2024 71 Jahre alt
geworden ist und damit aus dem Dienst hätte ausscheiden
müssen (SZ RF 2024, Nr. 43, Pos. 6303).

Das Gesetz Nr. 350-FZ v. 25.10.2024 nahm Änderungen
im Strafgesetzbuch vor, die es ermöglichten, alleinerziehen-
den Eltern und Schwangeren einen Haftverbüßungsaufschub
zu gewähren. Klargestellt wurde, dass der Aufschub lediglich
diejenigen Eltern erfasst, deren Kinder das 15. Lebensjahr
noch nicht erreicht haben. In der Strafprozessordnung erfolg-
ten damit korrespondierende Änderungen (SZ RF 2024,
Nr. 44, Pos. 6490).

70) Föderales Gesetz Nr. 195-FZ v. 30.12.2001, SZ RF 2002, Nr. 1
(Tb. 1), Pos. 1; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 116; 2025, S. 78.

71) Föderales Gesetz Nr. 63-FZ v. 13.6.1996, SZ RF 1996, Nr. 25,
Pos. 2954; IOR-Chronik, WiRO 1996, S. 355; 2025, S. 78.

72) Föderales Gesetz Nr. 174-FZ v. 18.12.2001, SZ RF 2001, Nr. 52
(Tb. 1), Pos. 4921, IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 85; 2025, S. 78.

73) Föderales Gesetz Nr. 103-FZ v. 15.7.1995, SZ RF 1995, Nr. 29,
Pos. 2759; IOR-Chronik, WiRO 2011, S. 280; 2025, S. 29.

74) Föderales Gesetz Nr. 403-FZ v. 28.12.2010, SZ RF 2011, Nr. 1,
Pos. 15; IOR-Chronik, WiRO 2011, S. 146.
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Das Gesetz Nr. 361-FZ v. 29.10.2024 ergänzte das Strafge-
setzbuch um die Strafbarkeit des Schmuggels mit krankheits-
erregenden (pathogenen) biologischen Stoffen. In diesem Zu-
sammenhang wurde eine strafrechtliche Verantwortlichkeit
für den Verstoß gegen die Regeln über den sicheren Umgang
mit krankheitserregenden (pathogenen) biologischen Stoffen,
der aus Unachtsamkeit zum Tod von zwei oder mehr Per-
sonen geführt hat, eingeführt. Das Strafmaß sieht Freiheits-
entzug von bis zu acht Jahren vor (SZ RF 2024, Nr. 45,
Pos. 6692).

Mittels Gesetz Nr. 383-FZ v. 9.11.2024 verschärfte der
Gesetzgeber im Strafgesetzbuch die Strafbarkeit der Organi-
sation illegaler Migration, u. a. in Bezug auf die fiktive Regis-
trierung ausländischer Staatsangehöriger und Staatenloser in
der RF sowie die Fälschung und Herstellung von mit diesen
Personen im Zusammenhang stehenden Dokumenten (SZ RF
2024, Nr. 46, Pos. 6911).

Durch Gesetz Nr. 384-FZ v. 9.11.2024 wurde im Strafge-
setzbuch festgelegt, dass der Umstand der Begehung einer
Straftat durch einen sich illegal in der RF aufhaltenden Aus-
länder nunmehr als strafschärfendes Merkmal zu berücksich-
tigen ist (SZ RF 2024, Nr. 46, Pos. 6912).

Das Gesetz Nr. 387-FZ v. 9.11.2024 änderte das Strafge-
setzbuch dahingehend, dass Geld, Wertgegenstände und sons-
tiges Vermögen, die aus der Organisation illegaler Migration
aus habgierigen Beweggründen herrühren, beschlagnahmt
werden (SZ RF 2024, Nr. 46, Pos. 6915).

Mit Gesetz Nr. 402-FZ v. 23.11.2024 wurde im Ordnungs-
widrigkeitengesetzbuch die administrative Verantwortlichkeit
in Bezug auf die Fälschung von Dokumenten zwecks der
Organisation illegaler Migration verschärft. Insbesondere
sieht das Gesetz eine Erhöhung der bisher bestehenden Buß-
gelder vor. Während ein erstmaliger Verstoß zur Festsetzung
eines Bußgelds gegenüber juristischen Personen von 40.000
bis 80.000 RUB (ca. 440 bis 880 EUR) führt, droht bei einem
wiederholten Verstoß ein Bußgeld von 100.000 bis 200.000
RUB. Sofern eine juristische Person Handlungen vornimmt,
die auf die Organisation illegaler Migration gerichtet sind,
kann ein Bußgeld von 5 bis 10 Mio. RUB (ca. 54.500 bis
109.000 EUR) verhängt werden. Haben diese Handlungen
zur Folge, dass hierdurch ein Ausländer gegen die Einreise-
bestimmungen der RF verstößt, ist die Verhängung eines
Bußgelds von 10 bis 60 Mio. RUB vorgesehen (SZ RF 2024,
Nr. 48, Pos. 7209).

Das Gesetz Nr. 406-FZ v. 23.11.2024 erhöhte im Strafge-
setzbuch das Strafmaß für die Organisation einer Tätigkeit
zur Vorlage oder zum Vertrieb von wissentlich gefälschten
Rechnungen sowie Steuererklärungen auf bis zu sieben Jahre
Freiheitsentzug (SZ RF 2024, Nr. 48, Pos. 7213).

Durch Gesetz Nr. 420-FZ v. 30.11.2024 wurde im Ord-
nungswidrigkeitengesetzbuch ein umsatzbezogenes Bußgeld
für Unternehmen für den Fall des Auftretens eines wieder-
holten Datenlecks in Bezug auf persönliche Daten eingeführt.
Es können Bußgelder in Höhe von 1-3 % des Umsatzes ver-
hängt werden. Das Bußgeld muss jedoch mindestens 25 Mio.
RUB (ca. 275.000 EUR) und darf höchstens 500 Mio. RUB
betragen. Weiterhin wurde u. a. die Möglichkeit der Verhän-
gung eines Bußgelds gegen eine juristische Person für den
Fall vorgesehen, dass sie einen Vertragsabschluss mit einem
Verbraucher verweigert, sofern sie für den Vertragsabschluss
die Zurverfügungstellung der biometrischen Daten des Ver-
brauchers verlangt, was dieser ablehnt. Das Bußgeld beträgt
in diesem Fall 200.000 bis 500.000 RUB (ca. 2.180 bis
5.450 EUR). Die Änderungen traten zum 30.5.2025 in Kraft
(SZ RF 2024, Nr. 49, Pos. 7411).

Das Gesetz Nr. 421-FZ v. 30.11.2024 schaffte im Strafge-
setzbuch einen neuen Straftatbestand der illegalen Verwen-
dung, Weitergabe, Sammlung oder Aufbewahrung von Com-

puterinformationen, die persönliche Daten zum Gegenstand
haben. Hierfür droht Freiheitsentzug von bis zu zehn Jahren
oder eine Geldstrafe von bis zu 3 Mio. RUB (ca.
33.000 EUR). Gleiches gilt für die Herstellung oder Gewähr-
leistung der Funktionalität von Informationsressourcen, die
dazu gedacht sind, die illegal erlangten persönlichen Daten
aufzubewahren oder zu verbreiten (SZ RF 2024, Nr. 49,
Pos. 7412).

Durch Gesetz Nr. 509-FZ v. 28.12.2024 wurden das Straf-
gesetzbuch und das Gesetz über die Grundlagen des Gesund-
heitsschutzes der Bürger der RF75 dahingehend geändert, dass
die ärztliche Schweigepflicht in den Fällen der Verurteilung
wegen Straftaten gegen die geschlechtliche Unantastbarkeit
von Minderjährigen aufzuheben ist. Die in diesem Zusam-
menhang durch die betreffende Person ihrem behandelnden
Arzt mitgeteilten Informationen sind ohne ihr Einverständnis
zur Verfügung zu stellen (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8519).

Das Gesetz Nr. 510-FZ v. 28.12.2024 führte im Strafge-
setzbuch einen lebenslangen Freiheitsentzug für die bewaff-
nete Meuterei ein. Daneben wurde die Gewährung finanziel-
ler, sachlicher, beratender oder sonstiger Hilfe durch sich auf
dem Territorium der RF aufhaltende Ausländer und Staaten-
lose unter Strafe gestellt, wenn diese zugunsten von Feinden
der RF erfolgt oder eine Tätigkeit darstellt, die gegen die
Sicherheit der RF gerichtet ist. Unter dem Feindesbegriff ver-
steht das Gesetz ausländische Staaten, internationale oder
ausländische Organisationen, die unmittelbar der RF in einem
bewaffneten Konflikt gegenüberstehen oder Kriegshandlun-
gen oder sonstige Handlungen vornehmen, die mit der Ver-
wendung von Waffen und Kriegsgerät zum Nachteil der RF
zusammenhängen (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8520).

Das Gesetz Nr. 514-FZ v. 28.12.2024 führte im Strafge-
setzbuch eine strafrechtliche Verantwortlichkeit für die Invol-
vierung Minderjähriger in die Begehung von Straftaten sowie
antigesellschaftlichen Handlungen ein. Strafschärfend wirkt
es sich aus, wenn die Tat mittels Verwendung des Internets
begangen wurde (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8524).

Durch Gesetz Nr. 515-FZ v. 28.12.2024 wurde im Strafge-
setzbuch der Verkauf bestimmter Tabakprodukte an Minder-
jährige unter Strafe gestellt, sofern es sich um einen wieder-
holten Verstoß handelt. Ein erstmaliger Verstoß wird nach
dem Ordnungswidrigkeitengesetzbuch geahndet (SZ RF
2024, Nr. 53, Pos. 8525).

Mit Gesetz Nr. 522-FZ v. 28.12.2024 wurde im Gesetz zur
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung
erstmalig der Begriff der Finanzierung einer extremistischen
Tätigkeit legal definiert. Hierunter fällt die bewusste Bereit-
stellung oder die Sammlung von Geldmitteln oder die Ge-
währung von Finanzdienstleistungen zwecks Finanzierung
der Organisation, Vorbereitung oder Begehung mindestens
einer extremistischen Straftat, die als solches durch das Straf-
gesetzbuch bezeichnet wird, oder zwecks Gewährleistung der
Tätigkeit einer extremistischen Gemeinschaft oder extremisti-
schen Organisation. Überdies erfolgte eine Erweiterung der
Auflistung der Gründe, die zu einer Aufnahme derjenigen
Organisationen und Personen in die Liste der Organisationen
und Personen führen kann, im Verhältnis zu denen Anhalts-
punkte vorliegen, die Auskunft über ihre Beteiligung an einer
extremistischen Tätigkeit geben. Die Änderungen traten zum
1.6.2025 in Kraft (SZ RF 2024, Nr. 53, Pos. 8532).

Arbeits- und Sozialrecht. Das Gesetz Nr. 268-FZ v. 8.8.
2024 führte im Arbeitsgesetzbuch76 zusätzliche Garantien für
die Arbeitsrechte der Bürger ein. Vorgesehen ist u. a. ein

75) Föderales Gesetz Nr. 323-FZ v. 21.11.2011, SZ RF 2011, Nr. 48,
Pos. 6724; IOR-Chronik, WiRO 2012, S. 185; 2025, S. 172.

76) Föderales Gesetz Nr. 197-FZ v. 30.12.2001, SZ RF 2002, Nr. 1
(Tb. 1), Pos. 3; IOR-Chronik, WiRO 2002, S. 86; 2025, S. 78.
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Mechanismus zur Verhinderung der Entstehung von Lohn-
rückständen und zur Überwachung der Begleichung von Ver-
bindlichkeiten gegenüber Arbeitnehmern durch die Einrich-
tung entsprechender regionaler behördenübergreifender Kom-
missionen. Der jährlich bezahlte Mindesturlaub für Invaliden
wurde auf 30 Kalendertage erhöht. Die Befugnisse der Auf-
sichtsbehörde Rostrud zur Kontrolle der Erfüllung der Ver-
pflichtungen aus Arbeitsverträgen durch die Arbeitgeber wur-
den präzisiert und erweitert (SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1],
Pos. 4964).

Das Gesetz Nr. 324-FZ v. 8.8.2024 zielte durch Änderun-
gen im Beschäftigungsgesetz77 zum 1.3.2025 auf die Verbes-
serung des Schutzes bestimmter Arbeitnehmergruppen. Es
wurden Anforderungen an die Tätigkeit juristischer Personen
bei der Vermittlung von Bürgern der RF für die Arbeit auf
Schiffen unter ausländischer Flagge festgelegt. Darüber hi-
naus erhöhte das Gesetz die Sozialleistungen für bestimmte
Gruppen, darunter Schwangere, bei einer Kündigung (SZ RF
2024, Nr. 33 [Tb. 2], Pos. 5020).

Justizwesen. Durch die Gesetze Nr. 222-FZ und Nr. 234-FZ
v. 8.8.2024 soll der Missbrauch des Notariats für Geldwäsche
unterbunden und die Abwehrmöglichkeiten der Notare bei
Verdachtsmomenten verbessert werden. Entsprechende Än-
derungen erfolgten in den Grundlagen der Gesetzgebung der
RF über das Notariat sowie im Gesetz über die Bekämpfung
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (SZ RF 2024,
Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4918, 4930).

Zudem nahm das Gesetz Nr. 251-FZ v. 8.8.2024 mehrere
Änderungen in den Grundlagen der Gesetzgebung der RF
über das Notariat vor. Zu den wichtigsten Neuerungen zählt
eine Präzisierung des Zugangs zum Notariat. Die Anwärter-
zeit wurde verkürzt, muss jedoch mindestens sechs Monate
betragen. Dienstzeiten von Notaren in den von Russland
annektierten Gebieten aus der Zeit vor dem Anschluss an die
RF werden angerechnet. Der Begriff des Notariats und der
notariellen Tätigkeit wurde geschützt. Zudem wurde das Ver-
fahren für die Suche nach Testamenten auf förmliche Anfra-
gen zuständiger Stellen aus dem Ausland insbesondere in
Bezug auf Immobilien festgelegt. Weitere Regelungen betref-
fen die Verfahren zur notariellen Beglaubigung der Echtheit
der Unterschrift eines Übersetzers sowie der notariellen Be-
glaubigung des Beschlusses zur Errichtung eines persönlichen
Fonds, der Satzung und der Bedingungen für die Verwaltung
des persönlichen Fonds. Darüber hinaus fasste das Gesetz das
Verfahren zum Widerruf von Testamenten neu. Die Wider-
rufsverfügung muss notariell beglaubigt werden. Zudem wur-
de präzisiert, welche Angaben im Informationssystem der
Notare aufgenommen werden, z. B. zum Tod von Personen
(SZ RF 2024, Nr. 33 [Tb. 1], Pos. 4947).

Internationale Rechtsbeziehungen. Mit Gesetz Nr. 331-FZ
v. 30.9.2024 wurde das Abkommen über die gegenseitige
Anerkennung von Bankgarantien bei der Durchführung staat-
licher und kommunaler Beschaffungen ratifiziert, das am
29.8.2023 in Moskau unterzeichnet wurde, um potentiellen
Lieferanten, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates der
EAWU registriert sind, einen ungehinderten Zugang zur Teil-
nahme an staatlichen oder kommunalen Beschaffungen in
einem der Mitgliedstaaten der EAWU zu gewährleisten (SZ
RF 2024, Nr. 41, Pos. 6056).
Wiss. Ref. Antje Himmelreich/Rechtsreferendar Boris Chou-

dery

Polen

Verfassungsrecht. Der im Jahr 2024 neu gewählte Präsident
hat verschiedene Gesetzesvorhaben die ihm zur Unterschrift
und Veröffentlichung vorgelegt wurden, mit einem Veto be-
legt: das Gesetz v. 21.11.2025 über die Änderung des Bil-
dungsgesetzes sowie einiger anderer Gesetze (Sejmdruck-
sache Nr. 1857); das Gesetz v. 7.10.2025 über das Gesetz zur
Änderung des Gesetzes über die öffentliche Gesundheit sowie
des Gesetzes über die die Einkommenssteuer von natürlichen
Personen (Sejmdrucksache Nr. 1836); das Gesetz v. 7.11.
2025 über die Änderung des Gesetzes über die Akzise-Steuer
(Sejmdrucksache Nr. 1825). das Gesetz v. 9.1.2026 über die
Änderung des Gesetzes über nationale Minderheiten sowie
die Regionalsprachen sowie einiger anderer Gesetze (Sejmd-
rucksache Nr. 1346); das Gesetz v. 18.12.2025 über den
Markt für Kryptowährungen (Sejmdrucksache Nr. 2064); das
Gesetz v. 18.12.2025 über die Änderung des Gesetzes über
Dienstleistungen auf elektronischem Weg sowie einiger ande-
rer Gesetze (Sejmdrucksache Nr. 1757); das Gesetz v. 4.12.
2025 über das Änderungsgesetz zum ZGB, des Gesetzes über
die Pflichtversicherungen, den Versicherungsgarantiefonds
sowie das Polnische Büro der Verkehrsversicherer sowie die
Versicherungs- und Rückversicherungstätigkeit (Sejmdruck-
sache Nr. 1797); das Gesetz v. 18.12.2025 über die Änderung
des Gesetzes über das Nationale Zentrum für Forschung und
Entwicklung sowie einige andere Gesetze (Sejmdrucksache
Nr. 1807); das Gesetz v. 23.1.2026 über die Änderung einiger
Gesetze über die Stärkung der Position der beruflich aktiven
Landwirte (Sejmdrucksache Nr. 2120); das Gesetz v. 23.1.
2026 über die Änderung des Gesetzes über den Landesjustiz-
rats sowie des Wahlgesetzbuchs (Sejmdrucksache Nr. 2108).
Damit hat der neue Präsident die bisherige politische Blocka-
de der Gesetzgebung, die bereits sein Vorgänger durchgeführt
hatte, noch ausgeweitet. Insbesondere das Veto zum letzten
Gesetzentwurf, das die Rechtsstaatlichkeit in der Justiz durch
die Reform des Landesjustizrats wiederherstellen sollte, ver-
hindert die Umsetzung von EU- und EuGH-Vorgaben im
Bereich der Justiz.

Europäische Integration. Der EuGH hat in der Rechtssache
C-448/23 Kommission/ Polen (Ultra-Vires-Kontrolle der
Rechtsprechung des Gerichtshofs – Vorrang des Unions-
rechts) am 18.12.2025 sein Urteil erlassen. Bereits der Ge-
neralanwalt hatte für eine Verurteilung Polens plädiert78, da
die beiden Urteile des Verfassungsgerichtshofs (VerfGH) aus
dem Jahr 2021, die der Klage zugrunde lagen und den Vor-
rang des EU-Rechts ablehnten, da die Polen zur Last gelegten
Vertragsverletzungen einen direkten und frontalen Angriff
auf den Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts durch den

VerfGH im Namen der Verfassung oder gar der Verfas-
sungsidentität Polens darstellen würden. Die Kommission
hatte das Verfahren eingeleitet und begehrte mit ihrer Klage,
festzustellen, dass die Republik Polen in Anbetracht der vom
VerfGH in seinen Urteilen v. 14.7.2021(Rechtssache P 7/20)
und v. 7.10.2021(Rechtssache K 3/21) vorgenommenen Aus-
legung der polnischen Verfassung gegen ihre Verpflichtungen
aus den allgemeinen Grundsätzen der Autonomie, des Vor-
rangs, der Effektivität und der einheitlichen Anwendung des
Unionrechts sowie aus dem Grundsatz der Bindungswirkung
der Urteile des Gerichtshofs verstoßen hat, sowie festzustel-
len, dass der VerfGH aufgrund von Unregelmäßigkeiten in

77) Föderales Gesetz Nr. 565-FZ v. 12.12.2023, SZ RF 2023, Nr. 51,
Pos. 9138; IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 206.

78) Vgl. IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 84
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den Verfahren zur Ernennung von drei seiner Mitglieder im
Dezember 2015 und seiner Präsidentin im Dezember 2016
nicht den Anforderungen an ein unabhängiges, unparteiisches
und zuvor durch Gesetz errichtetes Gericht genügt, so dass
die Republik Polen gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19
Abs. 1 Unterabs. 2 EUV verstoßen hat, und der Republik
Polen die Kosten aufzuerlegen.79 Der EuGH folgte der Argu-
mentation des Generalanwalts und urteilte im Sinne der Kom-
mission. Der EuGH führte zunächst aus, dass nach ständiger
Rechtsprechung würde zwar die Organisation der Justiz in
den Mitgliedstaaten, insbesondere die Errichtung, die Zusam-
mensetzung, die Zuständigkeiten und die Funktionsweise der
nationalen Gerichte, in die Zuständigkeit dieser Staaten fal-
len, doch müssten sie bei der Ausübung ihrer Zuständigkeit
gleichwohl die Verpflichtungen einhalten, die sich für sie aus
dem Unionsrecht, insbesondere aus den Art. 2 und 19 EUV,
ergeben.80 Die Mitgliedstaaten müssen insbesondere dafür
sorgen, dass die Vorschriften, die sie aufgrund dieser Zustän-
digkeit erlassen, nicht gegen die Anforderungen verstoßen,
die sich aus den Art. 2 und 19 EUV ergeben, und deren
wirksame Anwendung nicht beeinträchtigen.81 Dies kann u. a.
dann der Fall sein, wenn es sich um die für den Erlass von
Entscheidungen über die Ernennung von Richtern maßgeben-
den nationalen Vorschriften über materielle Voraussetzungen
und Verfahrensmodalitäten handelt, und gegebenenfalls bei
Vorschriften über die im Kontext solcher Ernennungsverfah-
ren anwendbare gerichtliche Kontrolle.82 Der EuGH betonte,
dass die Erfordernisse der Unabhängigkeit und Unparteilich-
keit der Gerichte zum Wesensgehalt des Rechts auf wirk-
samen gerichtlichen Rechtsschutz und auf ein faires Verfah-
ren gehören, dem als Garant für den Schutz sämtlicher den
Einzelnen aus dem Unionsrecht erwachsender Rechte und für
die Wahrung der in Art. 2 EUV genannten, den Mitglied-
staaten gemeinsamen Werte, u. a. des Werts der Rechtsstaat-
lichkeit, grundlegende Bedeutung zukommt.83 Der EuGH er-
kannte hier, dass ein Verstoß gegen die genannten EU-Nor-
men vorlag. Auch in den übrigen Punkten gab er der Kom-
mission Recht (ECLI:EU:C:2025:975).

In einem weiteren Urteil entschied der EuGH in einer Vor-
abentscheidung, die vom Obersten Verwaltungsgericht (nach-
folgend „OVG“) vorgelegt wurde, über die Anerkennung von
im Ausland geschlossenen gleichgeschlechtlichen Partner-
schaften, bzw. Ehen in Polen. In dem Rechtsstreit vor dem
OVG ging es um einen Antrag auf Anerkennung und Um-
schreibung der Urkunde über ihre in Deutschland geschlosse-
ne Ehe im polnischen Personenstandsregister. Das Vorabent-
scheidungsersuchen betraf die Auslegung von Art. 20 Abs. 2
lit. a) und Art. 21 Abs. 1 AEUV i. V. m. Art. 7 und Art. 21
Abs. 1 der Charta der Grundrechte der EU sowie von Art. 2
Nr. 2 der RL 2004/38/EG84. Die Kläger in dem Verfahren vor
dem polnischen OVG hatten 2018 in Deutschland geheiratet
und nachdem sie nach Polen umgezogen waren, beantragten
sie beim Leiter des Standesamts Warschau die Umschreibung
der Urkunde über die in Deutschland geschlossene Ehe im
polnischen Personenstandsregister. Dieser Antrag wurde mit
der Begründung abgelehnt, dass das polnische Recht keine
Ehe zwischen Personen gleichen Geschlechts vorsehe und die
Umschreibung einer solchen ausländischen Eheurkunde daher
den Grundprinzipien der Rechtsordnung der Republik Polen
zuwiderlaufen würde.85 Der EuGH konkretisierte die Vor-
lagefrage dahingehend, dass das vorlegende Gericht mit sei-
ner Frage im Wesentlichen wissen möchte, ob Art. 20 und
Art. 21 Abs. 1 AEUV i. V. m. Art. 7 und Art. 21 Abs. 1 der
GRC dahin auszulegen sind, dass sie der Regelung eines Mit-
gliedstaats entgegenstehen, die – weil dessen Recht die Ehe
zwischen Personen gleichen Geschlechts nicht zulässt – we-
der die Anerkennung einer Ehe zwischen zwei Staatsangehö-
rigen dieses Mitgliedstaats gleichen Geschlechts erlaubt, die

im Zuge der Ausübung ihres Aufenthalts- und Freizügigkeits-
rechts in einem anderen Mitgliedstaat, in dem sie ein Famili-
enleben entwickelt oder gefestigt haben, rechtmäßig geschlos-
sen wurde, noch, dass die Eheurkunde zu diesem Zweck im
Personenstandsregister des ersten Mitgliedstaats umgeschrie-
ben wird.86 Der EuGH kam zu dem Ergebnis, dass diese
Normen dem entgegenstehen und betonte, dass es sich bei der
Umschreibung von Eheurkunden im Personenstandsregister
der Mitgliedstaaten lediglich um eine Modalität unter mehre-
ren, durch die eine solche Anerkennung ermöglicht werden
kann. Jedoch dürfen diese Modalitäten die Wahrnehmung der
durch Art. 21 AEUV verliehenen Rechte nicht unmöglich
machen oder übermäßig erschweren.87 Außerdem haben die
Mitgliedstaaten im Rahmen der Nutzung des Wertungsspiel-
raums, über den sie im Hinblick auf die Einführung geeig-
neter Verfahren zur Anerkennung einer von zwei Unionsbür-
gern im Zuge der Ausübung ihres Freizügigkeits- und Auf-
enthaltsrechts in einem anderen Mitgliedstaat geschlossenen
Ehe verfügen, Art. 21 Abs. 1 der Charta zu beachten.88 Inso-
weit hat das in dieser Bestimmung verankerte Verbot von
Diskriminierungen wegen der sexuellen Ausrichtung als all-
gemeiner Grundsatz des Unionsrechts zwingenden Charakter.
Der EuGH argumentierte weiter, dass die Mitgliedstaaten
zwar über einen Wertungsspielraum im Hinblick auf die
Modalitäten der Anerkennung von Ehen, die Unionsbürger
im Zuge der Ausübung ihres Freizügigkeits- und Aufenthalts-
rechts in einem anderen Mitgliedstaat geschlossen haben, ver-
fügen würden, jedoch stelle der Umstand, dass es keine An-
erkennungsmodalität gibt, die derjenigen für verschieden-
geschlechtliche Paare gleichwertig ist, eine nach Art. 21
Abs. 1 der Charta verbotene Diskriminierung wegen der se-
xuellen Ausrichtung dar. Daraus folge, dass ein Mitgliedstaat,
der sich im Rahmen dieses Wertungsspielraums dazu ent-
scheidet, in seinem nationalen Recht eine einzige Modalität
für die Anerkennung von Ehen vorzusehen, die Unionsbürger
im Zuge der Ausübung ihres Freizügigkeits- und Aufenthalts-
rechts in einem anderen Mitgliedstaat geschlossen haben, wie
im vorliegenden Fall die Umschreibung der Eheurkunde im
Personenstandsregister, diese Modalität unterschiedslos so-
wohl auf zwischen Personen gleichen Geschlechts als auch
auf zwischen Personen verschiedenen Geschlechts geschlos-
sene Ehen anzuwenden hat89 (ECLI:EU:C:2025:917).

RAin Tina de Vries

Tschechische Republik

Verfassungsrecht. Am 3. und 4.10.2025 fanden in der ČR
die Wahlen zum Abgeordnetenhaus statt. Die politische Be-
wegung ANO unter Führung von Babiš ging mit 34,51 % der
Stimmen als Sieger hervor. Mit 1.940.507 Stimmen erzielte
sie zudem die höchste Stimmenanzahl, die je eine Partei bei
Parlamentswahlen seit Gründung der ČR auf sich vereinigen

79) Urteil des EuGH, ECLI:EU:C:2025:975, Rn. 1.
80) A. a. O., Rn. 100.
81) A. a. O., Rn. 103.
82) A. a. O., Rn. 104.
83) A. a. O., Rn. 108.
84) RL 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rats v.

29.4.2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehöri-
gen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und
aufzuhalten.

85) Rechtssache C-713/23, ECLI:EU:C:2025:917, Rn. 22.
86) A. a. O., Rn. 38.
87) A. a. O., Rn. 69.
88) A. a. O., Rn. 70.
89) A. a. O., Rn. 75.
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konnten. Insgesamt sechs Parteien und Wahlbündnisse haben
die für den Einzug ins Parlament erforderliche Sperrklausel
von 5 % übersprungen. Das bürgerliche Wahlbündnis SPOLU
bestehend aus ODS, TOP 09 und KDU-ČSL erreichte mit
23,36 % Platz zwei, gefolgt von STAN (Bürgermeister und
Unabhängige) mit 11,23 % auf Platz drei. Die Piratenpartei
belegte mit 8,97 % den vierten Platz, dicht gefolgt von der
rechtsextremen SPD (Freiheit und direkte Demokratie), die
auf 7,78 % kam. Erstmal zogen die Partei Motoristen mit
6,77 % im Abgeordnetenhaus ein. Das linksgerichtete, von
der kommunistischen KSČM angeführte Wahlbündnis
Stačilo! (Es reicht!) ist mit einem Ergebnis von 4,30 % an der
Fünfprozenthürde gescheitert und gehört dem künftigen Ab-
geordnetenhaus nicht an. Das amtliche Endergebnis wurde
am 6.10.2025 on der Staatlichen Wahlkommission im Gesetz-
blatt bekanntgemacht (Nr. 374/2025 Sb.).

Verwaltungsrecht. Das Gesetz über Kriegsveteranen90 wur-
de geändert. Die Novelle soll eine systematischere und indivi-
duellere Unterstützung für die rund 17.000 Veteranen der
jüngeren Vergangenheit sowie die verbliebenen Veteranen
des Zweiten Weltkriegs bieten. Kernstück ist ein erweitertes
System finanzieller Unterstützung, unter anderem für soziale
und gesundheitliche Dienste wie Zahnbehandlung oder Reha-
bilitation, wobei der neue Sozialbeitrag bis zu 25.000 CZK
(ca. 1.000 EUR) monatlich betragen kann. Die Umsetzung
der Hilfe stellen ein Referat des Verteidigungsministeriums
und eine neu gegründete Agentur für Veteranen in den Regio-
nen sicher (Nr. 299/2025 Sb.).

Am 2.9.2025 trat in der ČR ein umfassendes Gesetzespaket
als Reaktion auf den EU-Migrationspakt in Kraft, welches im
Ergebnis sogar über dessen Vorgaben hinausgeht. Es führt ein
beschleunigtes Verfahren ein, das die Entscheidung über die
Erteilung von internationalem Schutz und die Abschiebung
zusammenlegt. Erweitert werden die Befugnisse der Polizei
zur Handy-Datenauslesung zwecks Identitätsfeststellung. Zu-
dem wurden die Bedingungen für Asylbewerber verschärft,
etwa durch Leistungskürzungen bei Pflichtverstößen und eine
Ausweitung der Sicherungshaft. Das Gesetz zielt insgesamt
auf eine Effektivierung von Abschiebungen und eine ver-
stärkte Sicherheitsüberprüfung ab, tritt aber größtenteils erst
im Juni 2026 in Kraft (314/2025 Sb.).

Ein neues Gesetz über Forschung, Entwicklung, Innovation
und Wissenstransfer (FEIW) wurde verabschiedet. Es regelt
die Rechte und Pflichten staatlicher Personen und Organisati-
onseinheiten, die öffentlich geförderte FEIW-Tätigkeiten aus-
üben, den Schutz wissenschaftlicher Integrität, guter wissen-
schaftlicher Praxis und Forschungsethik, die staatlichen Haus-
haltsausgaben und Förderbedingungen sowie die Bereitstel-
lung von Informationen und die Zuständigkeit der
Verwaltungsbehörden in diesem Bereich. Das Gesetz tritt am
1.1.2027 in Kraft und das bisherige Gesetz über die För-
derung von Forschung und Entwicklung aus öffentlichen Mit-
teln91 aus dem Jahr 2002 ersetzen (Nr. 328/2026 Sb.).

Wirtschaftsrecht. Durch eine Novelle des Gesetzes über die
Landwirtschaft92, die am 1.1.2026 in Kraft getreten ist, wird
das neue Rechtsinstitut des „familiengeführten landwirt-
schaftlichen Betriebs“ (Familienfarm) geschaffen. Dieser Sta-
tus kann sowohl von juristischen Personen (Handelsgesell-
schaften oder Genossenschaften) als auch von Zusammen-
schlüssen natürlicher Personen in einer Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts erlangt werden. Voraussetzung ist u. a., dass die
Mitglieder einer Familie angehören, die Betriebsfläche, die
bewirtschaftet wird, eine bestimmte Größe nicht überschreitet
und es sich um ein Kleinstunternehmen handelt. Ziel ist es,
die Entwicklung ländlicher Gebiete und die lokale Lebens-
mittelproduktion zu fördern. Die geschützte Bezeichnung darf

nur von offiziell anerkannten Familienbetrieben verwendet
werden (Nr. 331/2025 Sb.).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Das BGB93 wurde um eine
Regelung erweitert, die Versicherte besser informieren soll.
Künftig müssen Versicherer den Begünstigten einer Police
innerhalb von 60 Tagen über einen bestehenden Leistungs-
anspruch benachrichtigen – allerdings nur, wenn ihnen die
Kontaktdaten des Begünstigten vorliegen oder aus den Unter-
lagen bekannt sind. Die Neuregelung soll sicherstellen, dass
Ansprüche aus Versicherungsverträgen nicht ungenutzt ver-
fallen (Nr. 333/2025 Sb.).

Arbeits- und Sozialrecht. Das Parlament hat ein Gesetz über
die Entschädigung über Personen, die von der Staatssicher-
heit (StB) zum Verlassen der Tschechoslowakische Sozialisti-
sche Republik (ČSSR) gezwungen wurden, erlassen. Vorgese-
hen ist eine einmalige Entschädigung in Höhe von 100.000
CZK (ca. 4.000 EUR). Anspruchsberechtigt sind Personen,
die im Zeitraum vom 1.1.1978 bis zum 17.11.1989 nachweis-
lich durch die Staatssicherheit zum Verlassen ČSSR gezwun-
gen wurden. Vom Anspruch sind jedoch Personen aus-
geschlossen, die das kommunistische Regime selbst aktiv
unterstützt haben, was insbesondere für ehemalige Angehöri-
ge der Staatssicherheit sowie für Mitglieder der Kommunisti-
schen Partei gilt. Der Anspruch ist spätestens bis zum 31.12.
2026 schriftlich beim Innenministerium geltend zu machen
(Nr. 273/2025 Sb.).

Ein weiteres neues Gesetz über die einmalige Entschädi-
gung für die Anordnung der Führungsaufsicht aus politischen
Gründen gemäß dem Gesetz Nr. 44/1973 Sb. sieht ebenfalls
eine pauschale Entschädigung in Höhe von 100.000 CZK (ca.
4.000 EUR) für Personen, die zu Unrecht wegen bestimmter
Straftaten verurteilt wurden, vor. Auch dieser Anspruch ist
bis zum 31.12.2026 schriftlich beim Innenministerium gel-
tend zu machen (Nr. 274/2025 Sb.).

Die Regierung hat eine neue RegVO über die Pflichten des
Arbeitgebers bei Arbeitsunfällen erlassen, die eine differen-
zierte Kategorisierung vorsieht: Als tödlicher Arbeitsunfall
gilt ein Unfall mit Gesundheitsbeeinträchtigung, an deren
Folgen der betroffene Arbeitnehmer spätestens innerhalb ei-
nes Jahrs nach dem Ereignis verstirbt; als schwerer Arbeits-
unfall ein Unfall, bei dem der verletzte Arbeitnehmer länger
als fünf aufeinanderfolgende Kalendertage stationär im Kran-
kenhaus behandelt werden muss oder bei dem aufgrund der
Art der Verletzung ein solcher Aufenthalt zu erwarten ist,
ebenso ein lebensbedrohlicher oder Massenarbeitsunfall im
Sinne der einschlägigen Vorschriften über Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sowie die Betriebssicher-
heit im Bergbau und bei bergbaulichen Tätigkeiten; ferner
werden Arbeitsunfälle erfasst, bei denen der Arbeitnehmer
vorübergehend länger als drei Kalendertage arbeitsunfähig ist,
ohne dass die Voraussetzungen eines schweren oder tödlichen
Unfalls vorliegen, sowie Arbeitsunfälle ohne vorübergehende
Arbeitsunfähigkeit oder mit einer solchen von weniger als
drei Kalendertagen. Die RegVO verpflichtet den Arbeitgeber
zur Führung eines Arbeitsunfallbuchs mit näher festgelegtem
Mindestinhalt und regelt zudem Art und Fristen der Informa-
tion der zuständigen Behörden über eingetretene Arbeits-
unfälle. Ersetzt wird die RegVO über die Art und Weise der

90) Gesetz Nr. 170/2002 Sb.
91) Gesetz Nr. 130/2002 Sb. Vgl. zuletzt IOR-Chronik WiRO2022,

S. 378 (379).
92) Gesetz Nr. 252/1997 Sb. Vgl. dazu IOR-Chronik, WiRO 1998,

S. 37; zuletzt WiRO 2021, S. 56 (58).
93) Gesetz Nr. 89/2012 Sb. Näher dazu IOR-Chronik, WiRO, S. 187;

zuletzt WiRO 2025 S. 112 (113).
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Erfassung, Meldung und die Übersendung von Aufzeichnung
über Unfälle aus dem Jahr 201094 (Nr. 322/2025 Sb.).

Am 1.1.2026 ist das neue Gesetz über die einheitliche
monatliche Meldung der Arbeitgeber (jednotné měsíční
hlášení zaměstnavatelů (JMHZ)) in Kraft getreten. Damit
wird ein neues, zentralisiertes elektronisches Meldesystem,
mit dem Arbeitgeber ihre zahlreichen bisherigen Meldungen
an verschiedene staatliche Stellen künftig in einem einzigen
monatlichen Datensatz übermitteln, eingeführt., Ziel ist es,
die administrative Belastung zu reduzieren und die Daten-
kommunikation zwischen Arbeitgebern und Behörden wie
dem Arbeits- und Sozialministerium, dem Träger der Sozial-
verwaltung (ČSSZ), dem Statistikamt (ČSÚ), dem Arbeitsamt,
dem Finanzministerium und der Finanzverwaltung zu verein-
fachen. Die Übermittlung erfolgt elektronisch über eine ent-
sprechende API, das elektronische Datenpostfach (datová
schránka) oder ein Online-Formular und ersetzt zahlreiche
bisherige Einzelmeldungen, wobei die Registrierung von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern erweitert und zentralisiert wird
(Nr. 323/2025 Sb.).

Mit Wirkung zum 1.10.2025 wurde durch RegVO das
Lebensminimum neu festgelegt. Der Lebensminimumsbetrag
für eine Einzelperson beträgt monatlich 4.860 CZK (ca.
195 EUR). Bei der Beurteilung mehrerer Personen in einem
Haushalt gelten gestaffelte Sätze: Die als erste in der Reihen-
folge beurteilte Person erhält monatlich 4.470 CZK. Für die
zweite und jede weitere Person reduziert sich der Betrag je
nach Alter und Status: Auf 4.040 CZK monatlich bei Per-
sonen ab 15 Jahren, die keine unterhaltsberechtigten Kinder
sind; auf 3.490 CZK bei unterhaltsberechtigten Kindern von
15 bis 26 Jahren; auf 3.050 CZK bei unterhaltsberechtigten
Kindern von sechs bis 15 Jahren; sowie auf 2.480 CZK bei
unterhaltsberechtigten Kindern im Alter von bis zu sechs
Jahren. Zusätzlich wurde der Betrag des sozioökonomischen
Existenzminimums einer Person auf monatlich 3.130 CZK
festgelegt (Nr. 361/2025 Sb.).

Das VerfG hat in seinem Befund v. 26.11.202595 über den
Normkontrollantrag des OG entschieden, dass die Versetzung
eines Arbeitnehmers gem. § 41 Abs. 3 ArbGB96 auf einen
anderen Arbeitsplatz ohne dessen Zustimmung z. B. nach
einem Arbeitsunfall nicht gegen das Verbot der Zwangsarbeit
verstößt. Es folgte damit nicht der Argumentation des OG,
wonach diese Regelung einen unverhältnismäßigen Eingriff
in die Grundrechte darstelle. Zur Begründung führte das Ge-
richt aus, dass die Auslegung der Regelung durch die Recht-
sprechung sicherstelle, dass dem betroffenen Arbeitnehmer
kein finanzieller Nachteil (wie der Verlust der Abfindung)
entstehe. Das VerfG prüfte jedoch nicht die Vereinbarkeit der
Regelung mit anderen Grundrechten, wie dem Diskriminie-
rungsverbot (Nr. 2/2026 Sb.).

Justizwesen. Das Parlament hat das am 1.1.2021 in Kraft
getretenen Gesetzes über Sachverständige, Sachverständigen-
büros und Sachverständigeninstitute in entscheidenden Punk-
ten geändert, mit dem Ziel, die Tätigkeit von Sachverständi-
gen zu flexibilisieren, bürokratische Belastungen zu reduzie-
ren und die Effizienz gerichtlicher Verfahren zu erhöhen.
Zunächst wird die bisherige zeitliche Befristung der Berechti-
gung zur Ausübung der Sachverständigentätigkeit für diejeni-
gen Sachverständigen aufgehoben, die bereits vor dem 1.1.
2021 in die Sachverständigenliste nach dem bis dahin gelten-
den Recht97 eingetragen waren. Für Sachverständigenbüros
und -institute, die ebenfalls vor diesem Datum eingetragen
wurden, wird die Geltungsdauer ihrer Berechtigung um drei
Jahre, also bis zum 31.12.2028, verlängert. Sachverständigen,
die im Rahmen eines Sachverständigenbüros tätig sind, wird
ermöglicht, ihre Tätigkeit zusätzlich im verbleibenden Um-
fang ihrer Berechtigung auch selbständig auszuüben. Zu-

gleich wird für Sachverständigeninstitute die Anforderung an
den Umfang ihrer wissenschaftlich-forschenden Tätigkeit ge-
lockert. Eine weitere wesentliche Änderung stellt die Ab-
schaffung der obligatorischen Haftpflichtversicherung für
Sachverständige, welche die Tätigkeit als natürliche Personen
ausüben, dar. Im Bereich der Qualifikationsanforderungen
werden die Bedingungen für die Ablegung der Eingangsprü-
fung teilweise angepasst: Die Frist für eine erneute Wieder-
holung der Prüfung wird von fünf auf drei Jahre verkürzt. Die
bisherige dreijährige Befristung der allgemeinen Teilprüfung
entfällt, sofern ein Sachverständiger eine Erweiterung des
Umfangs seiner Berechtigung beantragt. Darüber hinaus wer-
den die Fristen zur Eintragung von Angaben in das Informati-
onssystem zur Erfassung von Gutachten verlängert, und es
wird ausdrücklich ermöglicht, Sachverständigengutachten un-
abhängig von ihrer Einreichungsform auch elektronisch zu
archivieren. Die Novelle zielt ferner auf eine effizientere
Tätigkeit des Justizministeriums im Bereich der Lizenzierung
und Aufsicht ab. Schließlich wird durch eine entsprechende
Änderung des ZPO98 im Zivilverfahren die Möglichkeit ein-
geführt, fachliche Stellungnahmen qualifizierter privater Per-
sonen vorzulegen. Im Strafverfahren werden die Vergütungen
für solche fachlichen Stellungnahmen erhöht. Dadurch soll
die übermäßige Inanspruchnahme formeller Sachverständi-
gengutachten reduziert, die Verfahrensdauer verkürzt und die
Verfügbarkeit von Sachverständigen insgesamt verbessert
werden (Nr. 285/2025 Sb.).

Internationale Rechtsbeziehungen. Das Außenministerium
hat bekanntgemacht, dass am 3.6.2022 in Prag ein neues
Regierungsabkommen über die gegenseitige Zusammenarbeit
im Verteidigungsbereich mit der Republik Polen unterzeich-
net wurde, das die veralteten militärischen Abkommen aus
den 1990er-Jahren ersetzt und den Rahmen für eine vertiefte
Kooperation zwischen beiden Staaten schafft. Das Abkom-
men berücksichtigt die Mitgliedschaft beider Länder in der
NATO und der EU und legt konkrete Formen der Zusammen-
arbeit sowie Regeln für Kommunikation, Nutzung von militä-
rischer Infrastruktur und Zusammenarbeit fest. Ziel ist es, die
bilateralen Beziehungen im Verteidigungsbereich zu stärken
und eine modernere, rechtlich klare Grundlage für gemein-
same Aktivitäten und Unterstützungsmaßnahmen zu schaffen
(Nr. 295/2025 Sb.).

Die ČR hat laut Bekanntmachung des Außenministeriums
mit der Republik Kamerun ein DBA auf dem Gebiet der Ein-
kommensteuer und der Steuerflucht abgeschlossen. Das DBA
trat am 7.7.2025 in Kraft (Nr. 415/2025 Sb.).

Rechtsanwalt/advokát Jan Sommerfeld, Regensburg/Prag

Slowakische Republik

Handelsrecht. Der Nationalrat hat ein neues Gesetz über das
Handelsregister verabschiedet, welches am 17.8.2026 in
Kraft treten wird. Neu eingeführt ein Register zur Reservie-
rung von Firmennamen. Auf diese Weise kann eine Handels-
firma gesichert werden, ohne dass eine Gründung unmittelbar

94) RegVO Nr. 201/2010 Sb. Näher dazu IOR- Chronik, WiRO 2010,
S. 278 (279).

95) Az. Pl. ÚS 31/24.
96) Gesetz Nr. 262/2006 Sb. Näher dazu IOR-Chronik, WiRO 2006,

S. 247 (251); zuletzt WiRO 2025, S. 112 (114).
97) Gesetz Nr. 36/1967 Sb. Vgl. zuletzt IOR-Chronik, WIRO 2020,

S. 90 (91).
98) Gesetz Nr. 99/1963 Sb. Vgl. zuletzt IOR-Chronik, WIRO 2023,

S. 77.
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erfolgen muss. Ebenfalls neu eingeführt wird ein Register
disqualifizierter Personen, die aus rechtlichen Gründen von
der Bekleidung von Funktionen in Gesellschaften aus-
geschlossen sind. Einträge im Handelsregister sind sowohl
gegenüber Organen der öffentlichen Gewalt als auch im Ge-
schäftsverkehr verbindlich. Zum Nachweis von Eintragungen
ist daher nicht mehr die Vorlage von Handelsregisterauszügen
notwendig. Ein Verweis auf den Onlinezugang zum Handels-
register ist ausreichend. Die Kompetenz der Notare zur direk-
ten Eintragung im Handelsregister wird künftig auf alle Ge-
sellschaftsformen erweitert und wird nicht mehr wie bisher
auf die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (s. r. o.) be-
schränkt sein. Unterlagen beim Handelsregister können in
Zukunft grds. nur elektronisch eingereicht werden. Die Ge-
sellschaftsgründung wird dadurch erleichtert, dass für be-
stimmte freie Gewerbe keine vorherige Gewerbeberechtigung
mehr erforderlich ist. Das Handelsregister wird mit anderen
öffentlichen Registern verknüpft, sodass bestimmte Änderun-
gen, wie etwa eine neue Wohnadresse oder ein geänderter
Familienname, automatisch im Handelsregister übernommen
werden und nicht mehr gesondert angemeldet werden müs-
sen. Vor der Eintragung prüft das Registergericht bzw. der
Registrator, ob der vorgeschlagene Firmenname mit der Be-
zeichnung einer Behörde verwechselt werden könnte, um
missbräuchliche Firmengründungen zu verhindern. Die Ver-
tretung im Registrierungsverfahren wird auf Rechtsanwälte,
Notare sowie bevollmächtigte Mitarbeiter der Gesellschaft
beschränkt. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass
durch nichtqualifizierte (nichtanwaltliche) Dienstleister,
Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit der Unterneh-
mensgründung erbracht werden. Weitere Änderungen betref-
fen die gesellschaftsrechtlichen Regelungen im HGB99. Grün-
dungsunterlagen sind künftig für alle Gesellschaftsformen
zwingend in Form einer notariellen Urkunde oder eines durch
einen Rechtsanwalt beglaubigten Vertrags zu errichten. Das
bisherige Verbot der sog. Kettengründung bei Einpersonenge-
sellschaften wird aufgehoben, da es sich in der Praxis als
ineffektiv erwiesen hat und regelmäßig umgangen wurde.
Bestehende Eintragungen im Handelsregister behalten ihre
Gültigkeit. Für bereits eingetragene Unternehmen entstehen
durch das neue Gesetz grds. keine zusätzlichen administrati-
ven Pflichten. Abgelöst wird das Gesetz über das Handels-
register aus dem Jahr 2003100 (Nr. 29/2026 Z.z.).

Internationale Rechtsbeziehungen. Die USA und die SR
haben ein Regierungsabkommen zur Zusammenarbeit im Be-
reich der zivilen Kernenergie unterzeichnet, das nach einem
Treffen des slowakischen Premierministers Fico mit dem
amerikanischen Energieminister Wright im US-Energieminis-
terium in Washington am 16.1.2026 besiegelt und am 23.1.
2026 im slowakischen Gesetzblatt veröffentlicht wurde. Die
Vereinbarung stellt die Grundlage für die Zusammenarbeit
beim Bau eines neuen Kernkraftwerksblocks mit einer Leis-
tung von 1.200 Megawatt nach amerikanischem Design am
Standort Jaslovské Bohunice. Angedacht ist, dass das Projekt
dem amerikanischen Unternehmen Westinghouse übertragen
werden soll. Das Abkommen schafft einen umfassenden Ko-
operationsrahmen, der es der SR ermöglichen soll, ihr ziviles
Atomprogramm langfristig weiterzuentwickeln, institutionelle
und fachliche Kapazitäten auszubauen und die Energiesicher-
heit des Lands, auch vor dem Hintergrund des schrittweisen
Wegfalls bestehender Erzeugungskapazitäten und eines er-
warteten Anstiegs des Stromverbrauchs, nach 2040, zu si-
chern. Mehr als 170 slowakische Unternehmen wurden als
potenzielle Auftragnehmer identifiziert. Ähnliche Abkommen
mit den USA besitzen innerhalb der EU bereits Polen, Bulga-
rien, Litauen und Rumänien. Die Unterzeichnung wurde mit
der Europäischen Kommission abgestimmt (Nr. 5/2026 Z.z.).

Im Rahmen des ersten Treffens des slowakisch-chinesi-
schen Regierungsausschusses für strategische Partnerschaft
haben die Bildungsministerien der SR und der Volksrepublik
China ein Abkommen über die Einrichtung und den Betrieb
slowakisch-chinesischer bilingualer Sektionen an slowaki-
schen Gymnasien unterzeichnet101. Das Treffen in Bratislava
war das erste seiner Art und gilt als unmittelbares Ergebnis
des strategischen Partnerschaftsabkommens, das Premier-
minister Fico im November 2024 bei seinem offiziellen Be-
such in Peking geschlossen hatte. Aus den damals unterzeich-
neten 13 Kooperationsabkommen und Memoranden geht nun
das Bildungsabkommen als eines der ersten konkreten Um-
setzungsdokumente hervor. Das Abkommen sieht ein fünfjäh-
riges bilinguales Gymnasialprogramm vor, in dem Schüle-
rinnen und Schüler neben dem Slowakischen auch Chinesisch
als zweite Unterrichtssprache erlernen. Naturwissenschaftli-
che Fächer wie Mathematik, Physik, Chemie und Biologie
werden je nach Jahrgang teils auf Chinesisch unterrichtet.
Das Programm gilt zunächst für das Gymnasium Mikuláša
Kováča in Banská Bystrica. Weitere Schulen können per
Zusatzvereinbarung aufgenommen werden. China entsendet
pro Schule bis zu vier Lehrkräfte. Besonders leistungsstarke
Absolventen sollen Stipendien für ein Studium an chinesi-
schen Universitäten erhalten. Zudem sind jährliche Sprach-
kurse in China für Schülergruppen vorgesehen. Das Abkom-
men fügt sich in eine breitere Annäherung beider Länder ein.
China ist seit Jahren der bedeutendste Handelspartner der SR
in Asien mit einem jährlichen bilateralen Handelsvolumen
von über 10 Mrd. Euro. Parallel zum Bildungsabkommen
kündigte die Slowakei an, ein Slowakisches Institut in Peking
zur Förderung der slowakischen Kultur und Sprache in China
einzurichten. Das Bildungsabkommen trat mit Unterzeich-
nung in Kraft, hat eine Laufzeit von fünf Jahren und ver-
längert sich automatisch, sofern keine der Vertragsparteien
kündigt (Nr. 6/2026 Z.z.).

Rechtsanwalt/advokát Jan Sommerfeld, Regensburg/Prag

Belarus

Finanzrecht. Mit Gesetz Nr. 127-Z v. 30.12.2025 wurden
mit Wirkung zum 1.1.2026 mehrere Änderungen des Steuer-
gesetzbuchs eingeführt. Für sogenannte Überschusseinkünfte
gilt nunmehr ein gestufter Einkommensteuersatz. Ein Steu-
ersatz von 25 % wird auf Gesamteinkünfte zwischen
350.000 BYN (ca. 103.725 EUR) und 600.000 BYN (ca.
177.800 EUR) sowie auf Dividendeneinkünfte über 350.000
BYN angewandt. Gesamteinkünfte über 600.000 BYN unter-
liegen einem Steuersatz von 30 %, der auf den Schwellenwert
übersteigenden Betrag erhoben wird. Gleichzeitig wurde der
Kreis der bei der Ermittlung des Steuersatzes zu berücksichti-
genden Einkunftsarten und der Kreis der zur Informations-
übermittlung an das Ministerium für Steuern und Abgaben
verpflichteten Subjekte erweitert. Residenten des Hightech-
Parks übermitteln Angaben zur Eröffnung und Schließung
verifizierter Konten natürlicher Personen sowie zu Trans-
aktionen mit Geldmitteln und elektronischem Geld, sofern
der jährliche Schwellenwert von 150.000 BYN je Währung

99) Gesetz Nr. 513/1991 Zb. Zuletzt IOR-Chronik, WiRO 2024, S. 54
(56).

100) Gesetz Nr. 530/2003 Z.z. Näher dazu IOR-Chronik, WiRO 2004,
S. 347; zuletzt WiRO 2024, S. 54 (56).

101) Der Volltext des Abkommens ist auf der Seite des Bildungs-
ministeriums abrufbar: http://www.minedu.sk/data/files/14164_doho-
da_sk_clr_bilingval_web.docx (zuletzt abgerufen am 23.2.26).
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oder elektronischem Geld überschritten wird. Das Finanz-
ministerium übermittelt jährlich Angaben zu von natürlichen
Personen gezahlten Beiträgen aus freiwilligen Versicherungs-
verträgen; Bauunternehmen stellen Informationen zu Aus-
gaben natürlicher Personen im Rahmen des beteiligungsfinan-
zierten Wohnungsbaus bereit. Ab dem 1.1.2027 sind Banken
verpflichtet, sowohl über den Eingang von Geldmitteln aus
dem Ausland als auch über deren Überweisungen ins Ausland
zu berichten. Form, Verfahren und Fristen der Informations-
übermittlung legt das Ministerium für Steuern und Abgaben
fest. Die Befugnisse der Steuer- und Zollbehörden zur Sper-
rung von Konten und elektronischen Wallets wurden erwei-
tert. Während die Sperrung bislang nur zulässig war, wenn
der Leiter einer kommerziellen Organisation, ein Einzelunter-
nehmer oder eine sonst bevollmächtigte Person bei Über-
schreitung eines monatlichen Umsatzes von 5.000 Basiswer-
ten über keine Kenntnisse der tatsächlichen Umstände der
unternehmerischen Tätigkeit verfügte, ist diese Umsatz-
schwelle seit 2026 aufgehoben. Eine Sperrung ist nun un-
abhängig von der Höhe des Umsatzes zulässig. Darüber hi-
naus ist eine Sperrung von Konten und elektronischen Wallets
vorgesehen, wenn die Steuerbehörde feststellt, dass eine juris-
tische Person der Republik Belarus an ihrem Anmeldungsort
nicht vorhanden ist. Steuern und Abgaben sowie Geldbußen
können von einer natürlichen Person, die zugleich als Einzel-
unternehmer tätig ist, im Wege des unbestrittenen Einzugs
aus den Mitteln des Einzelunternehmers erhoben werden. Die
Steuerbehörden sind befugt, gegenüber Steuerpflichtigen, bei
denen infolge einer Prüfung Steuerrückstände, Abgaben (Zöl-
le) oder Geldbußen bestehen, folgende Maßnahmen anzuord-
nen: die vorübergehende Beschränkung der Abmeldung von
Fahrzeugen; das Verbot der Vornahme von Immobilientrans-
aktionen; die vorübergehende Beschränkung der Veräußerung
von Anteilen am Stammkapital einer kommerziellen Organi-
sation. Für Zwecke der Verrechnungspreisgestaltung werden
besondere Regeln zur Ermittlung des Marktpreises bei Darle-
hensgeschäften festgelegt, sofern die Rückzahlungsfrist ver-
traglich nicht bestimmt ist oder vom Zeitpunkt der In-
anspruchnahme abhängt (NRPA 1.1.2026, 5-2/3213).

Durch den Erlass Nr. 19 v. 16.1.2026 über Kryptobanken
und einzelne Fragen der Kontrolle im Bereich digitaler Zei-
chen (Token) erfolgt die Weiterentwicklung der Regulierung
des Token-Bereichs102. Eine Kryptobank ist eine Aktien-
gesellschaft mit dem Status eines Residents des Hightech-
Parks (HTP), die in das Register der Kryptobanken der Na-
tionalbank eingetragen ist und berechtigt ist, Tätigkeiten unter
Nutzung digitaler Zeichen (Token) mit Bank-, Zahlungs- und
sonstigen Finanzgeschäften zu verbinden. Sie darf Tätigkeiten
unter Verwendung digitaler Zeichen ausüben, einschließlich
solcher mit Merkmalen professioneller und börslicher Wert-
papiergeschäfte, sowie Transaktionen zur Emission und Plat-
zierung eigener Token. Es besteht jedoch eine Informations-
pflicht gegenüber den Kunden über die hohen Risiken und die
Volatilität von Kryptowerten sowie darüber, dass Einlagen
natürlicher Personen bei der Kryptobank nicht der Einlagensi-
cherung unterliegen. Für die Errichtung einer Kryptobank ist
ein Stammkapital von mindestens 20 Mio. BYN (ca. 6 Mio.
EUR) sowie die Platzierung weiterer 10 Mio. BYN in Form
einer bedingten unwiderruflichen Bankeinlage bei der Natio-
nalbank erforderlich. Die Kontrolle und Aufsicht erfolgen im
Rahmen eines dualen Systems durch die Nationalbank und
das Sekretariat des Aufsichtsrats des Hightech-Parks. Die
Nationalbank ist zudem befugt, zur Wahrung der Finanzstabi-
lität die maximale Anzahl von Kryptobanken sowie deren
Geschäftsvolumen festzulegen. Die Vorschriften treten in
sechs Monaten in Kraft (NRPA 17.1.2026, 3-1/22319).

Wirtschaftsrecht. Das Gesetz v. 8.12.2025 Nr. 109 über die
Änderung von Gesetzen zur Anwendung besonderer restrikti-
ver Maßnahmen ändert das Gesetz v. 12.7.2023 über die
Anwendung besonderer restriktiver Maßnahmen sowie den
Bankenkodex. Der Ministerrat wird damit ermächtigt, be-
stimmte Staaten und/oder Personen als Objekte der Anwen-
dung besonderer restriktiver Maßnahmen festzulegen sowie
die Kriterien für deren Bestimmung zu definieren. Die zu-
ständigen Behörden und Organisationen werden mit erweiter-
ten Befugnissen bei der Anwendung dieser Maßnahmen aus-
gestattet, einschließlich des Rechts auf unentgeltliche Erlan-
gung von Bank-, Steuer- und sonstigen gesetzlich geschützten
Informationen. Den Kontrollorganen wird auch das Recht
eingeräumt, Angaben zur Finanz- und Wirtschaftstätigkeit bei
den Subjekten anzufordern, für die die besonderen restrikti-
ven Maßnahmen verbindlich sind. Dazu zählen grundsätzlich
belarussische Organisationen und Staatsbürger, ausländische
Organisationen, die dem Recht der Republik Belarus unterlie-
gen, sowie Ausländer und Staatenlose, die sich vorüber-
gehend oder dauerhaft in der Republik Belarus aufhalten.
Zudem werden die Befugnisse von Banken zur Umsetzung
der Maßnahmen festgelegt, insbesondere zur Aussetzung von
Transaktionen, zur Verweigerung ihrer Durchführung sowie
zum Abschluss entsprechender Verträge. Die wesentlichsten
Neuregelungen treten am 14.3.2026 in Kraft (NRPA 13.12.
2025, 5-2/3195).

Am 31.12.2025 endete die Übergangsphase für Einzel-
unternehmer, die Tätigkeiten ausübten, die nicht in der ver-
kürzten Liste der zulässigen Tätigkeiten103 aufgeführt sind.
Seitdem sind Einzelunternehmer verpflichtet, entweder eine
juristische Person zu gründen oder die nicht aufgeführten
Tätigkeiten einzustellen.104 Das Gesetz Nr. 126-Z v. 30.12.
2025 über die Änderung von Gesetzen zu Fragen der indivi-
duellen unternehmerischen Tätigkeit nimmt entsprechende
Änderungen in den Gesetzbüchern und Gesetzen vor, um
deren Anwendungsbereich unter Berücksichtigung dieser Tat-
sache anzupassen (NRPA 30.12.2025, 5-2/3212).

Handelsrecht. Seit dem 1.1.2026 gelten aktualisierte Vor-
schriften für die Erbringung juristischer Dienstleistungen
(Beschluss des Justizministeriums der Republik Belarus vom
21.10.2025 Nr. 75 über die Änderung des Beschlusses des
Justizministeriums der Republik Belarus vom 16.12.2022
Nr. 153). Dabei werden u. a. die Informations- und Melde-
pflichten präzisiert. Die lizenzierten Organisationen sind ver-
pflichtet, dem Justizministerium Informationen über die Be-
stellung und Abberufung des Leiters sowie seiner Stellvertre-
ter vorzulegen. Zudem ist im Vertrag über die Erbringung
juristischer Dienstleistungen der vollständige Name der natür-
lichen Person anzugeben, die diese Dienstleistungen erbringt
(NRPA 5.11.2025, 11-2/44107).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Mit Wirkung zum 1.1.2026 ist
der Kodex des Zivilprozessrechts (KZPR)105 in Kraft getreten.
Er vereinheitlicht das Verfahrensrecht für wirtschaftliche
(handelsrechtliche) und zivilrechtliche Streitigkeiten und er-
setzt die zuvor geltenden zwei prozessualen Kodifikationen,

102) Dekret Nr. 8 v. 21.12.2017 über die Entwicklung der digitalen
Wirtschaft; Präsidialerlass Nr. 367 v. 17.9.2024 über den Umlauf digi-
taler Zeichen (Tokens); Präsidialerlass Nr. 166 v. 23.4.2025 über die
Besteuerung von Einkünften aus Transaktionen mit digitalen Zeichen
(Tokens), IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 91; VO des Ministerrats Nr. 280
v. 21.5.2025 über die Festlegung der Kurse digitaler Zeichen (Token),
IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 190.

103) Beschluss des Ministerrates Nr. 457 v. 28.6.2024 (NRPA 2.7.
2024, 5/53620).

104) Mehr dazu IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 41.
105) Kodex des Zivilprozessrechts der Republik Belarus Nr. 359 v.

11.3.2024, NRPA 26.3.2024, 2/3079
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das Zivilprozessgesetzbuch und das Wirtschaftsprozess-
gesetzbuch. Diese Reform des Prozessrechts ist eine Folge
der bereits zum 1.1.2014 vollzogenen Eingliederung der Wirt-
schaftsgerichte in das System der allgemeinen Gerichtsbar-
keit. Zuvor waren die Wirtschaftsgerichte institutionell selb-
ständig organisiert und ihre Tätigkeit unterlag einer eigen-
ständigen prozessualen Kodifikation. Die Neusystematisie-
rung der Kodifikationen ist nicht bloß formeller Natur,
sondern geht mit einer Reihe substanzieller Neuerungen ein-
her. Zu den wesentlichen Änderungen zählen insbesondere
die Einführung eines einheitlichen Verfahrens zur Überprü-
fung gerichtlicher Entscheidungen in drei Instanzen (Beru-
fung, Kassation und Aufsicht), die Möglichkeit der besonde-
ren Verfahrensführung (Versäumnisverfahren) in wirtschafts-
gerichtlichen Verfahren bei Ausbleiben des Beklagten, die
Einführung des Instituts der Sammel- bzw. Kollektivklage,
die Etablierung eines vereinfachten Verfahrens (innerhalb
eines Monats ohne mündliche Verhandlung und ohne Ladung
der Parteien), die Ausweitung der Anwendung außergericht-
licher Streitbeilegungsmethoden (Mediation, Schlichtungs-
verfahren, gerichtlicher Vergleich sowie Verhandlungen unter
Mitwirkung der Rechtsanwälte der Parteien), der Einsatz
elektronischer Beweismittel, die fortschreitende Digitalisie-
rung des Zivilprozesses, einschließlich der Möglichkeit zur
elektronischen Einreichung von Klagen, Anträgen und
Rechtsmitteln. Zugleich wurden die Sätze der staatlichen Ge-
richtsgebühren bei Anrufung der Gerichte angepasst.

Ebenfalls mit Wirkung zum 1.1.2026 sind die meisten Be-
stimmungen des Gesetzes vom 12.7.2025 Nr. 87 über Ände-
rungen der Gesetze im Bereich des Vollstreckungsverfahrens
in Kraft getreten. Das Gesetz ändert die Regelungen zum
Vollstreckungsverfahren106 und zu den Gerichtsvollziehern107

maßgeblich und nimmt begleitende Anpassungen in weiteren
gesetzlichen Vorschriften, einschließlich des KZPR, vor. Das
Gesetz hat ein vereinfachtes Vollstreckungsverfahren ohne
vorherige Prüfung der Vermögensverhältnisse sowie ohne
Sicherungsmaßnahmen eingeführt. Es findet bei Forderungen
bis zu 20 Basiseinheiten Anwendung, sofern gegen den
Schuldner keine weiteren Geldvollstreckungsverfahren an-
hängig sind. Voraussetzung ist eine Teiltilgung von mindes-
tens 30 % innerhalb eines Monats sowie die vollständige
Begleichung der Forderung innerhalb von zwei Monaten.
Andernfalls erfolgt die Vollstreckung im allgemeinen Ver-
fahren. Weitere Neuerungen betreffen die Aufrechnung
gleichartiger Gegenforderungen, das Recht des Schuldners
auf eigenständige Verwertung gepfändeten Vermögens, die
Ausweitung von Sicherungsmaßnahmen (u. a. Verbringungs-
verbot von Fahrzeugen) sowie die Ausdehnung vorüber-
gehender Einschränkungen bestimmter Rechte auf Organper-
sonen juristischer Personen. Diese Maßnahmen können nun
vom Gerichtsvollzieher (nicht mehr vom Richter wie zuvor)
angeordnet werden. Zudem wurde das elektronische Zusam-
menwirken der Beteiligten ausgebaut, insbesondere durch die
Möglichkeit elektronischer Vollstreckungstitel, elektronischer
Entscheidungen des Gerichtsvollziehers sowie digitaler Kom-
munikationsformen (NRPA 17.7.2025, 5-2/3173).

Das Gesetz Nr. 110 v. 9.12.2025 über die Änderung der
Gesetze zu Fragen der notariellen Tätigkeit führt zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten eine Reihe von Neuerungen ein.
Zum 1.1.2026 wird die private notarielle Praxis (Notariats-
büros) abgeschafft. Notarielle Tätigkeiten werden ab diesem
Zeitpunkt ausschließlich durch staatliche Notariate ausgeübt.
Die notariellen Tätigkeiten werden im Hinblick auf die Digi-
talisierung ausgeweitet. Eingeführt werden u. a. die Beglaubi-
gung der Gleichwertigkeit elektronischer und papiergebunde-
ner Dokumente, die gemeinsame Beglaubigung von Rechts-
geschäften durch zwei oder mehr Notare aus unterschiedli-
chen Notariaten ohne gleichzeitige Anwesenheit der

Beteiligten (in Form elektronischer, mit qualifizierten elektro-
nischen Signaturen versehener Dokumente) sowie die elektro-
nische Beglaubigung von Vollmachten zur Vertretung vor
Banken. Zudem wird ein einheitliches elektronisches Notari-
atssystem geschaffen, in dem Informationen über alle nota-
riellen Handlungen und Eröffnungen von Erbschaftsverfahren
gesammelt werden; Betreiber dieses Systems ist die Belarus-
sische Notarkammer. Außerdem ist ein schrittweiser Über-
gang zur Vornahme von Vollstreckungsanmerkungen in aus-
schließlich elektronischer Form vorgesehen (NRPA 16.12.
2025, 5-2/3196).

Justizwesen. Mit Beginn des Jahres hat das neue Berufungs-
wirtschaftsgericht seine Tätigkeit aufgenommen108.

Internationale Rechtsbeziehungen. Gemäß der RegVO v.
3.11.2025 Nr. 607 über die Eröffnung der Botschaft der Re-
publik Belarus in der Slowakischen Republik ist die Eröff-
nung der Botschaft der Republik Belarus in der Slowakischen
Republik bis zum 1.9.2026 vorgesehen. Die Botschaft war
zuvor Ende 2023 geschlossen worden.

Dr. Liudmila Tsarova/Dr. Ingeborg Bauer-Mitterlehner

Ungarn

Verfassungsrecht. Den Ausnahmezustand anlässlich des
Kriegs gegen die Ukraine verlängert Gesetz 2025:LXXVII v.
31.10.2025 um ein weiteres halbes Jahr bis zum 13. Mai
2026. Das erlaubt der Regierung auch weiterhin, in großem
Umfang von gesetzlichen Vorschriften abzuweichen (MK
2025 Nr. 127). Im Zusammenhang damit hält die RegVO
343/2025. (X. 31.) Korm. v. 31.10.2025 weite Teile des aus
Regierungsverordnungen bestehenden Sonderrechts des Aus-
nahmezustands bis Mai 2026 in Geltung (MK 2025 Nr. 127).

Verwaltungsrecht. Das Gesetz 2025:LXX „über die Schaf-
fung einer Datenbasis für die Grenzpendler und über die
Änderung sonstiger Gesetze“ v. 22.10.2025 will den täglichen
Grenzübergang regelmäßiger Grenzpendler flexibilisieren.
Personen, die regelmäßig die Grenze an einem bestimmten
Ort queren, können sich in eine gesonderte Datenbank auf-
nehmen lassen. Der Rückgriff auf diese Datenbank soll es
den Grenzbehörden erlauben, Grenzpendler ohne großen bü-
rokratischen Aufwand abzufertigen (MK 2025 Nr. 124). Ins-
besondere für die zuständigen Polizeibehörden gibt die Reg-
VO 329/2025. (X. 30.) Korm. „über die detaillierten Regeln
des Datenbestands der Grenzschützer über die Grenzpendler“
v. 30.10.2025 konkrete verfahrensrechtliche Handlungs-
anweisungen (MK 2025 Nr. 126).

Das Gesetz 2025:LXXIX „über die Änderung von Geset-
zen im Zusammenhang mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit“
v. 31.10.2025 soll den Verwaltungsprozess beschleunigen. Zu
diesem Zweck übernimmt das Gesetz aus der reformierten
ZPO das Institut des Urteils mit verkürzter Begründung. Zu-
dem werden der Einsatz von Gerichtsassessoren ausgeweitet
und der Wechsel zwischen Einzelrichter und Kammer erleich-
tert. Im Verwaltungsverfahrensrecht wird die Sanktion der
Nichtigkeit der Entscheidung als Rechtsfolge von Verletzun-
gen der subjektiven Verfahrensrechte der Partei ausgebaut.
Schließlich bewirkt die Novelle einige Erleichterungen für

106) Gesetz v. 24.10.2016 Nr. 439 über das Vollstreckungsverfahren
107) Gesetz v. 24.10.2016 Nr. 440 über die Gerichtsvollzieher
108) Mehr dazu IOR-Chronik, WIRO 2025, S. 92.
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nicht anwaltlich vertretene Klageparteien (MK 2025
Nr. 127).

Das Gesetz 2025:CXIV „über die kleine Volkszählung im
Jahr 2027“ v. 22.12.2025 sieht eine Zählung aller Personen,
die in Ungarn über einen Wohnsitz oder Aufenthalt verfügen,
sowie aller Wohnungen und anderer zu Wohnzwecken die-
nenden Räumlichkeiten zum Stichtag 1.1.2027, 0.00 Uhr, vor.
Die Volkszählung ist deshalb eine „kleine“, weil nur 3 Pro-
zent der Personen und Räumlichkeiten tatsächlich gezählt
werden und das Statistische Zentralamt auf dieser Grundlage
die tatsächlichen Zahlen hochrechnet (MK 2025 Nr. 156).

Das Gesetz 2025:CXXVI „über die Änderung des Gesetzes
1993:LV über die ungarische Staatsangehörigkeit und des
Gesetzes 1997:XXXI über den Schutz der Kinder und die
Vormundschaftsverwaltung“ v. 22.12.2025 stellt klar, dass
ein Kind, das von einer unbekannten ausländischen Mutter
nach der Geburt anonym in einer Babyklappe oder ähnlichen
Einrichtung in Ungarn abgegeben wird, bis zum Beweis des
Gegenteils als ungarischer Staatsbürger gilt. Ebenso streicht
diese Novelle die Notwendigkeit der Anhörung der physi-
schen Eltern, bevor ein derartiges Kind von den Jugendbehör-
den zur Adoption freigegeben wird (MK 2025 Nr. 156).

Die Änderung der Straßenverkehrsordnung, die RegVO
439/2025. (XII. 23.) Korm. „über die Änderung der gemein-
samen VO des Ministers für Verkehr und Post und des Innen-
ministers 1/1975 (II. 5.) KPM-BM über die Regeln des Stra-
ßenverkehrs“ v. 23.12.2025 vornimmt, fasst einige Beschrän-
kungen für den Schwerlastverkehr neu. Diese gelten ab dem
1.1.2026 (MK 2025 Nr. 157).

Nachdem die RegVO 297/2025. (IX. 26.) Korm. v. 26.9.
2025109 die „Gruppierung ‚Antifa‘“ und die „Hammerbande /
Antifa Ost“ ad hoc zu terroristischen Organisationen erklärt
hat, stellt nunmehr die RegVO 456/2025. (XII. 29.) Korm.
„über die nationale Anti-Terrorismus-Liste sowie über be-
schränkende Maßnahmen, die gegenüber denjenigen an-
zuwenden sind, die auf dieser Liste stehen, und deren Gel-
tungsbereich“ v. 29.12.2025 die ungarische Anti-Terroris-
mus-Liste auf eine umfassendere Grundlage. Danach darf die
Regierung eine solche Liste erstellen, ohne dass die VO
inhaltliche Vorgaben macht, wann wer als terroristische Or-
ganisation gelten kann oder muss. Die Vorschriften über den
Personenschutz besonders exponierter Akteure wie des
Staatspräsidenten und des Regierungschefs sowie die Regeln
über die Genehmigung von Schusswaffen werden angepasst.
Die in Anlage 1 enthaltene Liste der Organisationen, die die
ungarische Regierung als terroristisch qualifiziert, beschränkt
sich auf die zwei bereits im September bezeichneten Gebilde
„Gruppierung ‚Antifa‘“ und die „Hammerbande / Antifa
Ost“, wobei die damals geäußerte Kritik bis heute gültig ist,
dass eine „Gruppierung ‚Antifa‘“ weder in Deutschland (wo-
rauf sich die RegVO 297/2025. ausdrücklich bezogen hatte)
noch anderswo existiert, d. h. die ungarische Regelung Chi-
mären jagt (MK 2025 Nr. 159).

Die RegVO 467/2025. (XII. 30.) Korm. „über die Soft-
warelizenzbewirtschaftung der Regierung“ v. 30.12.2025
konzentriert die Beschaffung von Softwarelizenzen auf Regie-
rungsebene bei den beiden Zentralorganen „Geschlossen täti-
ge Aktiengesellschaft Agentur Digitales Ungarn“ und „Ge-
schlossen tätige Aktiengesellschaft Agentur Digitale Regie-
rung“. Diese in alleinigem staatlichem Eigentum stehende
AGs gründen und betreiben für die Beschaffung von Soft-
warelizenzen das „Registersystem für technologische Infor-
mationen“. Auf diese Weise sollen die bessere Ausnutzung
beschaffter Lizenzen erreicht und überflüssige Doppel-
beschaffungen vermieden werden (MK 2025 Nr. 161).

Finanzrecht. Das Gesetz 2025:LXXXIII „über die Änderung
einiger Steuergesetze zum Zweck der Verringerung der Büro-

kratie und der Rechtsharmonisierung“ v. 19.11.2025 ändert
zahlreiche Details in einer größeren Anzahl von Steuervor-
schriften ab. Betroffen sind die direkte Einkommensbesteue-
rung von natürlichen und juristischen Personen, die indirekten
Steuern auf z. B. Kfz und den Mehrwert, etliche Branchen-
steuern wie z. B. für Versicherungen, den Einzelhandel und
die Reklame sowie schließlich die Kommunalsteuern. Weit-
reichende Änderungen erfahren auch das Gebührenrecht, die
Sozialversicherungsbeiträge und die an Sozialversicherungen
anknüpfenden Steuervorschriften. In das Einkommenssteuer-
gesetz für natürliche Personen werden Vorschriften über die
Besteuerung von Kryptogeschäften eingefügt. Im Rahmen der
Kfz-Besteuerung wird klargestellt, dass die Steuerschuld den
Eigentümer trifft, wenn Eigentümer und Halter verschiedene
Personen sind. Weitere Änderungen betreffen das Verfahren
für den Zollnachweis bei der Erstattung der Mehrwertsteuer
an Drittausländer. Auf Rindfleisch und -innereien ist nicht
mehr der normale Mehrwertsteuersatz von 27 % anzuwenden,
sondern der ermäßigte von 5 %. Bei der Kommunalsteuer
stellt das Änderungsgesetz klar, dass die Grund- und Gebäu-
desteuern im Fall von Leasing und Eigentumsvorbehalt von
dem Berechtigten geschuldet werden. Das Steuerverfahren
wird weiter digitalisiert, und die Rechtsgrundlagen für eine
digitale Sachentscheidung werden geschaffen (MK 2025
Nr. 135).

Das Gesetz 2025:LXXXV „über die Durchführung des
Gesetzes 2023:LV über Ungarns zentralen Haushalt für
2024“110 v. 28.11.2025 legt den verbindlichen Abschluss des
Staatshaushalts für 2024 fest. Demnach beträgt die Aus-
gabenhauptsumme 42.039,5 Mrd. HUF, die Einnahmenhaupt-
summe 38.091,2 Mrd. HUF und das Defizit 3.948,2 Mrd.
HUF111. Auch diese Zahlen weisen nur einen Teil der tatsäch-
lichen Finanzgebarung der Regierung nach. Die offizielle
Staatsverschuldung stieg von 73,2 % zum 31.12.2023 auf
73,5 % zum 31.12.2024, was gegen die Pflicht zur jährlichen
Verringerung der Staatsverschuldung im jeweiligen Haus-
haltsgesetz gemäß Art. 36 Abs. 5 Grundgesetz verstößt (MK
2025 Nr. 142).

Wirtschaftsrecht. Das Gesetz 2025:LXXXIX „über das Ver-
bot der Herstellung und des Vertriebs von Kunstfleisch“ v.
28.11.2025 verbietet die Herstellung und den Vertrieb von
sog. „Laborfleisch“ und von Laborfleisch enthaltenden Pro-
dukten. Unter „Laborfleisch“ versteht das Gesetz „ein Pro-
dukt, das aus tierischen Zellen oder Geweben unter künst-
lichen Umständen außerhalb des lebenden Organismus iso-
liert oder hergestellt wurde“. Ausnahmen gelten für medizi-
nische und Forschungszwecke (MK 2025 Nr. 142).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Nachdem 2023 eine Art Erb-
baurecht – die in Ungarn Bauwerksrecht genannt wird –
wieder eingeführt wurde112, erweitert Gesetz 2025:
LXXXVIII „über die Änderung einiger Gesetze im Zusam-
menhang mit der Einführung eines Baurechts für Mehrfamili-
enhäuser“ v. 28.11.2025 das Erbbaurecht auf das Wohnungs-
eigentum. Demnach kann an einem Grundstück ein Erbbau-
recht bestellt werden, um ein Mehrfamilienhaus zu errichten.
Mehrfamilienhaus ist der ungarische Rechtsbegriff für ein
Wohngebäude mit mehreren Eigentumswohnungen. Von die-
ser Neuerung verspricht sich die Regierung laut Präambel des

109) RegVO 297/2025. (IX. 26.) Korm. „über die Regeln in der
Gefahrenlage betreffs Maßnahmen gegen einzelne Personen und Organi-
sationen im Interesse des Kampfes gegen den Terrorismus“, IOR-Chro-
nik, WiRO 2025, S. 191-192.

110) Zum Gesetz 2023:LV s. IOR-Chronik, WiRO 2023, S. 169.
111) Das entspricht etwa 110,4 Milliarden Euro Ausgaben, 99,99

Milliarden Euro Einnahmen und 10,4 Milliarden Euro Defizit (Abwei-
chungen durch Rundung).

112) Dazu Küpper, WiRO 2023, S. 105-110.
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Gesetzes „mehrere zehntausend neue Wohnungen“, was nicht
nur die Wohnungsnot lindern, sondern auch der Bauindustrie
und dadurch der Gesamtwirtschaft neuen Schwung geben soll
(MK 2025 Nr. 142).

Das Gesetz 2025:XCIV „über Änderungen der Gesetze
zum Verbraucherschutz zum Zweck der Unterstützung der
Mikro-, kleinen und mittleren Unternehmen und zur Rechts-
harmonisierung“ v. 16.12.2025 setzt sich die doppelte Auf-
gabe, den Verbraucherschutz zu stärken und zugleich die
Kleinst-, Klein- und mittleren Unternehmen zu fördern. Zu
diesem Zweck baut es die außergerichtliche Streitschlichtung
zwischen Verbrauchern und derartigen Unternehmen aus
(MK 2025 Nr. 153).

Eine eigenständige Regelung des Vertragsschlusses unter
Abwesenden im Bank- und Kreditwesen erfolgt durch Gesetz
2025:XCIX v. 16.12.2025. Das Gesetz regelt die Aufklä-
rungspflichten gegenüber dem Verbraucher und dessen Rück-
tritts- und Kündigungsrecht unter besonderer Berücksichti-
gung von online abgeschlossenen Verträgen. Damit will es
die entsprechende EU-RL113 umsetzen (MK 2025 Nr. 153).

Änderungen in mehreren Bereichen des Privatrechts führt
das Gesetz 2025:CXVII „über die Änderung des Gesetzes
2013:V über das Bürgerliche Gesetzbuch und einiger damit in
Verbindung stehender Gesetze“ v. 22.12.2025 durch. Die
Änderung betreffen Einzelheiten in der Rechtsstellung ge-
schäftsunfähiger Erwachsener; im Gesellschaftsrecht, etwa
bei der Verteilung des Gesellschaftsvermögens einer rechts-
nachfolgerlos geendeten Gesellschaft oder der Zwangsvoll-
streckung in Geschäftsanteile; im Verjährungsrecht; bei der
Ungültigkeit eines Vertrags, der die Grundlage einer abge-
tretenen Forderung bildet; sowie an mehreren Stellen des
Erbrechts. Die Legaldefinition des Vermögensgegenstands,
die bisher Sachen, Rechte und Forderungen umfasste, wird
um Vermögensbeteiligungen an juristischen Personen erwei-
tert. Das Rechtsanwaltsgesetz114 erhält Vorschriften über die
Umwandlung einer elektronischen in eine papierbasierte Ur-
kunde (MK 2025 Nr. 156).

Die RegVO 485/2025. (XII. 31.) Korm. „über die Ände-
rung der RegVO 251/2014. (X. 2.) Korm. über den Eigen-
tumserwerb durch Ausländer, der Immobilien betrifft, die
nicht als Boden in land- und forstwirtschaftlicher Nutzung
gelten, und der RegVO 179/2023. (V. 15.) Korm. über die
Durchführung des Gesetzes 2021:C über das Grundbuch“
ermöglicht es den Gemeinden, den Erwerb von Wohn- und
ähnlichen Immobilien durch Ausländer zu verhindern. Seit
Mitte 2025 ermöglicht das Örtliche-Identität-Gesetz115 es den
Kommunen, den Erwerb bestimmter, vor allem Wohnzwe-
cken dienender Immobilien durch bestimmte Ausländer als
unerwünscht zu qualifizieren. Nunmehr ist dies ein Tat-
bestand, der eine Verletzung örtlicher Interessen darstellt und
den Eigentumserwerb des Ausländers verhindern kann. Ohne
inneren Zusammenhang mit den Abwehrmöglichkeiten der
Kommunen gegenüber dem Grunderwerb durch Ausländer
ändert die RegVO das Grundbuchrecht dahingehend ab, dass
nunmehr auch dingliche Baurechte (Erbbaurechte) für Mehr-
familienhäuser eingetragen werden können und ggf. müssen;
zu der Schaffung der materiell-rechtlichen Grundlagen des
Baurechts für Mehrfamilienhäuser s. den ersten Eintrag in
dieser Rubrik „Zivil- und Zivilprozessrecht“ (MK 2025
Nr. 162).

Wenn eine Rechtsvorschrift für den Abschluss eines Ver-
trags als Formerfordernis die Schriftlichkeit vorschreibt und
der Vertrag anstelle der einen Partei von einer unbekannten
Person unterschrieben wird, können die Regeln über die Ver-
tretung ohne Vertretungsmacht nicht angewandt werden; es
liegt vielmehr ein unheilbarer Formfehler vor, urteilte die
Kurie (das oberste Gericht) in ihrem Rechtseinheitlichkeits-
beschluss 14/2025. (Jpe.IV.60.006/2025/12.) v. 10.11.2025.

In dem Fall, der Anlass zum Erlass des Rechtseinheitlich-
keitsbeschlusses war, hatte eine nicht identifizierbare Person
das Vertragsformular unterschrieben. Diese nicht identifizier-
bare Person konnte nicht in Verbindung mit der Partei, an
deren Stelle sie unterschrieben hatte, gebracht werden. Daher
war eine Zurechnung im Wege der Vertretung ohne Vertre-
tungsmacht mangels Genehmigung durch die Partei nicht
möglich. Damit gibt die Kurie eine seit längerem bestehende
Rechtsprechungslinie auf. Die Entscheidung ist zu § 217
Abs. 1 und § 221 des alten, 2014 außer Kraft getretenen BGB
ergangen, kann aber auf das neue Recht angewandt werden.
Ein Rechtseinheitlichkeitsbeschluss ist eine Entscheidung des
obersten Gerichts außerhalb eines konkreten Prozesses, die
bei divergierender Rechtsprechung zu einer Gesetzesstelle für
die Gerichte verbindlich klärt, welche Auslegung fortan zu-
grunde zu legen ist (MK 2025 Nr. 153).

Straf- und Strafprozessrecht. Das Gesetz 2025:CXVIII
„über die Änderung einiger strafrechtlicher Gesetze“ v.
22.12.2025 novelliert eine größere Zahl von Gesetzen des
materiellen Strafrechts, des Strafverfahrensrechts, des Straf-
vollzugsrechts und der internationalen Zusammenarbeit in
Strafsachen. Besonders bedenklich ist § 27 dieses Gesetzes,
der das Gesetz über die strafrechtliche Zusammenarbeit mit
anderen EU-Staaten116 um einen neuen § 5 Abs. 1a ergänzt,
wonach ein Europäischer Haftbefehl nicht ausgeführt und
damit die betroffene Person nicht an den ersuchenden EU-
Staat ausgeliefert werden darf, falls die betroffene Person in
Ungarn Asylstatus genießt oder genossen hat und der Europä-
ische Haftbefehl von dem Staat erlassen wurde, dem die
betroffene Person angehört. Über das Vorliegen dieser Vo-
raussetzungen entscheiden nicht die üblichen Behörden der
Strafrechtspflege, sondern der Innenminister in seiner Eigen-
schaft als das Regierungsmitglied, das für Ausländer- und
Asylrecht zuständig ist. Die Regelung soll die hochrangigen
polnischen PiS-Politiker schützen, die in Ungarn Asyl erhal-
ten haben, in Polen hingegen wegen Korruption und ähnlicher
Delikte vor Gericht gestellt werden sollen, insbesondere den
früheren Justizminister Ziobro und dessen seinerzeitigen
Stellvertreter Romanowski (MK 2025 Nr. 156).

Arbeits- und Sozialrecht. Laut der RegVO 426/2025. (XII.
23.) Korm. „über die Festlegung des obligatorischen kleinsten
Arbeitslohns (Mindestlohns) und des garantierten Lohnmini-
mums“ v. 23.12.2025 beträgt ab dem 1.1.2026 der Mindest-
lohn 322.800,- HUF pro Monat, 74.210,- HUF pro Woche,
14.850,- HUF pro Tag oder 1.856,- HUF pro Stunde117. Für
Arbeitsbereiche, die mindestens einen Mittelschulabschluss
voraussetzen, liegen die Mindestsätze um etwa 15 Prozent
höher (MK 2025 Nr. 157).

Die Obergrenze der Arbeitsgenehmigungen, die 2026 an
Drittstaatsangehörige in den verschiedenen Rechtsformen des
Ausländerbeschäftigungsrechts ausgegeben werden können,
legt die VO des Ministers für Volkswirtschaft 35/2025. (XII.
3.) NGM „über die Anzahl der Aufenthaltsgenehmigungen zu
Beschäftigungszwecken sowie der Gastarbeiter-Aufenthalts-

113) RL (EU) 2023/2673 des Europäischen Parlaments und des Rats
v. 22.11.2023 zur Änderung der RL 2011/83/EU in Bezug auf im Fern-
absatz geschlossene Finanzdienstleistungsverträge und zur Aufhebung
der RL 2002/65/EG.

114) Gesetz 2017:LXXVIII „über die Rechtsanwaltstätigkeit“.
115) Gesetz 2025:XLVIII „über den Schutz der örtlichen Identität“,

IOR-Chronik, WiRO 2025, S. 118.
116) Gesetz 2012:CLXXX „über die Zusammenarbeit in Strafsachen

mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union“, IOR-Chronik, WiRO
2013, S. 91.

117) Das entspricht in etwa 838,- EUR pro Monat, 193,- EUR pro
Woche, 38,50 EUR pro Tag und 4,82 EUR pro Stunde (Abweichungen
durch Rundung).
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genehmigungen, die in Ungarn jährlich insgesamt ausgegeben
werden können“ v. 3.12.2025 auf 35.000 fest (MK 2025
Nr. 146).

Zur Vorbereitung des Wahlkampfs für die Parlamentswah-
len im Frühjahr 2026 hebt die Regierung die Renten rück-
wirkend an. RegVO 299/2025. (X. 1.) Korm. „über die zu-
sätzliche Anhebung der Rentenversorgung und einiger ande-
rer Versorgungen im November 2025“ v. 1.10.2025 die Al-
ters- und Sozialrenten um monatlich 1,6 Prozent an. Die
Erhöhung gilt rückwirkend ab dem 1.1.2025 und ist ab No-
vember 2025 zu zahlen (MK 2025 Nr. 113). Eine weitere
Erhöhung um 3,6 % ab dem 1.1.2026 sieht die RegVO 410/
2025. (XII. 22.) Korm. „über die monatliche Erhöhung der
Rentenversorgungen und einiger anderer Versorgungen im
Januar 2026“ v. 22.12.2025 (MK 2025 Nr. 155).

Die technischen Vorbereitungen zur Zahlung einer 13. und
zur Einführung 14. Monatsrente trifft Gesetz 2025:CXII
„über die Änderung einiger Gesetze im Zusammenhang mit
der Einführung einer vierzehnten monatlichen Rente und ei-
ner vierzehnten Monatsversorgung“ v. 22.12.2025 (MK 2025
Nr. 155)118.

Justizwesen. Die VO des Justizministers 15/2025. (XII. 10.)
IM „über die detaillierten Regeln in Bezug auf die Online-
Öffentlichkeit von Gerichtsverhandlungen“ v. 10.12.2025 er-
möglicht in Zivil- und Verwaltungsprozessen sowie öffent-
lichen Verhandlungen in Strafsachen die Online-Öffentlich-
keit für Personen, deren Internetverbindung Bild- und Ton-
verbindungen in beide Richtungen ermöglicht. Interessierte
Personen müssen sich vorab elektronisch registrieren und
identifizieren, was u. a. dazu dient, Personen zu erkennen, die
verbotene Aufnahmen fertigen oder verbreiten oder weiteren
unregistrierten Personen den Zugang zur Online-Öffentlich-
keit ermöglichen. Für die Anzahl der Registrierungen auf eine
Verhandlung gelten Höchstgrenzen. Das Registrierungssys-
tem betreibt das Landesgerichtsamt, während die Qualitäts-
sicherung und Kommunikationssicherheit der Online-Über-
tragung in den Händen der staatlichen Gesellschaft, die u. a.
das Gesetzblatt herausgibt, liegt, welche zu diesem Zweck ein
eigenes EDV-System zu betreiben hat. Soweit das Gericht
mit den technischen Voraussetzungen ausgestattet ist, hat der
Gerichtspräsident zu gewährleisten, dass die Verhandlungen
kontinuierlich übertragen werden (MK 2025 Nr. 151).

Internationale Rechtsbeziehungen. Den Melderahmen für
den automatischen Informationsaustausch über Kryptowerte,
den die OECD am 10.10.2022 vorgestellt hat, setzt Ungarn
durch das Gesetz 2025:LXXII v. 31.10.2025 um. Das Gesetz
erlaubt es den zuständigen ungarischen Behörden, mit Wir-
kung für Ungarn der multilateralen Vereinbarung der zustän-
digen Behörden über den Melderahmen beizutreten (MK
2025 Nr. 127).

Vergleichbar mit dem vorigen Eintrag gestattet das Gesetz
2025:LXXIII v. 31.10.2025 der zuständigen ungarischen Be-
hörde, der multilateralen Vereinbarung der zuständigen Be-
hörden über den automatischen Informationsaustausch über
Einkommen aus Digitalplattformen beizutreten (MK 2025
Nr. 127). Das Gesetz 2025:LXXIV v. 31.10.2025 tut dasselbe
mit dem Addendum zur multilateralen Vereinbarung der zu-
ständigen Behörden über den automatischen Informations-
austausch über Finanzkonten (MK 2025 Nr. 127).

Das ungarisch-chinesische Auslieferungsabkommen v.
30.9.2025 wird in Ungarn durch Gesetz 2025:CIII v. 19.12.
2025 innerstaatlich verkündet. Eine Auslieferung setzt u. a.
voraus, dass die angeklagte Tat in beiden Staaten strafbar und
mit Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr bedroht ist
(Auslieferung zum Zweck der Strafverfolgung) beziehungs-
weise dass bei einer Auslieferung zum Zweck der Strafvoll-

streckung noch mindestens ein halbes Jahr Freiheitsstrafe zu
vollstrecken ist. Für politische Straftaten oder diskriminieren-
de Auslieferungsbegehren ist die Auslieferung ausgeschlos-
sen. Die erbetene Auslieferung kann verweigert werden,
wenn es sich um einen Staatsangehörigen der ersuchten Partei
handelt oder die ersuchte Partei selbst das Strafverfahren
durchführen möchte oder die Auslieferung im Hinblick auf
die persönlichen Umstände des Betroffenen unverhältnis-
mäßig ist. Im Übrigen ist die ersuchte Partei gemäß Art. 1 des
Abkommens verpflichtet, dem Ersuchen der anderen Partei
zu entsprechen. Für die vertragsbezogene Kommunikation
sind in Ungarn das Justizministerium und in China das Au-
ßenministerium zuständig (MK 2025 Nr. 154).

Das Gesetz 2025:CIV v. 19.12.2025 dient der Verkündung
des Investitionsschutzabkommens mit Kuwait v. 22.9.2025.
Die Parteien vereinbaren für die Investoren des jeweils ande-
ren Staats Inländergleichbehandlung und Meistbegünstigung
sowie das Recht, Gewinne in ihr eigenes Land zu überführen.
Der Investitionsschutz steht Änderungen in der Gesetzgebung
des Gaststaats z. B. im Hinblick auf Gesundheit, Sicherheit,
Umwelt- und Klimaschutz, Soziales, Verbraucherschutz oder
Datenschutz nicht entgegen. Spezielle Vertragsklauseln ver-
pflichten Investoren auf Nachhaltigkeit, Umweltschutz und
Arbeitnehmerschutz. Auch bei staatlichen Subventionen wird
der Vertrauensschutz des Investors begrenzt. Wenn bei Strei-
tigkeiten zwischen einem Investor und dem anderen Staat
keine gütliche Einigung gelingt, ist der Weg zu den Gerichten
des Gaststaats oder zu Schiedsgerichten (z. B. ICSID, UNCI-
TRAL) eröffnet (MK 2025 Nr. 154).

Ein vergleichbares Investitionsschutzabkommen schloss
Ungarn ebenfalls am 22.9.2025 mit Sierra Leone ab. Dieses
Abkommen verkündet das Gesetz 2025:CVI v. 19.12.2025
innerstaatlich (MK 2025 Nr. 154).

Am 22.10.2025 wurde das ungarisch-serbische Abkommen
über Kontrollen im Grenzverkehr auf der Straße, auf der
Schiene und zu Wasser unterzeichnet. Der Vertrag ermöglicht
gemeinsame Grenzkontrollpunkte und regelt, welche Kontrol-
len auf ungarischer und welche aus serbischer Seite durch-
geführt werden können. Der Vertrag zählt zudem die beste-
henden Grenzübergangspunkte auf und erlaubt die Einrich-
tung weiterer vorübergehender Punkte. Er wird in Ungarn
durch das Gesetz 2025:CVII v.19.12.2025 verkündet (MK
2025 Nr. 154).

Die Universität der Vereinten Nationen möchte ihr zu
gründendes Institut zur Förderung internationaler Studien zur
Anwendung der Methoden der Zukunftsbildung und Zu-
kunftsforschung auf Fragen des Friedens, der Sicherheit und
der transformativen Technologien in Ungarn ansiedeln. Die
Sitzvereinbarung zwischen den Vereinten Nationen und Un-
garn v. 13.11.2025 setzt ungarischerseits das Gesetz 2025:
CVIII v. 19.12.2025 in innerstaatliches Recht um. Sie stattet
das Institut mit Rechtspersönlichkeit im ungarischen Recht
sowie mit Immunität aus, und die ungarische Regierung ver-
pflichtet sich, dem Institut kostenfrei entsprechende Räum-
lichkeiten zur Verfügung zu stellen. Das Institut kann sich
wie ungarische Universitäten um Forschungsgelder bewerben
(MK 2025 Nr. 154).

Europäische Integration. Der Einpassung der KI-VO119 in
das ungarische Recht dient Gesetz 2025:LXXV „über die

118) Zur Einführung der 13. Monatsrente s. Gesetz 2020:LXXVIII
„über die Änderung einiger Gesetze im Zusammenhang mit der Wieder-
einrichtung der dreizehnten Monatsrente“, IOR-Chronik, WiRO 2020,
S. 349.

119) VO (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rats
v. 13.6.2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche
Intelligenz und zur Änderung der VOen (EG) Nr. 300/2008, (EU)
Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und
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Durchführung der Verordnung der Europäischen Union über
künstliche Intelligenz“ v. 31.10.2025. Das Gesetz benennt die
zuständigen ungarischen Behörden nicht selbst, sondern er-
mächtigt hierzu die Regierung. Beim Wirtschaftsminister
wird als konsultativer Beirat ein „Ungarischer Rat Künstliche
Intelligenz“ eingerichtet, in dem v. a. oberste Wirtschaftsver-
waltungsbehörden und in kleinem Umfang die Wissenschaft
und die Unternehmen vertreten sind. Von der Ermächtigung
macht die Regierung in der RegVO 344/2025. (X. 31.) Korm.
„über die Durchführung des Gesetzes 2025:LXXV über die
Durchführung der Verordnung der Europäischen Union über
künstliche Intelligenz“, ebenfalls v. 31.10.2025, Gebrauch.
Die notifizierende Behörde i. S. v. Art. 28 KI-VO ist die Na-
tionale Akkreditierungsbehörde, während die Aufgaben der
Marktüberwachungsbehörde gemäß Art. 70 KI-VO dem
Wirtschaftsminister obliegen, sofern nicht die Ungarische Na-
tionalbank in ihrer Eigenschaft als Marktaufsicht über den
Finanzsektor zuständig ist. Der Minister ist auch die zentrale
Anlaufstelle gemäß Art. 70 Abs. 2 KI-VO (beide bekannt
gemacht in MK 2025 Nr. 127).

Um das ungarische Staatshaushaltsrechts unionsrechtskon-
form zu machen, ändert das Gesetz 2025:XCI „über die
Änderungen von Gesetzen über den Staatshaushalt im Zusam-
menhang mit der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1265
des Rates v. 29.4.2024 zur Änderung der Richtlinie 2011/85/
EU über die Anforderungen an die haushaltspolitischen Rah-
men der Mitgliedstaaten“ v. 16.12.2025 im Staatshaushalts-
gesetz120 die Vorschriften über die Haushaltsplanung und im
Stabilitätsgesetz121 die Vorschriften über den Haushaltsrat
(MK 2025 Nr. 153).

Auch im Privatrecht nimmt der Gesetzgeber Anpassungen
zur Umsetzung neueren Unionsrechts vor. Das Gesetz 2025:
XCII „über die Änderung von Gesetzen privatrechtlichen
Inhalts“ v. 16.12.2025 ändert das Patent- und das Schutz-
markengesetz zur Anpassung an das neue Schutzrecht für
handwerkliche und industrielle Erzeugnisse122, das BGB, das
BGB-Einführungsgesetz, die ZPO und zahlreiche weitere pri-
vatrechtliche materielle und Verfahrensgesetze anlässlich der
neuen Produkthaftungs-RL123 sowie das IPR-Gesetz wegen
der Fortentwicklung des unionalen internationalen Zivilver-
fahrensrechts124. Nicht unionsrechtlich induziert, sondern zur
Kodifizierung einschlägiger inländischer Rechtsprechung
werden das Wettbewerbsgesetz, das Zwangsvollstreckungs-
gesetz und das Gerichtssachverständigengesetz125 geändert.
Das Notargesetz und das Mahnbescheidsgesetz werden an die
Digitalisierung im grenzüberschreitenden Urkundsverkehr an-
gepasst126 (MK 2025 Nr. 153).

Mit Gesetz 2025:CI „über die Änderung des Gesetzes
1993:XCIII über den Arbeitsschutz“ v. 16.12.2025 will Un-
garn die Änderung der Asbest-RL127 umsetzen. Dementspre-
chend werden die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes
über Asbest ausgesetzte Tätigkeiten neu gefasst (ML 2025
Nr. 153). In Ergänzung hierzu regelt die VO des Ministers für
Volkswirtschaft 40/2025. (XII. 19.) NGM „über den Schutz
der Arbeitnehmer, die Risiken im Zusammenhang mit Asbest
ausgesetzt sind“, v. 19.12.2025 die materiellen Schutzvorkeh-
rungen gegen asbestbedingte Gesundheitsrisiken am Arbeits-
platz neu (MK 2025 Nr. 154).

Prof. Dr. Dr. h. c. Herbert Küpper

Rumänien

Verfassungsrecht. In dem seit Jahren schwelenden Streit um
die Sonderrenten der Richter und Staatsanwälte, in dem Ru-

mänien zuletzt Gefahr lief, knapp 250 Mio. EUR aus dem
Aufbau- und Resilienzplan (PNRR) der EU zu verlieren, hat
der Verfassungsgerichtshof nun ein Urteil gesprochen, dass
den Weg für eine Reform des Sonderrentensystems dieser
Gruppe endlich frei macht. Das Urteil erging auf eine Vorlage
des Obersten Kassations- und Gerichtshofs, der sowohl hin-
sichtlich des Gesetzgebungsverfahrens als auch mit Blick auf
das materielle Verfassungsrecht dutzende, teils schwerwie-
gende, Verfassungsverstöße gesehen hatte und insbesondere
auch die Unabhängigkeit der Justiz durch die Vorlage gefähr-
det sah. Insgesamt stellte das Gericht fest, dass die Regierung
bei Einbringung der Vorlage in die Abgeordnetenkammer
und in den Senat keine relevanten formellen Fehler begangen
habe. Die Dringlichkeit und Notwendigkeit der Verabschie-
dung des Gesetzes beruhte darüber hinaus auf der Vermei-
dung einer Verschärfung des Haushaltsungleichgewichts und
der Verpflichtungen, die im Rechtsrahmen für die Umsetzung
des Nationalen Plans für Wiederaufbau und Resilienz der EU
übernommen wurden. Die geplanten Anpassungsmaßnahmen
befänden sich darüber hinaus auch in guter Übereinstimmung
mit dem relevanten materiellen Verfassungsrecht. Das Gesetz
sehe einen Übergangsmechanismus bis zum Erreichen des
regulären Rentenalters im allgemeinen Rentensystem im Jus-
tizwesen vor, wobei dieser Mechanismus ein umgekehrt pro-
portionales Verhältnis zwischen der Dauer der Dienstzeit und
dem Rentenalter berücksichtige. Die Abschaffung der Anpas-
sung der Dienstaltersbezüge an die derzeit gezahlten Bezüge
im aktiven Dienst stünden ebenfalls in Übereinstimmung mit
der bisherigen Rechtsprechung des VerfGH. Hinsichtlich der
Bemessung der Höhe der ebenfalls strittigen Dienstalterszula-
ge sei das Verfassungsgericht schließlich nicht befugt, einen
nominalen Referenzwert oder einen Prozentsatz festzulegen,
dies sei vielmehr die Aufgabe des Gesetzgebers. Der oberste
Rat der Magistraten als Vertretungs- und Aufsichtsbehörde
der Richterschaft und Staatsanwaltschaft schlug in einer ers-
ten Stellungnahme dagegen einen alarmistischen Ton an: Der
geplante neue Rechtsrahmen werde schwerwiegende Auswir-

(EU) 2019/2144 sowie der RLen 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU)
2020/1828 (VO über künstliche Intelligenz).

120) Gesetz 2011:CXCV „über den Staatshaushalt“, IOR-Chronik,
WiRO 2012, S. 120.

121) Gesetz 2011:CXCIV „über die wirtschaftliche Stabilität Un-
garns“, IOR-Chronik, WiRO 2012, S. 119-120.

122) Gesetz 1995:XXXIII „über den Patentschutz von Erfindungen“,
Gesetz 1997:XI „über den Schutz der Marken und der geographischen
Warenzeichen“; VO (EU) 2023/2411 des Europäischen Parlaments und
des Rats . 18.10.2023 über den Schutz geografischer Angaben für hand-
werkliche und industrielle Erzeugnisse und zur Änderung der VOen (EU)
2017/1001 und (EU) 2019/1753.

123) Gesetz 2013:V „über das Bürgerliche Gesetzbuch“, IOR-Chro-
nik, WiRO 2013, S. 189-190, Gesetz 2013:CLXXVII „über die Über-
gangs- und Ermächtigungsbestimmungen im Zusammenhang mit dem
Inkrafttreten des Gesetzes 2013:V über das Bürgerliche Gesetzbuch“,
IOR-Chronik, WiRO 2014, S. 90, Gesetz 2016:CXXX „über die Zivil-
prozessordnung“, IOR-Chronik, WiRO 2017, S. 120-121; RL (EU) 2024/
2853 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 23.10.2024 über die
Haftung für fehlerhafte Produkte (…).

124) Gesetz 2017:XXVIII „über das internationale Privatrecht“, IOR-
Chronik, WiRO 2017, S. 88; VO (EU) 2020/1783 des Europäischen
Parlaments und des Rates v. 25.11.2020 über die Zusammenarbeit zwi-
schen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisauf-
nahme in Zivil- oder Handelssachen, VO (EU) 2020/1784 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates v. 25.11.2020 über die Zustellung
gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handels-
sachen in den Mitgliedstaaten.

125) Gesetz 1996:LVII „über das Verbot des unlauteren Marktverhal-
tens und der Wettbewerbsbeschränkungen“; Gesetz 1994:LIII „über die
gerichtliche Zwangsvollstreckung“; Gesetz 2016:XXIX „über die Justiz-
sachverständigen“.

126) Gesetz 1991:XLI „über die Notare“; Gesetz 2009:L „über das
Mahnbescheidverfahren“, IOR-Chronik, WiRO 2009, S. 348.

127) RL (EU) 2023/2668 des Europäischen Parlaments und des Rats
v. 22.11.2023 zur Änderung der RL 2009/148/EG über den Schutz der
Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz.
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kungen auf die Funktionsweise des Justizsystems haben. Die
erneute Anhebung des Rentenalters für Richter und die Ab-
schaffung der Dienstpension berge nicht nur die Gefahr, dass
Richter das Justizsystem verlassen, sondern machten den Be-
ruf des Richters für die neuen Generationen von Juristen
unattraktiv. Der große Mangel an Richtern, die viermal höhe-
re Zahl von Gerichtsverfahren als im europäischen Durch-
schnitt und die Unmöglichkeit, neues Personal einzustellen,
würde immer wieder öffentlich thematisiert, aber nicht be-
hoben. Angesichts der direkten Auswirkungen auf den Schutz
der Grundrechte und -freiheiten der Bürger und die Erledi-
gung von Rechtssachen innerhalb einer angemessenen Frist
sei der Rat verpflichtet, Maßnahmen zu ergreifen, um den
unvermeidlichen systemischen Zusammenbruch der Justiz in
Rumänien zu verhindern. Eine qualitativ hochwertige Justiz
ist nur dann denkbar, wenn die europäischen Standards hin-
sichtlich des Fallaufkommens und des personellen Aufwands
für deren Bearbeitung erreicht würden. Gerade im Hinblick
auf den letzten Punkt bestehen im rumänischen Justizsystem
allerdings erheblich Reserven zur Verbesserung der Effizienz
u. a. vor den Zivilgerichten: Die Quote der Verfahren, die
durch gerichtliche Vergleiche beendet wird, ist in Rumänien
noch immer minimal, auch Verfahren geringer Bedeutung
bzw. mit geringem Streitwert werden in der Regel durch alle
drei verfügbaren Instanzen geführt, was auch dadurch geför-
dert wird, dass sich etwa die Gerichtsgebühren in den Rechts-
mittelinstanzen halbieren (Urteil des Verfassungsgerichtshofs
v. 18. Februar 2026, noch nicht veröffentlich128).

Verwaltungsrecht. Ein Gesetz von November ändert die
Kfz-Haftpflichtgesetz (Gesetz Nr. 132/2017) umfänglich, u. a.
um die RL (EU) 2021/2118129 umzusetzen. Zu den wichtigs-
ten Änderungen gehören neue Regeln über den Schadens-
ersatz nach Verkehrsunfällen, aktualisierte Haftungsgrenzen,
eine klarere Definition der versicherungspflichtigen Fahrzeu-
ge (einschließlich E-Scooter/E-Bikes) und eine Verein-
fachung des Verfahrens zur Aussetzung der Kfz-Haftpflicht-
versicherung. Die Versicherungspflicht wird auf neue Fahr-
zeugkategorien ausgeweitet, so dass auch leichte Elektrofahr-
zeuge (Elektroroller, Elektrofahrräder) einbezogen werden,
die bestimmte Geschwindigkeiten oder Gewichte überschrei-
ten. Das Verfahren zur Aussetzung der Kfz-Haftpflichtver-
sicherung wird flexibler, da es zukünftig an die Aussetzung
der Zulassung des Fahrzeugs geknüpft ist und die physische
Abgabe der Kennzeichen nicht mehr erforderlich ist. Das
Gesetz gleicht die Mindestentschädigungsgrenzen auf die
Vergleichswerte auf europäischer Ebene an und legt neue
Beträge für Sach- und Personenschäden fest. Es werden kla-
rere Verfahren für Fälle eingeführt, in denen der Versicherer
insolvent wird, und die Überprüfung von Versicherungen
durch Behörden auf grenzüberschreitender Ebene wird neu
geregelt. Insgesamt verbessert das Gesetz den Opferschutz
bei Verkehrsunfällen, wird aber zu deutlichen Beitragserhö-
hungen bei der Kfz-Haftpflichtversicherung führen (Gesetz
Nr. 181/2025 zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes
Nr. 132/2017 über die obligatorische Kfz-Haftpflichtver-
sicherung für Schäden, die Dritten durch Unfälle mit Kraft-
fahrzeugen und Straßenbahnen entstehen, M.Of. Nr. 1049 v.
13.11.2025).

Finanzrecht. Zum Jahresende 2025 traten einige Änderungen
hinsichtlich der Finanzverfassung von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung in Kraft. Diese Gesellschaftsform hat in
Rumänien den bei weitem größten Anteil aller Handelsgesell-
schaften (über 98 %), die Änderungen sind daher von beson-
derer praktischer Relevanz. Der Mindestbetrag des Gesell-
schaftskapitals von Gesellschaften mit beschränkter Haftung
wird zukünftig in Abhängigkeit von der Höhe des im Jahres-

abschluss des vorangegangenen Geschäftsjahres ausgewiese-
nen Nettoumsatzes festgelegt. Für Unternehmen, die einen
Nettoumsatz von weniger als 400.000 RON (ca. 78.600 EUR)
ausgewiesen haben, beträgt der Mindestwert des Stammkapi-
tals 500 RON (ca. 100 EUR), für solche, die einen Nettoum-
satz von über 400.000 RON (ca. 78.600 EUR) erzielt haben,
beträgt dieser 5.000 RON (ca. 1.000 EUR). Für Unterneh-
men, deren derzeitiges Stammkapital unter 500 RON (ca.
100 EUR) liegt, muss die Erhöhung bis zum 17.12.2027 im
Handelsregister eingetragen werden. Für neu gegründete Un-
ternehmen und für solche, deren Stammkapitalwert gemäß
dem Nettoumsatz von 2025 nicht zu erhöhen ist, muss die
Erhöhung bis zum Ende des Geschäftsjahrs eingetragen wer-
den, das auf das Geschäftsjahr folgt, in dem die Erhöhung des
Nettoumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs fest-
gestellt wurde. Der neue Wert des Stammkapitals bleibt dabei
unverändert, auch wenn der Umsatz in den folgenden Jahren
zurückgeht. Hat die Gesellschaft mit beschränkter Haftung
ihr Stammkapital nicht innerhalb der oben genannten Fristen
aufgebracht, kann das zuständige Gericht auf Antrag einer
interessierten Person bzw. des Nationalen Handelsregisters
die Auflösung der Gesellschaft aussprechen. Daneben werden
weitere Änderungen geregelt, die die finanzielle Stabilität der
Handelsgesellschaften fördern sollen: Unternehmen, deren
Nettobuchhaltungsvermögen laut Jahresabschluss weniger als
die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals beträgt, dürfen
den Aktionären oder anderen verbundenen Personen, die der
Gesellschaft gewährten Darlehen nicht zurückzahlen. Die
Nichteinhaltung dieses Verbots wird mit einer Geldstrafe von
10.000 RON (2.000 EUR) bis 200.000 RON (ca.
40.000 EUR) geahndet. Ebenso dürfen sie Dividenden aus
dem Gewinn des laufenden Geschäftsjahres erst dann aus-
schütten, wenn der Nettobuchwert wieder auf den gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestwert gebracht wurde. Bußgelder
können in diesem Fall in derselben Höhe wie für die vor-
genannten Verstöße verhängt werden. Schließlich dürfen sol-
che Unternehmen, die am Ende des laufenden Geschäftsjah-
res einen Gewinn für das Berichtsgeschäftsjahr ausweisen,
aber einen vorgetragenen Bilanzverlust verzeichnen, Dividen-
den aus dem Gewinn des laufenden Geschäftsjahres erst nach
Bildung der gesetzlichen Rücklagen und Deckung des vor-
getragenen Bilanzverlusts ausschütten. Weitere Regelungen
betreffen die Übertragung von Gesellschaftsanteilen, eine un-
verzügliche Benachrichtigung der Steuerbehörde sowie die
Stellung von Sicherheiten bei ausstehenden Verbindlichkeiten
ist nun vorgeschrieben. Im steuerlichen Bereich werden neue
Kriterien für die Bewertung des Steuerrisikos eingeführt, die
Verpflichtung zum Führen eines Bankkontos und die Auswei-
tung der Fälle, in denen ein Unternehmen als steuerlich in-
aktiv erklärt werden kann, einschließlich des Fehlens eines
Kontos oder der Nichtvorlage von Jahresabschlüssen. Die
„steuerliche Inaktivität“ zieht u. a. die Ungültigkeit der Um-
satzsteuernummer nach sich. Das Gesetz ist zum 17.12.2025
in Kraft getreten (Gesetz Nr. 239/2025 zur Festlegung von
Maßnahmen zur Sanierung und Effizienzsteigerung der öf-
fentlichen Ressourcen sowie zur Änderung und Ergänzung
einiger Rechtsvorschriften, M.Of. Nr. 1160 v. 15.12.2025).

Zivil- und Zivilprozessrecht. In einer Entscheidung von
November 2025 hat der Oberste Kassations- und Gerichtshof
entschieden, dass die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches

128) Vgl. Pressemitteilung des Gerichts, https://www.ccr.ro/
comunicat-de-presa-18-februarie-2026/ (zuletzt abgerufen am 23.2.
2026).

129) RL (EU) 2021/2118 des Europäischen Parlaments und des Rats
v. 24.11.2021 zur Änderung der RL 2009/103/EG über die Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der entsprechenden Ver-
sicherungspflicht.
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über die Sachmängelgewährleistung grds. disponibel sind,
sodass die Parteien auch vereinbaren können, den Verkäufer
von einer solchen Gewährleistung vollständig zu befreien.
Dies gilt jedoch innerhalb der Grenzen des Art. 1708 Abs. 2
des ZGB, sodass eine Befreiung hinsichtlich derjenigen Män-
gel, die dem Verkäufer zum Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses bekannt waren oder bekannt sein mussten, dennoch nich-
tig ist (Urteil Nr. 1669v.13.11.2025).

RA Axel Bormann

Republik Moldau

Verwaltungsrecht. Ende Dezember 2025 hat das Parlament
ein neues Gesetz über öffentliche Ausschreibungen ver-
abschiedet, das den geltenden Rechtsrahmen sehr weitgehend
reformiert. Ein wesentlicher Zweck des Gesetzes besteht u. a.
darin, die nationale Gesetzgebung vollständig an den gelten-
den europäischen Rechtsrahmen (insbesondere die RL 2014/
24/EU130) anzupassen. Das Gesetz stellt nicht nur eine tech-
nische Aktualisierung dar, sondern begründet einen Paradig-
menwechsel in der Art und Weise, wie der Staat öffentliche
Gelder künftig ausgibt. Wesentliche Element ist zunächst die
verbindliche Einführung eines digitalisierten Ausschreibungs-
systems, in dem von der Beschaffungsplanung über die Ver-
öffentlichung der Ausschreibung, die Einreichung der Ange-
bote und deren Bewertung bis hin zur elektronischen Unter-
zeichnung des Vertrags und der Überwachung seiner Ausfüh-
rung sämtliche Schritte innerhalb des digitalisierten Systems
erfolgen. Ein weiterer Schritt ist eine geradezu radikale He-
rangehensweise bei der Transparenz der künftigen Ausschrei-
bungen: Jedermann kann grds. in Echtzeit auf Daten zu Aus-
schreibungen, Angeboten und Entscheidungen der Arbeits-
gruppe zugreifen, um so eine öffentliche Kontrolle zu ge-
währleisten. Zudem wird das bisher dominierende
Ausschreibungskriterium des niedrigsten Preises durch eine
komplexere Bewertung der Angebote ersetzt, die das beste
Preis-Leistungs-Verhältnis ermitteln soll. So werden zukünf-
tig etwa die die gesamten Lebenszykluskosten bei der Pro-
duktbeschaffung berücksichtigt und qualitative Kriterien er-
halten ein deutlich höheres Gewicht. Auch Kriterien wie die
Umwelt oder soziale Auswirkungen (etwa die Privilegierung
von inkludierenden Maßnahmen) erhalten mehr Gewicht. Für
kleiner Unternehmen soll es durch einfacher werden, sich an
Ausschreibungen zu beteiligen. Die Regelungen zu Interes-
senkonflikten wurden reformiert und ausgeweitet, ein funk-
tionales Marktkonsultationsverfahren zur Festlegung zweck-
mäßiger Kriterien ist nun geregelt. Schließlich sieht das Ge-
setz, im Unterschied zur aktuellen Regelung, auch umfassen-
de Kontrollen der Vertragsdurchführung nach
Unterzeichnung vor. Die Neuregelung tritt zum 1.1.2027 in
Kraft (Gesetz Nr. 325/2025 betreffend öffentliche Ausschrei-
bungen, M.Of. Nr. 76-79v. 12.2.2026).

Bereits Mitte Dezember erging ein neues Bodenschutz-
gesetz, das eine strategische Antwort auf die Verschlechte-
rung der landwirtschaftlichen Flächen und die Folgen des
Klimawandels darstellt. Dieses Gesetz führt erstmals einen
Mechanismus zur integrierten Kontrolle und Überwachung
des Zustands des Bodens ein und behandelt ihn als begrenzte
und gefährdete natürliche Ressource. In das Liegenschafts-
kataster wird bei land- bzw. forstwirtschaftlich genutzten
Böden das Kriterium der Bodenqualität und -gesundheit ein-
geführt, die von den Behörden regelmäßig zu aktualisieren
sind. Neu geregelt werden das Verbot der Umwidmung von
hochwertigen Flächen. Diese dürfen in der Regel nicht für

Bauzwecke aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen
werden. Weiterhin können Böden insbesondere in Risiko-
gebieten (steile Hänge, Auen, rutschgefährdete Gebiete) mit-
tels Sonderregelungen als Schutzgebiete eingestuft werden,
wonach landwirtschaftliche Aktivitäten etwa auf bestimmte
Kulturen beschränkt ist, die der Erosion vorbeugen. Eigentü-
mer von Hanglagen sind zudem verpflichtet, konservierende
Bewirtschaftungstechniken anzuwenden (z. B. Querpflügen,
Anlegen von Schutzwaldstreifen). Große Agrarbetriebe unter-
liegen künftig der Pflicht, durch eine zweckmäßige Frucht-
folge und den Einsatz von Gründüngung eine positive bzw.
neutrale Bilanz der organischen Substanzen im Boden auf-
rechtzuerhalten. Es werden Obergrenzen für Schadstoffe, de-
finiert, u. a. für die maximal zulässige Konzentration von
Schwermetallen, Pestizidrückständen und Nitraten. Die Sa-
nierung kontaminierter Böden soll gefördert werden, indem
das Verursacherprinzip zur Geltung gebracht wird. Unterneh-
men, die den Boden kontaminieren, sind gesetzlich verpflich-
tet, die Dekontaminierungs- und Rekultivierungsmaßnahmen
zu finanzieren und durchzuführen. Weiterhin soll die Auffors-
tung, auch durch die zusätzliche Bereitstellung öffentlicher
Mittel, gefördert werden. Weitere Maßnahmen sollen das
Brachliegenlassen von Flächen verhindern, wenn dies zur
Ausbreitung invasiver Unkräuter oder zur Verschlechterung
der Bodenqualität benachbarter Flächen führt, das Abtragen
der fruchtbaren Bodenschicht (Humus) und deren Verkauf
oder Verwendung für andere Zwecke als die Bodenverbes-
serung ist zukünftig verboten, ebenso die unbefugte Lagerung
von Abfällen auf landwirtschaftlichen Flächen. Die lokale
öffentliche Verwaltung erhält erweiterte Befugnisse bei der
Überwachung der Nutzung von Flächen außerhalb von Ort-
schaften. Die Gemeindeverwaltungen können nun die Um-
weltinspektion einschalten, wenn sie Praktiken beobachten,
die den Boden zerstören (Gesetz Nr. 303/2025 über die Nut-
zung, Erhaltung und den Schutz der Böden, M.Of. Nr. 11-
13v. 6.1.2026).

Zivil- und Zivilprozessrecht. Der Oberste Gerichtshof hat
eine Entscheidung zum bisher recht umstrittenen Thema der
Beweislast in zivilrechtlichen Verfahren getroffen. Dieses
betrifft u. a. die Pflicht zum Beweis sog. negativer Tatsachen:
Nach den Grundsätzen des moldauischen Zivilverfahrens-
gesetzbuchs obliegt die Beweislast immer der Partei, die eine
Tatsachenbehauptung in das Verfahren einführt. Eine Umkehr
der Beweislast kann jedoch unter engen Voraussetzungen
dann in Betracht kommen, wenn das Nichtvorliegen einer
Tatsache beweiserheblich ist und es der vortragenden Partei
nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten möglich ist,
dieses Nichtvorliegen zu beweisen, während es für die andere
Seite nur geringe Mühe nach sich zieht, das Vorliegen der
Tatsache zu beweisen, diese verpflichtet vom Gericht werden,
den betreffenden Beweis anzutreten, obwohl sie nach den
allgemeinen Grundsätzen des Zivilverfahrens nicht beweis-
pflichtig wäre. Das Gericht leitet seine Maßgabe aus der
Pflicht zur Gewährleistung eines fairen Verfahrens ab und
führt dazu aus: „In einem solchen Falls kann das Gericht nicht
untätig bleiben und seine Schlussfolgerungen auf Vermutun-
gen stützen, da dies dessen Fähigkeit beeinträchtigen würde,
die Rechtssache vollständig und gerecht zu entscheiden. Ein
Antrag auf Vorlage zusätzlicher Beweise, die die Tatsachen
belegen, die Gegenstand der Beweisaufnahme sind, um sich
von deren Richtigkeit zu überzeugen, ist somit nicht gleichbe-
deutend mit einer Intervention zugunsten einer der Parteien,
sondern Ausdruck der gesetzlichen Verpflichtung des Ge-

130) RL 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rats v.
26.2.2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der
RL 2004/18/EG.
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richts, eine faire Entscheidung des Rechtsstreits zu gewähr-
leisten. Aus dieser Perspektive ist die Maßnahme Ausdruck
der aktiven Rolle des Gerichts, die darauf ausgerichtet ist, ein
faires Verfahren zu gewährleisten und eine auf Vermutungen
basierende Entscheidung zu vermeiden.“ (Urteil des Obersten
Gerichtshofs der Republik Moldau v. 14.12.2025).

RA Axel Bormann

Kroatien

Verwaltungsrecht. Ein neues Gesetz über Raumplanung
wurde verabschiedet. Es soll das geltende Raumplanungs-
gesetz von 2013, das zuletzt 2023 geändert wurde, ablösen
bzw. systematisch neu ordnen. Ausgangspunkt ist die Fest-
stellung, dass das bestehende Regelwerk zwar einen tragfähi-
gen Rahmen für Ziele, Instrumente und Verfahren der Raum-
ordnung bietet (u. a. Strategien, Raumordnungspläne aller
Ebenen, Durchführung und Aufsicht), die Praxis jedoch wei-
terhin von überkommenen Strukturen, hohen Verfahrenslas-
ten und Vollzugsdefiziten – insbesondere bei Infrastruktur
und Digitalisierung – geprägt ist. Inhaltlich bekräftigt der
Entwurf die klassischen Zielsetzungen der Raumordnung:
ausgewogene räumliche Entwicklung, nachhaltige Nutzung
der begrenzten Ressource „Raum“ (Land, Meer, Untergrund),
Schutz von Natur, Umwelt und Kulturgütern, Qualitätsanfor-
derungen an Baukultur, Sicherung funktionaler Siedlungs-
und Verkehrssysteme sowie besonderer Schutz von Küsten-
und Meeresökosystemen. Zugleich reagiert der Entwurf auf
veränderte gesellschaftliche und wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen und erweitert die bisherige Grundarchitektur um
drei neue Leitprinzipien: das Prinzip der Raum- und Naturer-
haltung (inkl. Renaturierung), das Prinzip der Wirtschaftlich-
keit sowie das Prinzip dynamischer Planung. Dahinter steht
das Ziel, Raum ausdrücklich als nicht erneuerbare Ressource
zu behandeln, Planungsverfahren zu verschlanken und Anpas-
sungen an Plänen stärker zu digitalisieren, ohne ganze Ver-
fahrensketten (einschließlich umwelt- und naturschutzrecht-
licher Schritte) vollständig zu wiederholen. Flankierend wur-
den Teile mehrerer EU-Vorgaben zum Umweltprüfungsrecht
in nationales Recht übertragen. Ein wesentlicher Struktur-
wechsel betrifft die Systematik der Pläne: Der Staatliche
Raumordnungsplan und die Raumordnungspläne der Bezirke
(Županija – Gespanschaften) erhalten wieder eine stärker
strategische Komponente; ihr bisher überwiegend exekutiver
Charakter soll nur noch für bestimmte Vorhaben von staatli-
cher bzw. regionaler Bedeutung fortgelten. Damit will der
Gesetzgeber die Planhierarchie schärfen, Zuständigkeiten kla-
rer staffeln und die Umsetzungsfähigkeit erhöhen. Ergänzend
werden Instrumente für eine detailliertere Planung ausgebaut
– auch vor dem Hintergrund des neuen Gesetzes über das
Meeresgut und Seehäfen131 von 2023 – sowie die urbane
Kommassation (Zusammenlegung und Neuordnung von
Grundstücken) als Werkzeug zur rationalen Baulandentwick-
lung und zur Klärung dinglicher Rechtsverhältnisse gestärkt.
Als praktisches Kernproblem adressiert der entsprechende
Gesetzentwurf die mangelnde infrastrukturelle Erschließung
von Gebieten, für die detaillierte lokale Pläne vorgesehen
sind. Künftig soll die Ausweisung bzw. Erweiterung von
Baugebieten enger an die tatsächliche Möglichkeit der Er-
schließung mit kommunaler Infrastruktur gekoppelt werden;
zugleich sollen Investoren unter bestimmten Voraussetzungen
Infrastruktur für das eigene Vorhaben errichten dürfen.
Raumordnungspolitisch verbindet der Entwurf dies ausdrück-
lich mit der Nationalen Wohnraumpolitik bis 2030132: Es

sollen planungsrechtliche Flächenkategorien für bezahlbaren
Wohnraum definiert werden (u. a. innerhalb gemischt/städ-
tisch genutzter Baugebiete, in ungenutzten Gewerbeflächen,
besonderen Nutzflächen sowie stillgelegte, oft sanierungs-
bedürftige Industrie- oder Gewerbeflächen), verbunden mit
Zielen grüner und zirkulärer Stadtentwicklung. Zur effiziente-
ren Umsetzung komplexer Vorhaben führt das Gesetz neue
plansystematische Umsetzungsinstrumente ein: den urbanisti-
schen Projektplan (planspezifisches, projektähnliches Doku-
ment für städtebaulich anspruchsvolle Maßnahmen, insbeson-
dere Wohnungsbau) sowie den Infrastrukturprojektplan für
lineare Infrastruktur von nationaler Bedeutung (Verkehr,
Energie, Wasser u. a.), wenn keine detaillierten Durchfüh-
rungspläne existieren. Zudem werden die Regeln zu öffent-
lichen Architektur- und Städtebauwettbewerben präzisiert,
um Transparenz, Qualitätsanforderungen und Öffentlichkeits-
beteiligung zu stärken. Für das Meeresgut und das geschützte
Küstengebiet sieht der Entwurf detaillierte Vorgaben zu Pla-
nung, Parzellierung und zulässigen Eingriffen vor und ver-
zahnt diese mit den besonderen Restriktionen des Küsten-
und Meeresrechts. Verfahrensrechtlich setzt der Entwurf stark
auf Digitalisierung (ePläne, Informationssysteme, Grund-
stücksinformationen, freier Zugang zu Raumdaten), auf klare-
re Rollen (Träger, Koordinator, Fachplaner, verantwortlicher
Planleiter), strukturierte öffentliche Beteiligung und abgestuf-
te Genehmigungs-/Zustimmungsmechanismen (u. a. Stellung-
nahmen öffentlicher Stellen, Zustimmung des Ministeriums).
Gleichzeitig erweitert es den Instrumentenkasten der Durch-
führung (u. a. Bestätigungen, Nutzungs- und Umnutzungs-
genehmigungen, Feststellung von Bauparzellen, Parzellie-
rung) und ordnet Aufsicht, Sanktionen sowie das Übergangs-
recht. Als erwartete Folgen nennt der Gesetzesentwurf ins-
besondere mehr Rechtssicherheit, schnellere und
kostengünstigere Planaufstellung, höhere Transparenz, bes-
seren Schutz des nationalen Gutes „Raum“ sowie positive
Impulse für Investitionen – verbunden mit dem Anspruch,
öffentliche Interessen und Eigentümerrechte in ein ausgewo-
generes Verhältnis zu bringen. Das Gesetz trat am 1.1.2026 in
Kraft (NN 155/25).

Wirtschaftsrecht . Mit dem Gesetz über die Überprüfung
ausländischer Investitionen hat Kroatien erstmals einen um-
fassenden, eigenständigen nationalen Kontrollmechanismus
für ausländische Direktinvestitionen eingeführt. Das Gesetz
dient der Umsetzung der VO (EU) 2019/452133 und verortet
das nationale Prüfverfahren ausdrücklich im unionsrecht-
lichen Rahmen, geht in seiner Ausgestaltung jedoch deutlich
über ein bloßes Minimal-Umsetzungsmodell hinaus. Ziel des
Gesetzes ist der Schutz der nationalen Sicherheit, der öffent-
lichen Ordnung sowie strategischer Interessen der Republik
Kroatien. Geschützt werden insbesondere sog. kritische Sek-
toren, darunter Energie, Verkehr, Wasser- und Gesundheits-
versorgung, Finanzsystem, digitale und Kommunikations-
infrastruktur, Medien, Verteidigung sowie Bereiche fort-
geschrittener Technologien (u. a. KI, Halbleiter-, Raumfahrt-,
Nuklear- und Biotechnologie). Damit folgt der Gesetzgeber
dem unionsweiten Trend, ausländische Investitionen nicht
mehr ausschließlich wirtschaftlich, sondern zunehmend auch

131) Zakon o pomorskom dobru i morskim lukama (Gesetz über Mee-
resgüter und Seehäfen), NN 83/23.

132) Der Nationale Plan für die Wohnungspolitik der Republik Kroa-
tien bis 2030 (Nacionalni plan stambene politike RH do 2030.) ist ein im
März 2025 verabschiedeter, zentraler strategischer Rahmen, der auf die
Bewältigung der hohen Immobilienpreise und die Förderung bezahlbaren
Wohnraums abzielt; https://mpgi.gov.hr/UserDocsImages/dokumenti/
NPSP/2025_03_26_NPSP.pdf (zuletzt abgerufen am 23.2.2026).

133) VO (EU) 2019/452 des Europäischen Parlaments und des Rats v.
19.3.2019 zur Schaffung eines Rahmens für die Überprüfung auslän-
discher Direktinvestitionen in der Union.
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sicherheitsrechtlich zu bewerten. Der persönliche und sachli-
che Anwendungsbereich ist weit gefasst. Als ausländische
Investoren gelten nicht nur Personen aus Drittstaaten, sondern
auch in der EU ansässige Rechtsträger, die direkt oder indi-
rekt unter Kontrolle öffentlicher Stellen eines Drittstaats ste-
hen. Erfasst werden sämtliche direkten oder indirekten Inves-
titionen, mit denen qualifizierte Beteiligungen oder Kontrolle
an einem in einem kritischen Sektor tätigen Unternehmen
erworben oder ausgebaut werden. Maßgeblich ist dabei nicht
die Rechtsform, sondern die tatsächliche Einfluss- und Kon-
trollmöglichkeit, einschließlich komplexer Beteiligungs- und
Kooperationsstrukturen. Institutionell stützt sich das System
auf mehrere Ebenen. Eine zentrale Rolle kommt dem Aus-
schuss für die Überprüfung ausländischer Investitionen zu,
dessen Arbeit vom Finanzministerium koordiniert wird. Er
erstellt sicherheitsrechtliche Bewertungen. Daneben fungiert
eine nationale Kontaktstelle für den Informationsaustausch
mit der Europäischen Kommission und anderen Mitgliedstaa-
ten. Ressortministerien und Regulierungsbehörden identifi-
zieren die in ihren Bereichen tätigen Schuldner und führen
entsprechende Verzeichnisse. Entscheidungsbehörde ist das
Finanzministerium; gegen seine Entscheidung ist der Verwal-
tungsrechtsweg eröffnet. Das Verfahren ist präventiv aus-
gestaltet: Investitionen in Schuldner, d. h. die juristische Per-
son, in die investiert werden soll, bedürfen grundsätzlich
einer vorherigen Anmeldung und Genehmigung. Der Antrag
muss u. a. Angaben zur Eigentümer- und Finanzierungsstruk-
tur sowie zu möglichen sicherheitsrelevanten Auswirkungen
enthalten. Der Ausschuss hat regelmäßig 90 Tage (verlänger-
bar) für seine Stellungnahme; die Entscheidung des Ministeri-
ums ergeht spätestens nach 120 bzw. 150 Tagen. Daneben
sieht das Gesetz ausdrücklich eine nachträgliche Kontrolle
bereits vollzogener Investitionen vor, insbesondere bei unter-
lassener Anmeldung oder Umgehungsversuchen. Besonders
hervorzuheben ist die Einbindung der Handelsgerichte, vor
allem im Registerverfahren. Die Registergerichte sind als
Kontrollstellen verpflichtet, das Finanzministerium über Ein-
tragungsversuche oder bereits erfolgte Eintragungen nicht
genehmigter ausländischer Investitionen zu informieren; um-
gekehrt werden ministerielle Entscheidungen im Register
sichtbar gemacht. Damit wird der Handelsregisterpraxis eine
neue, sicherheitsrechtlich geprägte Funktion zugewiesen, was
Fragen der Verfahrensabgrenzung und Rechtssicherheit auf-
wirft. Kontrovers diskutiert wird schließlich die rückwirkende
Prüfkompetenz: Das Gesetz erlaubt die Überprüfung auch
solcher Investitionen, die bis zu drei Jahre vor seinem Inkraft-
treten vorgenommen wurden. Dies stärkt zwar die sicherheits-
rechtliche Kontrolle, berührt aber die Rechtssicherheit und
den Schutz erworbener Rechte erheblich und wird maßgeb-
lich von einer zurückhaltenden Anwendung in der Praxis
abhängen. Insgesamt stellt das Gesetz einen qualitativen
Sprung im kroatischen Investitionskontrollrecht dar. Seine
praktische Bewährung wird entscheidend davon abhängen,
wie effizient die Behörden zusammenarbeiten, wie klar die
untergesetzlichen Vorgaben ausfallen und ob es gelingt, einen
angemessenen Ausgleich zwischen Sicherheitsinteressen und
Investitionssicherheit zu wahren (NN 136/25).

RA Tomislav Pintarić

Serbien

Justizwesen. In Serbien wurde am 28.1.2026 ein Gesetzes-
paket verabschiedet, durch das in der Justiz einige Änderun-
gen vorgenommen wurden. Diese Änderungen betreffen u. a.

die territoriale Organisation der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften, die Kompetenzen des Hohen Rats der Staatsanwalt-
schaft, die Struktur und Zuständigkeit der Staatsorgane zur
Bekämpfung von High-Tech-Kriminalität, die Regelungen
über die Staatsanwaltschaften insgesamt sowie die Gesetz-
gebung über Richter. Das Paket von Änderungen stellt eine
tiefgreifende Reform des Justiz- und Staatsanwaltschaftssys-
tems in Serbien dar, bei der zentrale organisatorische und
kompetenzbezogene Weichenstellungen vorgenommen wur-
den, die eine Effizienz- und Modernisierungsmaßnahme dar-
stellen sollen. Kritiker werfen dem Paket vor, die richterliche
und staatsanwaltschaftliche Unabhängigkeit zu schwächen,
den Einfluss exekutiver Akteure zu erhöhen und die organisa-
torische Kontrolle über die Justiz auszuweiten. Diese Reform
und die damit zusammenhängende Debatte wird auch als
bedeutender Faktor in Serbiens Rechtsstaatlichkeits- und EU-
Integrationsprozess gesehen. In den Begründungen für diese
Änderungen wurde angeführt, die Änderungen seien notwen-
dig, um die Effizienz, Kohärenz und administrative Leis-
tungsfähigkeit des Justizsystems zu verbessern. Sie würden
dazu beitragen, die Strukturen der Justiz in Einklang mit der
Verfassung und nationalen Rechtsnormen zu bringen. Die
Reformen würden die Unabhängigkeit von Staatsanwaltschaft
und Justiz stärken, indem Kompetenzfragen und Entschei-
dungsverfahren neu geregelt würden. Diese Begründungen
stehen, nach Ansicht der Kritiker, im Widerspruch zu juristi-
schen, zivilgesellschaftlichen und internationalen Kritikpunk-
ten, die etwa eine Untergrabung der Unabhängigkeit der Jus-
tiz sehen. Sie tragen des Weiteren vor, die richterliche und
staatsanwaltschaftliche Unabhängigkeit zu schwächen, den
Einfluss exekutiver Akteure zu erhöhen und die organisatori-
sche Kontrolle über die Justiz auszuweiten. Die Änderungen
treten weitgehend zum 1.7.2026 in Kraft.

Mit dem Änderungsgesetz zum Gesetz über den Sitz und
die Bezirke von Gerichten und Staatsanwaltschaften wurden
die territorialen Zuständigkeiten der Gerichte und Staats-
anwaltschaften neu geordnet. Die Reform schafft klar de-
finierte Gebietszuweisungen für die Grundgerichte („osnovni
sudovi“ – Gerichte der ersten Instanz) und die entsprechenden
Staatsanwaltschaften in Belgrad, einschließlich einer Neuord-
nung der Bezirke weiterer Grundgerichte. Zugleich wurden
Übergangsbestimmungen eingeführt, die den Transfer anhän-
giger Verfahren, Personalressourcen und organisatorischer
Mittel regeln. Durch die geänderten Zuständigkeiten soll die
Verwaltungs- und Verfahrenseffizienz verbessert werden
(Sl.g. 9/26).

Das Gesetz über den Hohen Rat der Staatsanwaltschaften
wurde dahingehend geändert, dass wichtige Entscheidungs-
befugnisse nicht mehr bei unabhängigen Kommissionen lie-
gen, sondern nun direkt durch hierarchisch höhere Staats-
anwaltschaften oder den Hohen Rat selbst ausgeübt werden.
Insbesondere wurde die bisher bestehende Kommission zur
Entscheidung über dienstliche Anweisungen und Beschwer-
den aufgehoben und an den Hohen Rat bzw. an zuständige
Staatsanwälte delegiert. Dadurch soll eine höhere Effizienz
und kohärentere Verwaltungssteuerung der Staatsanwalt-
schaften hergestellt werden. Es wird teilweise bemängelt,
dass die Selbstverwaltung der Staatsanwaltschaft beschränkt
und damit die Unabhängigkeit der Staatsanwälte – gerade in
sensiblen Fällen – gefährdet werde (Sl.g. 9/26).

Im Zuge der Reform wurde durch die Änderung des „Ge-
setzes über die Organisation und die Kompetenzen der Staats-
organe zur Bekämpfung von High-Tech-Kriminalität“ die bis-
her eigenständige Staatsanwaltschaft für High-Tech-Krimina-
lität organisatorisch in die Struktur der Belgrader Höheren
Staatsanwaltschaft integriert. Gleichzeitig wurde eine speziel-
le Abteilung für High-Tech-Kriminalität eingerichtet, deren
Leitung, Aufgaben und interne Organisation detailliert ge-
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regelt wurden. Ziel der Änderung war es eine bessere institu-
tionelle Koordination und Spezialisierung im Bereich kom-
plexer Delikte zu erreichen (Sl.g. 9/26).

Die Novelle des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft än-
dert Entscheidungsprozesse, Beschwerdemöglichkeiten und
interne Organisationsstrukturen in denselben. Insbesondere
wird geregelt, dass Staatsanwälte, die in andere Staatsanwalt-
schaften abgeordnet wurden, innerhalb bestimmter Fristen an
ihre Ursprungseinheiten zurückkehren müssen. Diese Rege-
lungen sollen die Einheitlichkeit und Planbarkeit des Per-
sonalwesens stärken (Sl.g. 9/26).

Im Rahmen der Reform wurde im Gesetz über Richter der
Abschnitt zur Amtszeit der Gerichtspräsidenten geändert. Die
bisherigen Beschränkungen für die Wiederwahl wurden auf-
gehoben und durch eine Regelung ersetzt, die eine zusätzliche
Amtszeit für Gerichtspräsidenten ermöglicht. Dadurch soll
eine Stärkung der Kontinuität in der Gerichtsleitung und eine
Anerkennung von erfahrener Führung erreicht werden (Sl.g.
9/26).

RA Tomislav Pintarić

Montenegro

Zivil- und Zivilprozessrecht. Auf der Grundlage des Art. 95
Punkt 3 der Verfassung von Montenegro hat der Präsident das
Gesetz über den Verbraucherschutz verkündet. Diese umfas-
sende Neuregelung dient der vollständigen Harmonisierung
mit dem acquis communautaire, insbesondere im Hinblick
auf den digitalen Binnenmarkt. Zu den wesentlichen Neue-
rungen gehören verschärfte Transparenzpflichten für Online-
Marktplätze, erweiterte Rücktrittsrechte bei digitalen Inhalten
sowie strengere Sanktionen bei unlauteren Geschäftsprakti-
ken. Das Gesetz stärkt zudem die Rolle der Verbraucher-
schutzorganisationen bei Verbandsklagen (Sl.l. 12/26).

Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Zivilprozess-
gesetzes (Sl.l. 12/26) führt bedeutende Neuerungen zur Be-
schleunigung von Gerichtsverfahren ein. Wesentliche Ände-
rungen betreffen die Einführung obligatorischer elektro-
nischer Zustellungen für juristische Personen sowie die Straf-
fung der Beweisaufnahme. Ziel ist es, die überlange
Verfahrensdauer – einen klassischen Kritikpunkt der Europä-
ischen Kommission – signifikant zu reduzieren (Sl.l. 12/26).

Mit dem Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Schieds-
gerichtsgesetzes passt Montenegro seinen rechtlichen Rah-
men an internationale Standards (UNCITRAL-Modellgesetz)
an. Die Änderungen betreffen vor allem die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche sowie die
Unterstützung der ordentlichen Gerichte bei der Beweiserhe-
bung in Schiedsverfahren. Dies stärkt die Rechtssicherheit für
ausländische Investoren erheblich (Sl.l. 12/26).

Justizwesen. Durch das Gesetz zur Ergänzung des Gerichts-
gesetzes werden spezialisierte Abteilungen innerhalb der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit gestärkt. Die Ergänzungen zielen
darauf ab, die Effizienz der Rechtsprechung in komplexen
zivilrechtlichen Angelegenheiten zu steigern und die richterli-
che Unabhängigkeit durch präzisere Zuweisungsmechanis-
men für Rechtssachen zu festigen. Dies korrespondiert mit
den Anforderungen aus dem IBAR-Bericht für Kapitel 23
(Sl.l. 12/26).

Europäische Integration. Das neue Gesetz über elektro-
nische Kommunikation ersetzt die bisherige Regelung und
passt den rechtlichen Rahmen an den europäischen Kodex für

elektronische Kommunikation an. Schwerpunkte liegen auf
dem beschleunigten Ausbau von Hochleistungsnetzen (5G),
der Effizienzsteigerung der Regulierungsbehörde sowie ver-
besserten Nutzerrechten bei Vertragslaufzeiten und Anbieter-
wechseln. Diese Reform ist für das Verhandlungskapitel 10
(Informationsgesellschaft und Medien) von zentraler Bedeu-
tung (Sl.l. 12/26).

Dr. Janko Paunović, Podgorica

Albanien

Verwaltungsrecht. Durch das am 25.7.2025 in Kraft getrete-
ne Gesetz Nr. 43 v. 26.6.2025 erfolgten einige Änderungen
im Gesetz über Ausländer134. Die Neuregelungen sehen u. a.
ein eigenes Regelungsregime für EU-Bürger sowie deren
Familienangehörige bei einem Aufenthalt in Albanien vor.
Daneben werden u. a. Visa- und Aufenthaltsverfahren digita-
lisiert und fristen-/gebührenbezogen präzisiert. Erstmals ist
auch ein eigenständiger Aufenthaltstitel für ausländische In-
vestoren eingeführt worden und dessen Voraussetzungen,
Laufzeiten und Übergang in den Daueraufenthalt detailliert
geregelt. Der ausländische Investor erhält zunächst eine zwei-
jährige Aufenthaltserlaubnis, die bei unveränderten Voraus-
setzungen um drei Jahre verlängert werden kann und an-
schließend den Übergang in den unbefristeten Aufenthalt er-
öffnet; Voraussetzung sind insbesondere eine tatsächliche
Investition in Albanien, die Einhaltung eines Mindestbeschäf-
tigungsverhältnisses zugunsten albanischer Arbeitnehmer (auf
jeden ausländischen Arbeitnehmer kommen mindestens fünf
albanische Staatsangehörige), eine marktübliche Vergütung
sowie die ordnungsgemäße steuerliche und handelsrechtliche
Registrierung des Unternehmens. Ausländische Investoren
erhalten dadurch ein hohes Maß an Rechts- und Planungs-
sicherheit für langfristige Engagements (FZ 2025, Nr. 122,
S. 18634 ff.).

Finanzrecht. Bedeutende Änderungen ergeben sich auch mit
der parlamentarischen Verabschiedung des albanischen „Fis-
cal Package 2026“ – dem Haushalts- und Finanzgesetzpaket.
Das Paket enthält mehrere steuer- und finanzrechtliche Maß-
nahmen, die über reine Haushaltszahlen hinausgehen und die
steuerlichen Rahmenbedingungen in Albanien verändern.

Wichtige Änderungen betreffen das Bewertungsrecht. Mit
der Einführung eines befristeten Sonderregimes zur Neube-
wertung unbeweglicher Vermögenswerte durch Gesetz Nr. 85
v. 12.12.2025 (iK 22.1.2026) erhalten Grundstückseigentü-
mer in Albanien die Möglichkeit, Grundstücke im Zeitraum
vom 22.1.2026 bis zum 31.12.2026 steuerlich begünstigt zum
Marktwert neu bewerten zu lassen. Kern der Regelung ist eine
pauschale Besteuerung der stillen Wertsteigerungen von
Grundstücken mit einem Steuersatz von nur 5 % (davor noch
15 %). Die Steuer wird auf die Differenz zwischen dem bisher
im Kataster eingetragenen Grundstückswert und dem neu
festgestellten Marktwert angewendet. Mit Zahlung der so ent-
stehenden Steuerlast gilt die Wertsteigerung als abgegolten.
Wird das Grundstück nach der Neubewertung verkauft, wird
steuerlich nur noch – ebenfalls mit nur 5 % – der Unterschied
zwischen dem Verkaufspreis und dem bereits neu festgesetz-
ten Wert erfasst. Anträge auf Neubewertung können im o. g.
Zeitraum sowohl von Privatpersonen wie auch Unternehmen
beantragt werden. In den Anwendungsbereich einbezogen
sind zudem Eigentümer von Grundstücken, die sich noch im

134) Gesetz Nr. 79 v. 24.6.2021.
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Legalisierungs- oder Registrierungsverfahren befinden; deren
Verfahrensdetails werden durch Beschluss des Ministerrats
geregelt (FZ 2026, Nr. 5, S. 427 f.).

Änderungen hat auch das Entschädigungssystem für Land-
wirte in Albanien erfahren. Mit Gesetz Nr. 80 v. 11.12.2025
(iK 19.12.2025) wurde das Gesetz über die Umsatzsteuer135

novelliert. Die Umsatzsteuererstattung für landwirtschaftliche
Erzeuger beträgt nunmehr 10 % (ursprünglich „0 %“),
Art. 148 UStG. Die Erstattung wird auf Antrag des landwirt-
schaftlichen Erzeugers unmittelbar durch die Steuerverwal-
tung ausgezahlt, wobei die Auszahlung innerhalb von 30
Tagen nach Antragstellung zu erfolgen hat, Art. 150 UStG
(FZ 2026, Nr. 11, S. 886 ff.).

Steuerliche Neuerungen ergeben sich auch durch Gesetz
Nr. 86 v. 12.12.2025 (iK 23.1.2026). Das Gesetz führt für
den Zeitraum bis zum 31.12.2026 ein befristetes Regelwerk
zur Streichung bzw. zum Erlass nicht beglichener Steuer-
und Zollverbindlichkeiten sowie damit zusammenhängender
Zuschläge, Zinsen und Geldbußen ein, sofern die gesetzlich
festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. Vollständig erlas-
sen werden Steuerschulden bis einschließlich 31.12.2014,
während für Verbindlichkeiten der Jahre 2015 bis 2019 eine
teilweise Schuldenbereinigung gegen fristgerechte Zahlung
des verbleibenden Hauptbetrags vorgesehen ist. Zuschläge,
Zinsen und Geldbußen werden dabei regelmäßig erlassen.
Auch für die Jahre ab 2020 sieht das Gesetz den Erlass von
Säumniszuschlägen und Geldbußen bei vollständiger Nach-
zahlung des Hauptbetrags vor. Begünstigt sind sowohl natür-
liche Personen als auch Unternehmen; Letztere unabhängig
davon, ob sie bei den zentralen oder lokalen Steuerbehörden
als aktiv, passiv oder abgemeldet geführt werden. Ausgenom-
men sind Steuerpflichtige mit rechtskräftigen strafrechtlichen
Verurteilungen oder laufenden Strafverfahren wegen Steuer-
oder Zolldelikten (FZ 2026, Nr. 11, S. 898 ff.).

Wirtschaftsrecht. Mit den Gesetzen Nr. 52 über Handels-
marken und Nr. 53 über Patente, Gebrauchsmuster sowie
ergänzende Schutzzertifikate jeweils v. 3.7.2025 (jeweils iK
16.8.2025) wurde das Gesetz über das gewerbliche Eigen-
tum136 novelliert. Die Gesetzesänderung steht im Einklang
mit der VO (EU) 2017/1001137, der RL (EU) 2015/2436138

sowie der RL 2004/48/EG139 und stellt einen weiteren Fort-
schritt im EU-Integrationsprozess Albaniens dar. Zu den we-
sentlichen Neuerungen zählen u. a. der Ausschluss bestimm-
ter Bezeichnungen von der Markeneintragung, die Einführung
des Benutzungsnachweises im Widerspruchs- und Nichtig-
keitsverfahren, die Unzulässigkeit von Parallelimporten sowie
erweiterte Rechte exklusiver Lizenznehmer. Im Patent- und
SPC-Recht sind u. a. die präzise Berechnung der Laufzeit von
SPCs (ersetzt damit das bisherige System der jahresweisen
Pauschalberechnung), pädiatrische Verlängerungen, die Zah-
lung von Jahresgebühren ab dem dritten Jahr sowie ein eige-
nes SPC-Register geführt vom albanischen Patent- und Mar-
kenamt hervorzuheben (FZ 2025, Nr. 138, S. 19543 ff. und
19594 ff.).

Arbeits- und Sozialrecht. Mit Beschluss des Ministerrats
Nr. 776 v. 6.10.2025 wurde der Mindestlohn in Albanien zum
1.1.2026 erhöht: von 40 000 ALL auf 50 000 ALL (ca.
517 EUR) brutto pro Monat. Diese Änderung betrifft Arbeit-
nehmer und ausländische Beschäftigte im Rahmen von Ar-
beits- und Aufenthaltserlaubnissen. Der bisherige Beschluss
Nr. 113 v. 1.3.2023 wurde aufgehoben (FZ 2025, Nr. 239,
S. 29404).

RAin Koleta Ejlli, LL.M., Mannheim

Georgien

Verfassungsrecht. Ende 2025 wurde ein neues Wahlgesetz-
buch verabschiedet. Wie aus der Begründung zum Gesetzent-
wurf hervorgeht, bestand dessen Hauptziel in der Systemati-
sierung der bestehenden Regelungen. In diesem Zusammen-
hang wurden in der neuen Fassung mehrere Fragen präzisiert,
die überwiegend formale und organisatorische Aspekte be-
treffen. Hervorgehoben werden können unter anderem folgen-
de Änderungen bzw. Klarstellungen:

- Durchführung von Wahlen, Referenden und Plebisziten
innerhalb der Staatsgrenzen Georgiens; – Regelung der Foto-
und Videoaufnahmen zum Schutz personenbezogener Daten,
wonach Foto- und Videoaufnahmen in Wahllokalen kein Au-
diomonitoring umfassen;

- Verfahren zur Nichtbehandlung von Beschwerden;
- rechtliche Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit zwi-

schen staatlichen Behörden und der Wahlverwaltung;
- Erweiterung der Liste der Rechtsakte der Wahlverwaltung

um die Anordnung des Vorsitzenden der Bezirkswahlkom-
mission, die in der früheren Fassung nicht vorgesehen war;

- Festlegung der Teilnahmebedingungen für Wählerinnen
und Wähler, die einen Rollstuhl benutzen;

- Vereinheitlichung der Anforderungen an die Registrie-
rung von Vertreterinnen und Vertretern der Wahlsubjekte,
Beobachterinnen und Beobachtern sowie Medienvertreterin-
nen und -vertretern;

- Zusammenführung der Regelungen zu Wahlstreitigkeiten;
- Änderung der Verfahren zur Registrierung von Kandida-

tinnen und Kandidaten.
Insbesondere wurde festgelegt, dass – während nach der

früheren Fassung lediglich die Vorlage einer Registrierungs-
bzw. Erfassungskarte erforderlich war – nun zwei Dokumente
einzureichen sind, die ausgefüllte Erfassungskarte sowie eine
Erklärung über die Parteizugehörigkeit. Das bedeutet, dass
die Kandidatin bzw. der Kandidat im Rahmen der Registrie-
rung das Formular zur Zustimmung zur Teilnahme an den
Wahlen ausfüllen muss, in dem neben der Zustimmung auch
Angaben zum Wohnsitzerfordernis und zur Parteizugehörig-
keit gemacht werden. Besonders hervorzuheben ist die Ände-
rung im Zusammenhang mit der Teilnahme von Wählerinnen
und Wählern an den Wahlen. Nach der neuen Fassung finden
die Parlamentswahlen Georgiens ausschließlich innerhalb der
Staatsgrenzen Georgiens statt. In diesem Zusammenhang de-
finiert Art. 2 lit. a) den Begriff „Wahlen“ als einen Wahl-
prozess, der innerhalb der Staatsgrenzen Georgiens durch-
geführt wird und dessen Zweck und Ergebnis die Wahl der
repräsentativen Organe der öffentlichen Gewalt sowie der
Amtsträger der öffentlichen Gewalt ist. Die bisherige Defini-
tion beschränkte sich darauf, Wahlen als Wahlprozess, dessen
Zweck und Ergebnis die Wahl der repräsentativen Organe der
öffentlichen Gewalt sowie der Amtsträger der öffentlichen
Gewalt ist, zu definieren. In der Begründung zum Gesetzent-
wurf wird hierzu ausgeführt, dass unter den Bedingungen, in
denen sich Wählerinnen und Wähler im Ausland der Jurisdik-
tion eines fremden Staats befinden und die freie Willens-
bekundung nicht effektiv gewährleistet werden kann, es
zweckmäßig sei, Parlamentswahlen – ähnlich wie die Wahlen

135) Gesetz Nr. 92 v. 24.7.2014.
136) Gesetz Nr. 9947 v. 7.7.2008.
137) VO (EU) 2017/1001 des Europäischen Parlaments und des Rats

v. 14.6.2017 über die Unionsmarke.
138) RL (EU) 2015/2436 des Europäischen Parlaments und des Rats

v.16.12.2015 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Marken.

139) RL 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rats v.
29.4.2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums.
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der kommunalen Organe – ausschließlich innerhalb der
Staatsgrenzen Georgiens durchzuführen. Durch diese Rege-
lung erhält eine im Ausland befindliche Wählerin bzw. ein im
Ausland befindlicher Wähler die Möglichkeit, an den Wahlen
auf dem Gebiet Georgiens entsprechend ihrer bzw. seiner
Registrierung oder ihres bzw. seines tatsächlichen Wohnsitzes
teilzunehmen.

Verwaltungsrecht. Im Rahmen der Bildungsreform wurden
mehrere grundlegende Normen geändert. Zunächst ist hervor-
zuheben, dass in das georgische Gesetz über die allgemeine
Bildung eine wesentliche Änderung aufgenommen wurde. In
der Definition der „allgemeinen Bildung“ wurde festgelegt,
dass die vollständige allgemeine Bildung in Georgien mindes-
tens 11 Jahre und höchstens 12 Jahre dauert. Das bedeutet,
dass anstelle der zuvor strikt festgelegten 12 Jahre nun Alter-
nativen zwischen 11 und 12 Jahren geregelt wurden. Das 12.
Schuljahr wurde als freiwillige Möglichkeit bestimmt, sodass
die betreffende Person selbst entscheiden kann, ob sie ihre
Ausbildung zusätzlich fortsetzen möchte. Dementsprechend
ist die Voraussetzung für den Erwerb der allgemeinen Bil-
dung der Abschluss von 11 oder 12 Schuljahren. Danach
erhält die Person ein Dokument, das die vollständige all-
gemeine Bildung bestätigt – das Abschlusszeugnis (Attestat).
Ferner wurde gesetzlich das sogenannte „Externatsformat“
festgelegt. Dies bedeutet, dass eine Person berechtigt ist, im
Wege des Externats ein Dokument über den Abschluss der
allgemeinen Bildung zu erwerben. Geändert wurde auch das
Kriterium für das Einschulungsalter auf der Primarstufe der
allgemeinen Bildung. Nach der neuen Regelung ist der Schul-
beginn möglich, wenn das Kind bis einschließlich zum 15.
September das 6. Lebensjahr vollendet hat. Eine wichtige
Änderung betrifft die Schuluniform von Schülerinnen und
Schülern öffentlicher Schulen. Dem Gesetz wurde Art. 19¹
hinzugefügt, der folgendes bestimmt

- Schülerinnen und Schüler öffentlicher Schulen tragen auf
der Primarstufe der allgemeinen Bildung eine Schuluniform.

- Für Schülerinnen und Schüler öffentlicher Schulen auf
der Primarstufe der allgemeinen Bildung ist das Tragen der
Schuluniform verpflichtend.

- Schülerinnen und Schüler öffentlicher Schulen auf der
Primarstufe der allgemeinen Bildung können aus gesundheit-
lichen Gründen von der Verpflichtung zum Tragen der Schul-
uniform befreit werden, auf der Grundlage einer schriftlichen
Vereinbarung der öffentlichen Schule mit dem Ministerium.

Eine weitere Änderung betrifft die Regelung der Lehr-
bücher. Gesetzlich wurde festgelegt, dass eine allgemeinbil-
dende Einrichtung verpflichtet ist, die allgemeinbildende Tä-
tigkeit mit Lehrbüchern durchzuführen, die vom Ministerium
erstellt und/oder mit dem Ministerium abgestimmt sind. Das
Verfahren und die Fristen für die Abstimmung der Lehr-
bücher einer allgemeinbildenden Einrichtung mit dem Minis-
terium werden durch einen individuellen administrativ-recht-
lichen Akt des Ministers bestimmt.

Im Rahmen der Bildungsreform wurden auch Änderungen
in das georgische Gesetz über die Hochschulbildung auf-
genommen. Eingeführt wird der Begriff des/der „leitende(n)
Professor(in)“. Dieser wird definiert als eine Person mit einer
akademischen Position an einer Hochschule, die den Lehr-
prozess leitet und die wissenschaftlich-forschende Tätigkeit
koordiniert. Wie angekündigt, soll im Rahmen der Bildungs-
reform jede Fachrichtung an einer Universität einen leitende
(r) Professor(in) haben. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die
Positionen des Professors, des assoziierten Professors, des
Assistenzprofessors und des Assistenten abgeschafft werden;
vielmehr wird diese Funktion den bestehenden akademischen
Positionen hinzugefügt. Gleichzeitig wurde Art. 33 Abs. 1
des Gesetzes über die Hochschulbildung geändert und um

eine Bestimmung zum leitenden Professor ergänzt. Der lei-
tende Professor leitet den Lehrprozess und führt die wissen-
schaftlich-forschende Tätigkeit. Zugleich nimmt er an diesem
Prozess und an dieser Tätigkeit teil. In die Position des
leitenden Professors kann für eine durch die Satzung der
Hochschule festgelegte Amtszeit eine Person gewählt werden,
die über einen Doktorgrad oder einen gleichwertigen aka-
demischen Grad verfügt, mindestens acht Jahre wissenschaft-
lich-pädagogische Erfahrung besitzt, besondere wissenschaft-
liche Leistungen vorweisen kann (wissenschaftliche Arbeiten
in führenden nationalen und internationalen Fachzeitschriften
und anderen Publikationen veröffentlicht hat, an nationalen
und internationalen Forschungsprojekten teilgenommen hat
usw.) und die zusätzlichen Anforderungen erfüllt, die durch
die Satzung der Hochschule festgelegt sind. Eine bereits im
Jahr 2025 eingeführte Änderung wurde ergänzt und die Re-
gelung zur georgischen Sprache endgültig festgelegt. Für
Studierende, die in ein staatssprachiges Bachelorprogramm,
ein integriertes Masterprogramm der Veterinärmedizin, das
staatssprachige Bildungsprogramm für diplomierte Mediziner
(innen) bzw. Zahnärzt(innen) aufgenommen wurden, ist der
Besuch eines speziellen Kurses in der Staatssprache ver-
pflichtend. Somit sind Studierende verpflichtet, einen speziel-
len Kurs in der Staatssprache zu absolvieren. Der Staat legt
die Fachrichtungen fest, deren Durchführung den Universitä-
ten erlaubt ist (veröffentlicht am 12.2.2026). Diese Regelung
betrifft staatliche Universitäten. Den vom Staat gegründeten
Hochschulen, für die die Regierung Georgiens die Liste der
Bildungsprogramme (curricula) festlegt, deren Durchführung
ihnen gestattet ist, wird das Recht eingeräumt, jene Bildungs-
programme, die sie zum Stand vom 1.1.2026 gemäß der
georgischen Gesetzgebung durchführen und die nicht in die-
ser Liste enthalten sind, unabhängig von der verbleibenden
Laufzeit weiterhin im akkreditierten oder nichtakkreditierten
(autorisierten) Modus unter Einhaltung folgender Fristen um-
zusetzen: a) Bachelorprogramme mit mindestens 180 ECTS-
Punkten – bis zum Beginn des Studienjahres 2029-2030; b)
Bachelorprogramme mit mindestens 240 ECTS-Punkten – bis
zum Beginn des Studienjahres 2030-2031; c) Masterprogram-
me – bis zum Beginn des Studienjahres 2028–2029; d) Pro-
motionsprogramme – bis zum Beginn des Studienjahres
2029-2030; e) integrierte Bachelor-Master-Programme zur
Lehrerbildung, integrierte Masterprogramme der Veterinär-
medizin, Studienprogramme für diplomierte Mediziner sowie
diplomierte Zahnärzten – bis zum Beginn des Studienjahres
2030–2031.

Änderungen wurden auch in das georgische Gesetz über
Versammlungen und Demonstrationen aufgenommen. Das
Gesetz sieht nunmehr die Verpflichtung vor, das Innenminis-
terium im Voraus zu benachrichtigen ist, wenn eine Ver-
sammlung oder Demonstration an einem Ort stattfindet, der
für den Verkehr von Menschen oder Fahrzeugen bestimmt ist,
oder wenn sie den Verkehr von Menschen oder Fahrzeugen
behindert. Gesondert präzisiert wurde das Verfahren zur Ein-
reichung der Benachrichtigung beim Patrouillenpolizeidepar-
tement des Innenministeriums über die Organisation und
Durchführung einer Versammlung oder Demonstration. Die
Benachrichtigung muss spätestens fünf Tage vor der Durch-
führung jeder Versammlung oder Demonstration eingereicht
werden. Im Gesetz wurde zudem der Fall einer spontanen
Versammlung bzw. Demonstration geregelt, bei dem die Ein-
haltung der Fünf-Tage-Frist nicht erforderlich ist. In diesem
Fall muss der Antrag unverzüglich und innerhalb einer an-
gemessenen Frist eingereicht werden, nachdem die verant-
wortliche Person von der Organisation oder Durchführung
der spontanen Versammlung oder Demonstration Kenntnis
erlangt hat. In solchen Fällen kann das Innenministerium eine
abweichende Form und ein anderes Verfahren für die Einrei-
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chung der Benachrichtigung festlegen. Zur Gewährleistung
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der normalen Tätig-
keit staatlicher und öffentlicher Organe, von Unternehmen,
Einrichtungen und Organisationen, der ungehinderten Bewe-
gung von Verkehr oder Menschen sowie zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten ist das Innenministeri-
um künftig befugt, innerhalb von drei Tagen nach Eingang
der Benachrichtigung – und im Falle einer spontanen Ver-
sammlung oder Demonstration vor Ort – die Zweckmäßigkeit
einer Änderung von Zeit, Ort und/oder Route der Versamm-
lung oder Demonstration zu prüfen und dem Veranstalter
und/oder den Teilnehmenden schriftlich oder durch andere
Kommunikationsmittel, im Falle einer spontanen Versamm-
lung oder Demonstration auch mündlich, eine verbindliche
Anweisung zu erteilen, wenn

- die Versammlung oder Demonstration eine reale Gefahr
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die normale Tä-
tigkeit von Organen, Unternehmen, Einrichtungen und Orga-
nisationen, die ungehinderte Bewegung von Verkehr oder
Menschen oder andere Rechte und Freiheiten darstellt;

- eine andere Veranstaltung, deren Durchführung dem In-
nenministerium Georgiens früher angezeigt wurde, am selben
Ort und zur selben Zeit geplant ist.

In diesen Fällen stellt das Innenministerium Georgiens er-
forderlichenfalls eine befugte Vertreterin oder einen befugten
Vertreter ab. Die verbindliche Anweisung kann eine alternati-
ve Zeit und/oder einen alternativen Ort sowie eine alternative
Route der Versammlung oder Demonstration festlegen. Die
Versammlung oder Demonstration ist dann entsprechend der
in der verbindlichen Anweisung festgelegten alternativen Zeit
und/oder des alternativen Ortes sowie der alternativen Route
durchzuführen. Die verbindliche Anweisung kann vor Gericht
angefochten werden. Die Klage hat jedoch keine aufschieben-
de Wirkung. Nach der im Gesetz enthaltenen Bestimmung ist
vorgesehen, dass im Falle einer teilweisen oder vollständigen
Blockierung von Fahrbahnen für Fahrzeuge oder Fußgänger
durch Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer Versammlung
oder Demonstration das Innenministerium befugt ist, eine
Entscheidung über die Öffnung der Fahrbahn für Fahrzeuge
oder Fußgänger und/oder über die Wiederherstellung des
Verkehrs von Fahrzeugen oder Personen zu treffen, sofern
unter Berücksichtigung der Anzahl der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer die Durchführung der Versammlung oder De-
monstration auch auf andere Weise möglich ist. Das Innen-
ministerium ist verpflichtet, ein Gleichgewicht zwischen der
Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit und den Rechten
der Personen zu wahren, die in den Gebieten leben, arbeiten
oder unternehmerisch tätig sind, in denen die Versammlung
oder Demonstration stattfindet. Diese Personen dürfen nicht
daran gehindert werden, ihre Tätigkeit fortzusetzen. Das In-
nenministerium ist ferner verpflichtet, ein Gleichgewicht zwi-
schen der Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit einer-
seits sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der
ungehinderten Bewegung von Verkehr oder Personen und
anderen Rechten und Freiheiten andererseits zu gewährleis-
ten. Zu diesem Zweck ist das Innenministerium Georgiens
befugt, die Zweckmäßigkeit einer Änderung von Zeit, Ort
und/oder Route der Versammlung oder Demonstration zu
prüfen und dem Veranstalter und/oder den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern am Ort der Versammlung oder Demons-
tration mündlich verbindliche Anweisungen zu erteilen.
Gleichzeitig wurde festgelegt, dass es unzulässig ist, Fahr-
bahnen für Fahrzeuge oder Fußgänger künstlich zu blockie-
ren, wenn dies nicht durch die Anzahl der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer der Versammlung oder Demonstration erfor-
derlich ist. Ebenso ist es unzulässig, Fahrbahnen für Fahr-
zeuge oder Fußgänger durch Kraftfahrzeuge, verschiedene
Konstruktionen und/oder Gegenstände zu blockieren. Wird

eine Fahrbahn für Fahrzeuge oder Fußgänger entgegen den
im Gesetz festgelegten Regeln blockiert, so warnt eine befug-
te Mitarbeiterin oder ein befugter Mitarbeiter des Innenminis-
teriums den Veranstalter und/oder die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer. Wird die Fahrbahn innerhalb von 15 Minuten
nicht freigegeben, gilt die Versammlung oder Demonstration
als rechtswidrig. Das in diesem Zeitraum bestehende Ver-
halten wird als Rechtsverstoß gewertet, unabhängig vom Er-
gebnis. Insbesondere gilt: Die Einräumung einer 15-minüti-
gen Frist zur Beendigung des Gesetzesverstoßes bedeutet
nicht, dass der Verstoß als nicht begangen gilt, wenn er inner-
halb dieser Frist beendet wird. Die betreffende Teilnehmerin
bzw. der betreffende Teilnehmer trägt ab dem Zeitpunkt der
Begehung des Verstoßes die nach der georgischen Gesetz-
gebung vorgesehene Verantwortung. Parallel dazu wurden
Änderungen im Gesetzbuch über Ordnungswidrigkeiten vor-
genommen, in dem für die genannten Handlungen entspre-
chende Sanktionen vorgesehen wurden. Insbesondere wurde
eine Verwaltungshaft von bis zu 15 Tagen mit Einziehung
des Tatmittels festgelegt. Handelt es sich bei dem Täter um
die Veranstalterin bzw. den Veranstalter, kann die Verwal-
tungshaft bis zu 20 Tage betragen, ebenfalls mit Einziehung
des Tatmittels. Ist der Täter eine schwangere Frau, eine Mut-
ter mit einem Kind unter 12 Jahren, eine minderjährige Per-
son oder eine Person mit erheblich oder wesentlich aus-
geprägter Behinderung, wird eine Geldstrafe von 5.000 GEL
(ca. 1.600 EUR) verhängt; handelt es sich dabei um die Ver-
anstalterin bzw. den Veranstalter, beträgt die Geldstrafe
15.000 GEL (ca. 4.800 EUR). Gesondert wurde auch die
Frage der Verantwortlichkeit von Ausländerinnen und Aus-
ländern geregelt. Blockiert beispielsweise eine ausländische
Person den Eingang eines Gerichts, organisiert sie eine Ver-
sammlung oder Demonstration am Wohnort einer Richterin
bzw. eines Richters oder in einem allgemeinen Gericht kann
dies zur Ausweisung aus Georgien und zu einem Einreise-
verbot für bis zu drei Jahre führen.

Finanzrecht. Die Befugnisse des Staatlichen Rechnungshofs
Georgiens wurden erweitert. Dies ergibt sich zunächst aus
dem georgischen Gesetz über Grants, wonach der Staatliche
Rechnungshof die Überwachung der Gewährung und des Er-
halts von Grants ohne entsprechende Zustimmung durchführt.
Seine Zuständigkeit wurde auch um den Bereich des Schutzes
personenbezogener Daten erweitert. Nach dem Gesetz über
den Schutz personenbezogener Daten hat ein Betroffener im
Falle der Verletzung der in diesem Gesetz vorgesehenen
Rechte und Verfahren das Recht, sich an den Staatlichen
Rechnungshof, ein Gericht und/oder eine übergeordnete Ver-
waltungsbehörde zu wenden. Diese Änderung ist am 2.3.2026
in Kraft getreten. Ab diesem Zeitpunkt werden die Befugnisse
des bisherigen Diensts für den Schutz personenbezogener
Daten vollständig aufgehoben, der bislang in diesem Bereich
zuständig war. Entsprechend wurden im gesamten Gesetzes-
text Verweise auf den „Dienst für den Schutz personenbezo-
gener Daten“ durch den „Staatlichen Rechnungshof“ ersetzt.
Eine vergleichbare Änderung wurde im Organischen Gesetz
über politische Vereinigungen von Bürgern vorgenommen, in
dem der Staatliche Rechnungshof die Befugnisse des Antikor-
ruptionsbüros übernommen hat. Auch diese Änderung ist am
2.3.2026 in Kraft getreten. Darüber hinaus hat der Staatliche
Rechnungshof Zuständigkeiten im Zusammenhang mit dem
Gesetz über die Registrierung ausländischer Agenten (sog.
„FARA“) übernommen, sodass die gesetzlich vorgesehene
Registrierung künftig bei dieser Behörde zu erfolgen hat.

Zivil- und Zivilprozessrecht. In das georgische Gesetz über
Mediation wurden mehrere Änderungen aufgenommen. Im
Bereich der privaten Mediation wurde festgelegt, dass eine im
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Rahmen der privaten Mediation erzielte Mediationsverein-
barung auf Grundlage einer Vereinbarung der Parteien durch
das Gericht vollstreckt werden kann. Auf Grundlage einer
solchen Vereinbarung kann eine der Parteien oder beide Par-
teien beim Gericht die Vollstreckung der im Rahmen der
privaten Mediation erzielten Mediationsvereinbarung beantra-
gen. Das Gericht prüft dabei die Frage der Vollstreckung der
im Rahmen der privaten Mediation erzielten Mediationsver-
einbarung nach den in diesem Gesetz und in der ZPO fest-
gelegten Verfahren. Darüber hinaus wurde das Verfahren zur
Anerkennung und Vollstreckung internationaler Mediations-
vereinbarungen präzisiert. Eine internationale Mediationsver-

einbarung kann auf Antrag einer oder beider Parteien durch
ein Gericht anerkannt und vollstreckt werden. Für die An-
erkennung und Vollstreckung internationaler Mediationsver-
einbarungen ist der Oberste Gerichtshof Georgiens zuständig.
Zusätzlich wurden die Normen über die Ethikkommission
präzisiert, ebenso wie das Verfahren zur Anfechtung von Ent-
scheidungen der Ethikkommission über die Verhängung dis-
ziplinarischer Maßnahmen gegen Mediatorinnen und Media-
toren sowie das Verfahren zur Behandlung entsprechender
Beschwerden.

Assoz. Prof. Dr. Sergi Jorbenadze, Ph. D., LL.M., Tbilisi

Aus der Tätigkeit der IRZ

Die verschiedenen Projektarten und ihre Interaktion auf
dem Westbalkan in der Übersicht. Internationale Rechts-
beratung, somit die Unterstützung von Staaten bei der Trans-
formation ihres Rechtssystems hin zum Rechtsstaat, ist viel-
fältig. Dies gilt nicht nur für die Handlungsformen, von der
Gesetzgebungs- über die Organisationsberatung bis hin zu
Aus- und Weiterbildung und zur Erstellung von Schulungs-
materialien, die wiederum ihrerseits von klassischen Publika-
tionen über Blogs im Internet bis hin zu Schulungsfilmen
reichen. Verschiedenartig sind aber auch die Organisations-
formen und die Finanzierungsquellen der internationalen
Rechtsberatung. Infrage kommen hier die Institutionelle Zu-
wendung, die Projektförderung sowie Drittmittelprojekte, die
sich wiederum in unterschiedliche Finanzierungsformen, wie
beispielsweise EU-Technical Assistance und EU-Twinning-
Projekte unterteilen lassen.

An dieser Stelle können die Charakteristika dieser ver-
schiedenen Projekt- und Finanzierungsarten nicht im Einzel-
nen dargestellt werden.1 Vereinfacht kann man jedoch sagen,
dass im Rahmen der Institutionellen Zuwendung, im Fall der
IRZ vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV) gewährt und bei der Projektförderung des
Auswärtigen Amts die durchführenden Organisationen zu-
sammen mit den Partnern in den Empfängerstaaten die Pro-
jekte entwickeln, also insbesondere die Themen sowie die
Vorgehensweise festlegen. Bei den Drittmittelprojekten und
EU-Twinning-Projekten hingegen, die in der Praxis meist von
der EU ausgeschrieben werden, wird die Aufgabe „aus Brüs-
sel“ vorgegeben. Den Zuschlag bekommt dann der Anbieter,
der durch sein Konzept, aber auch sein finanzielles Angebot
überzeugt.

Die IRZ ist auf all diesen vier Feldern tätig, wodurch eine
Finanzierung „auf mehreren Beinen“ sichergestellt werden
kann. Dadurch kann sich die IRZ auch thematisch breiter
aufstellen und in den jeweiligen Ländern ein umfangreiches
Netzwerk aufbauen. Außerdem kommen durch den internen
Austausch zwischen den verschiedenen Projektbereichen In-
formationen aus einem Projekt auch einem anderen zu.

Allgemeines zur Projektförderung auf dem Westbal-
kan. Nachfolgend soll die Tätigkeit der IRZ im Jahre 2025
mit Mitteln der Projektförderung des Auswärtigen Amts (AA)
dargestellt werden. Zu den Charakteristika der diesbezügli-
chen Tätigkeit gehört, dass sich enge und regelmäßige Kon-
takte mit den jeweiligen deutschen Botschaften, die die Arbeit
der IRZ aktiv begleiten und Kontakte zu wichtigen nationalen
Partnern möglich machen, ergeben. Gleichzeitig nehmen die
Botschaften aber auch gerne an den Erfahrungen und Be-

obachtungen der IRZ teil. Die Projektförderung unterstützt
also den Dialog zwischen der IRZ und den deutschen Aus-
landsvertretungen in besonderer Weise.

Auf dem Westbalkan spielte die Projektförderung des AA
darüber hinaus eine besondere Rolle für die IRZ, weil sie dort
bereits im Jahre 2000 mit solchen Mitteln als Teil des deut-
schen Beitrags des Stabilitätspakts für Südosteuropa ihre Tä-
tigkeit aufnahm. Damals beinhaltete dieser geographische
Bereich auch Kroatien und Slowenien. Dabei konnte im
rechtlichen Bereich ein wesentlicher Beitrag zur Vorbereitung
dieser beiden Länder für den erfolgreichen EU-Beitritt geleis-
tet werden. Gegenwärtig umfasst das durch die Projektför-
derung des Auswärtigen Amt unterstützte Gebiet die Beitritts-
kandidaten Staaten Albanien, Bosnien-Herzegowina, Monte-
negro, Nordmazedonien und Serbien sowie Kosovo als poten-
ziellen Beitrittskandidaten. Dabei handelt es sich also um
Länder, deren Bedeutung auch dadurch unterstrichen wird,
dass sie von der Westbalkanstrategie der Bundesregierung
und dem Berlin-Prozess umfasst sind. Insgesamt zielt die Pro-
jektförderung der IRZ auf dem Westbalkan auf die nachhalti-
ge Stärkung rechtsstaatlicher Strukturen und unabhängiger
Justizsysteme ab. Dabei werden regionale Besonderheiten
berücksichtigt und Reformprozesse langfristig begleitet.

Aufgrund der EU-Perspektive werden von der IRZ auf dem
Westbalkan auch innerhalb der Projektförderung vor allem
Themen, die dazu beitragen, die Kriterien für einen EU-Bei-
tritt zu erfüllen, bearbeitet.
Beitrittsorientierte Bedarfsanalyse am Anfang. Ermittelt

werden die geeigneten Projekte im Rahmen einer umfassen-
den Bedarfsanalyse. Geprüft wird nicht nur, ob die jeweils im
Raum stehenden Themen relevant sind, sondern es wird auch
überprüft, ob der Partner gewillt und in der Lage ist, die
Inhalte effektiv und effizient umzusetzen. Es wird also auch
die tatsächliche Reformbereitschaft und die Aufnahmefähig-
keit des Partners analysiert. Zu diesem Schritt gehört auch,
sich unter dem Prüfungsschritt „do no harm“ quasi als advo-

1) Nähere Darstellungen dazu finden sich bei Müller/Budde, in: Köt-
ter/Röder/Deppe/Trappe/Schneider (Hrsg.), Rechtsstaatsförderung –
Handbuch für Forschung und Praxis, Stuttgart 2022, Rechtsstaatsför-
derung durch das AA, S. 370ff, Hülshörster/ Pürner, in: Kötter/Röder/
Deppe/Trappe/Schneider (Hrsg.), a. a. O., Rechtsstaatsförderung durch
das BMJV, S. 376 ff.; Trappe, in: Kötter/Röder/Deppe/Trappe/Schneider
(Hrsg.), a. a. O., Rechtsstaatsförderung durch die EU, S. 382ff, dort ins-
bes. S. 384 zu den Technical Assistance Projekten und S. 385ff zu den
Twinning-Projekten; zu letzteren vgl. auch Trappe, in; Mirow/Hülshörs-
ter, Deutsche Beratung bei Rechts- und Justizreformen im Ausland –
20 Jahre Deutsche Stiftung für internationale rechtliche Zusammenarbeit,
Berlin, 2012, EU-Twinning-Projekte als Chance der internationalen
rechtlichen Zusammenarbeit, dort S. 341 ff.
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catus diaboli zu fragen, ob das Projekt nicht intendierte
schädliche Effekte haben könnte. Dies kann dazu führen, dass
von einem inhaltlich grundsätzlich geeigneten Projekt abge-
sehen werden muss, da dadurch möglicherweise Partner mit
fraglichem Reformwillen legitimiert werden würden. Selbst-
verständlich überprüft die IRZ die Umsetzungsfähigkeit und
Machbarkeit auch in Bezug auf sich selbst, z. B. hinsichtlich
der Verfügbarkeit geeigneter Expertinnen und Experten. Im
Ergebnis findet also eine Projektentwicklung im Dialog statt.
Es ist durchaus nicht selten, dass dadurch ein Projekt wesent-
lich gegenüber den ursprünglichen Intentionen und auch einer
ursprünglichen Anfrage des Partners modifiziert wird, um
diesen Anforderungen zu genügen.

(Selbst-)kritische Reflexion ist auch während der Projekt-
durchführung angesagt. So wird ein laufendes Monitoring
betrieben, bei dem auch Rückmeldungen der Teilnehmenden
durchgeführt und zeitversetzt nach den Wirkungen der Maß-
nahmen gefragt wird. Rückmeldungen der teilnehmenden In-
stitutionen und Fachkräfte werden systematisch ausgewertet
und fließen in die Weiterentwicklung laufender und künftiger
Aktivitäten ein. Auf diese Weise wird die Praxisrelevanz und
Nachhaltigkeit der Projekte fortlaufend überprüft. Schließlich
erfolgen nach Projektabschluss regelmäßig externe Evaluatio-
nen.

Der Bedarfsermittlung und der Gestaltung der Maßnahmen
kommt bei der IRZ übrigens zugute, dass im Projektbereich
sowohl ein deutscher Volljurist, mit fließenden bosnisch-
kroatisch-montenegrinisch-serbischen Sprachkenntnissen wie
eine deutschsprachige promovierte, serbische Juristin als
Ortskraft tätig sind. In den Projektländern selbst sind lokale
Repräsentantinnen und Repräsentanten der IRZ – zumeist mit
juristischem Hintergrund – tätig, die die Umsetzung der Maß-
nahmen vor Ort begleiten, als Schnittstelle zu den Partner-
institutionen fungieren und zur fachlichen und organisatori-
schen Kontinuität der Zusammenarbeit beitragen. Auch wer-
den in einigen Ländern deutsche Justizpraktikerinnen und
-praktiker mit muttersprachlichen Kenntnissen eingesetzt.
Dies erlaubt es auch umfangreiche Materialien (z. B. nationa-
le Gesetze und deren Begründungen, Reformstrategien) aus-
zuwerten und bei der Projektdurchführung zu berücksichti-
gen.
Regionaler und methodischer Ansatz der Projektför-

derung des AA. Bei der Projektförderung des AA, welche
die IRZ im Jahr 2025 auf dem Westbalkan umgesetzt hat,
handelt es sich um ein Regionalprojekt, das alle oben genann-
ten Länder umfasst. Dabei behandelt man vor allem Quer-
schnittthemen, also solche, bei denen sich Fortschritte in
mehreren Bereichen auswirken. Im Menschenrechtsbereich
wirkt sich eine verbesserte methodische Qualifikation der
Richterinnen und Richter sowie der wissenschaftlichen Mit-
arbeitenden der Verfassungsgerichte beispielsweise auf die
Rechtsprechung bezüglich sämtlicher Grundrechte aus. Ver-
besserte Vorschriften und erhöhte Fähigkeiten in der Ver-
handlungsführung kommen der Rechtsdurchsetzung in allen
Bereichen des materiellen Rechts zugute.

Auch werden für die jeweiligen Inhalte die passenden
Formen gewählt. So lässt sich neuere Rechtsprechung durch-
aus auch durch Online-Veranstaltungen vermitteln, während
für Schulungen in effektiver Verhandlungsführung die direkte
Anschauung anhand deutscher Gerichtsverhandlungen und
der Austausch mit Kolleginnen und Kollegen vor Ort an
Anschaulichkeit, Überzeugungskraft und Motivation nicht zu
überbieten ist.

Auf diese Weise wurde als Schwerpunktziel für das gesam-
te Projekt 2025 auf dem Westbalkan definiert, einen Beitrag
zur Förderung der Stabilität auf dem Westbalkan durch Stär-
kung der Rechtsstaatlichkeit und Justiz zu leisten. Dieser soll
durch Fortbildung von Rechtsanwenderinnen und -anwendern

bei der Anwendung menschenrechtlicher Vorschriften und
die europakonforme Anwendung nationalen Rechts, die auch
durch grenz- und ethnienübergreifende Schulungen von Juris-
tinnen und Juristen erreicht werden soll, bewirkt werden.
Themenkomplexe der IRZ? Im Hinblick auf die Kritik

der EU an den langen Verhandlungsdauern in den Westbal-
kanstaaten konzentriert man sich zum einen auf die effektive
Verhandlungsführung im Zivilrecht. Hier kann – das zeigen
rechtsvergleichende Untersuchungen – auch ohne langwierige
Änderungen im gesetzgeberischen und organisatorischen Be-
reich eine wesentliche Beschleunigung der Verfahren erreicht
werden. Zu diesem Komplex hat die IRZ bereits einen Schu-
lungsfilm erstellt, der in einigen Staaten bei den obligatori-
schen Schulungen von Richterinnen und Richtern Verwen-
dung findet. Flankierend zu dieser flächendeckenden Anspra-
che werden im Rahmen der Projektförderung Multiplikato-
rinnen und Multiplikatoren überwiegend aus der ersten
Instanz angesprochen.

Zum anderen konzentriert sich das in 2025 von der IRZ auf
dem Westbalkan mit Mitteln des AA durchgeführte Projekt
auf den Schutz der Menschenrechte, bezüglich dessen man im
Rahmen der Projektförderung in Albanien, Kosovo und Nord-
mazedonien mit den Verfassungsgerichten zusammenarbeitet.
Im Kosovo liegt z. B. ein besonderer Schwerpunkt bei der
Projektförderung auf der Stärkung vulnerabler Gruppen und
ihres Zugangs zur Justiz. In diesem Zusammenhang wurden
mehrere Maßnahmen in Zusammenarbeit mit dem Verfas-
sungsgericht und dem Obersten Gericht Kosovos sowie mit
der Justizakademie, dem Justizministerium und der kosovari-
schen Polizei umgesetzt. Ergänzend hierzu arbeitete die IRZ
mit dem Justizvollzug und der Bewährungshilfe, um men-
schenrechtsbasierte Standards entlang der gesamten justiziel-
len Verfahrenskette zu fördern.
Methodologie im Zivilprozessrecht. Im Bereich des Zivil-

prozessrechtes wurden in den verschiedenen Westbalkanstaa-
ten in den letzten Jahren verschiedenste Reformgesetze erlas-
sen, die eine Verfahrensbeschleunigung zum Ziel hatten. Ei-
nige dieser Vorschriften ähneln dem Wortlaut nach sehr den
entsprechenden Bestimmungen des deutschen Rechts. Die auf
diese Weise erzielte Verfahrensbeschleunigung hält sich je-
doch in Grenzen. Deshalb setzt sich in Wissenschaft und
Praxis dieser Staaten langsam die Erkenntnis durch, dass eine
Beschleunigung erst durch grundlegende Mentalitäts- und
Handlungsänderungen erreicht werden kann.

Darüber hinaus sind zur effektiven Anwendung bestimmter
Vorschriften auch praktische Fähigkeiten und „soft skills“
erforderlich. Die Anordnung des Gesetzgebers, dass das Ge-
richt sich auf die Verhandlung „vorzubereiten“ hat, bedeutet
schließlich nicht, dass die Richterin oder der Richter die
Relationstechnik kennt und anwenden kann. Hier ist ein ge-
eigneter Ansatzpunkt für zukünftige Verbesserungen im Rah-
men des gegenwärtigen Generationswechsels junge Richte-
rinnen und Richter, die schon vollständig außerhalb des so-
zialistischen Systems sozialisiert und ausgebildet wurden und
ihr ganzes Berufsleben noch vor sich haben, ihre Ämter über-
nehmen. Ziel ist es, ihnen im Hinblick auf die bevorstehende
jahrzehntelange Anwendungspraxis Einblicke in die deutsche
Praxis zu gewähren und den Austausch mit deutschen Kolle-
ginnen und Kollegen zu fördern, um dadurch die bisherige,
meist passive und obrigkeitsstaatliche Arbeitsweise der Justiz
in ihren Heimatländern zu überdenken. Partner der IRZ sind
hierbei die in den Ländern für die Richteraus- und -weiter-
bildung zuständigen Institutionen, mit denen die IRZ bereits
seit Jahren zusammenarbeitet.

In diesem Rahmen wurden u. a. Arbeitsbesuche für Richte-
rinnen und Richter aus Bosnien und Herzegowina, Montene-
gro und Nordmazedonien durchgeführt, bei denen sie sich mit
der Arbeitsweise deutscher Gerichte vertraut machen und mit

46 WiRO · Heft 1-3/2026 Aus der Tätigkeit der IRZ



Kolleginnen und Kollegen einen peer-to-peer-Austausch
pflegen konnten, wobei auch ein Abgleich der jeweils gelten-
den gesetzlichen Regelungen stattfand. Dies führte u. a. dazu,
dass die Teilnehmenden zahlreiche Anregungen für ihre täg-
liche Praxis gewannen und auch ihr bisheriges berufliches
Rollenbild reflektierten.
Methodologie im Bereich Menschenrecht. Zweites

Hauptthema für die projektfinanzierte Förderung bei der IRZ
ist die Stärkung der Verfassungsgerichte als höchste Instituti-
on zur Wahrung der Menschenrechte im nationalen Rechts-
system. Hier wird man länderspezifisch angepasst in unter-
schiedlicher Weise tätig, wobei wegen ihrer zentralen Bedeu-
tung für den Menschenrechtsschutz jeweils die Verfassungs-
beschwerde im Mittelpunkt stand. So fanden die
Arbeitskontakte zum EGMR durch Arbeitsbesuche in Straß-
burg statt, an denen nicht nur Verfassungsrichterinnen und
-richter, sondern, wegen deren wichtiger Rolle bei der Vor-
bereitung von Verfassungsgerichtsentscheidungen, auch wis-
senschaftliche Mitarbeitende des albanischen Verfassungs-
gerichts teilnahmen. Für die letztgenannte Gruppe fanden am
Verfassungsgericht von Nordmazedonien auch Workshops,
die von ehemaligen wissenschaftlichen Mitarbeitenden des
BVerf in Karlsruhe geleitet wurden, mit sehr aktiver Betei-
ligung der Adressatengruppe statt, die insbesondere die Gele-
genheit zur peer-to-peer-Diskussion nutzten. Deutlich wurde
bei diesen Aktivitäten durch die Einbindung des EGMR und
Bezugnahmen auf diesen insbesondere auch, dass der Schutz
von Grundrechten bzw. die Festlegung von Maßstäben hier-
bei keine allein nationale Frage mehr ist.
Rolle des deutschen und kontinentaleuropäischen

Rechts. Bei der Bedarfsermittlung fließt auch die politische
Gesamtsituation eines Landes mit ein. Deshalb verfolgt die
IRZ in Serbien einen besonderen Ansatz. Dort ist man wegen
der zunehmend autoritären Regierungsführung zurückhaltend
bei der Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen. Andererseits
ist im Land ein erhebliches reformfreudiges Potenzial vor-
handen. Auch sind Deutschkenntnisse unter serbischen Juris-
tinnen und Juristen, die dann auch de facto-Botschafterinnen
und Botschafter des deutschen Rechts sind, weit verbreitet.
Außerdem ist Belgrad wegen seiner zentralen Lage innerhalb
der Region besonders geeignet für regionale Aktivitäten. Aus
diesem Grund arbeitet die IRZ dort gegenwärtig ausschließ-
lich im Nichtregierungssektor. Dies zum einen in der Weise,
dass in Belgrad traditionell der jährliche Workshop der
Deutschsprechenden IRZ-Alumni aus den slawischsprachigen
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawiens durchgeführt
wird. Dabei wird dieser Adressatengruppe, die sich durch
erhebliche Eigeninitiativen und Anstrengungen in besonderer
Weise qualifiziert hat, die Gelegenheit geboten, sich in deut-

scher Sprache über deutsches Recht auszutauschen, aber auch
Feinheiten der Rechtsterminologie im Verhältnis zwischen
der deutschen Sprache und der Heimatsprache der Teilneh-
menden werden behandelt. In Serbien gibt man darüber hi-
naus in Zusammenarbeit mit deutschsprechenden Professo-
rinnen und Professoren, darunter auch dem zwischenzeitli-
chen stellvertretenden Präsidenten des serbischen Verfas-
sungsgerichts Prof. Dr. Milan Skulić, mit Mitteln der
Projektförderung des AA die Zeitschrift „Kontinentalno pra-
vo – časopis za održiv i skladan razvoj prava“ („Kontinenta-
les Recht – Zeitschrift für nachhaltige und zweckmäßige
Rechtsentwicklung“, kurz KoPra) heraus, die erfreulicherwei-
se auch in den weiteren Staaten der Region Lesende sowie
Autorinnen und Autoren findet. Die Zeitschrift hat es sich zur
Aufgabe gemacht, dadurch einen Beitrag zur Rechtsentwick-
lung zu leisten, indem sie die wesentlichen Merkmale des
kontinentaleuropäischen Rechts herausarbeitet und auf ge-
setzgeberische Fehlentwicklungen wie hybride Gesetze, die
systemfremde Elemente des angloamerikanischen Rechts in-
korporieren und so vermeidbare Widersprüche im Recht
schaffen, hinzuweisen. Das deutsche Recht sowie kontinen-
taleuropäische Rechtsordnungen dienen auch im Kosovo häu-
fig als wichtige Referenzmodelle für Gesetzgebungs- und
Reformvorhaben. Sie bieten insbesondere bei der Ausgestal-
tung prozessualer Strukturen und rechtsstaatlicher Garantien
Orientierung.

Fazit und Ausblick. Mit Steuermitteln finanzierte Arbeit
muss sich auch die Frage nach ihren Wirkungen gefallen
lassen. Aus diesem Grund besteht in der IRZ ein Monitoring-
und Evaluationskonzept. Vorangegangene Evaluationen führ-
ten zu sehr positiven Resultaten, für das abgelaufene Jahr
laufen die Auswertungen noch. Erste Kommentare von Part-
nern und Teilnehmenden stimmen jedoch optimistisch. So
fasste Fiona Papajorgji, die Präsidentin des albanischen Ver-
fassungsgerichts, mit dem die IRZ im vergangenen Jahr in-
tensiv zusammenarbeitete, zusammen wie folgt: „Our coope-
ration with IRZ plays a substantial role in strengthening
access to constitutional justice, enhancing professional capa-
cities, and aligning Albanian constitutional practice more
closely with European standards“. Besonders gefreut hat die
Mitarbeitenden der IRZ und die beteiligten Expertinnen und
Experten der Kommentar einer serbischen Rechtsanwältin
zum oben angesprochenen Alumni-Workshop. Er lautete:
„Bei dieser Veranstaltung spürt man, dass alle mit dem Her-
zen dabei sind – und mit enormem Sachverstand und Engage-
ment.“

Mohamed Abidi/Angela Lummel/Veronica Eck/Christoph
Nienhaus/RA Dr. Stefan Pürner, IRZ
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